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DG 0089/2022 

Begrüssung und Mitteilung der Kantonsratspräsidentin 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Guten Morgen, sehr geehrter Herr Landammann, werte Regierung so-

wie liebe Kolleginnen und Kollegen, ich begrüsse Sie ganz herzlich zur heutigen Session. Ein spezieller 

Willkommensgruss geht an unser neues Ratsmitglied Manuela Misteli, die hier vorne sitzt. Sie wird von 

Alt-Kantonsrat Kuno Tschumi begleitet. Es freut mich sehr, dass er heute hier ist und ich ihn wieder 

einmal sehe. Kuno Tschumi hatte im Kanton verschiedenste Funktionen inne und in einigen davon fehlt 

er uns ganz besonders. Gerne möchte ich zudem erwähnen, dass heute jemand Geburtstag hat, aber 

nicht hier im Saal ist. Es ist jedoch noch nicht so lange her, als er dies noch war. Es handelt sich dabei um 

Alt-Regierungsrat Roland Heim. Bestimmt schaut er sich die heutige Debatte an. An dieser Stelle wün-

sche ich Roland Heim alles Gute zum Geburtstag. Falls er diese Glückwünsche nun doch verpasst haben 

sollte, so werden sie ihm bestimmt weitergeleitet. Seit der letzten Session sind ein paar interessante 

Dinge geschehen oder haben stattgefunden. Die Gemeindepräsidentinnen aus der ganzen Schweiz 

waren bei Bundesrätin Simonetta Sommaruga eingeladen. Es ist zu erwähnen, dass der Kanton Solo-

thurn mit einem Anteil von 25 % weiblicher Gemeindepräsidentinnen - nun, Präsidentinnen sind wahr-

scheinlich immer weiblich (Heiterkeit im Saal) - einen viel besseren Schnitt aufweist als die Ge-

samtschweiz. Dort liegt der Anteil der Gemeindepräsidentinnen bei 16 %. Der Kanton Solothurn ist 

demnach Vorreiter in diesem Bereich - wunderbar. Wer die Zeitung gesehen hat, konnte bereits lesen, 

dass sich Jugendliche einen Preis geholt haben. Ein Team der Kantonsschule Olten hat sich an einem 

nationalen Forschungswettbewerb den ersten Platz geholt. Das ist bemerkenswert und wir gratulieren 

an dieser Stelle herzlich. Auf der gleichen Seite ist erwähnt, dass ein Hägendorfer Grillchampion der 

Schweiz wurde. Der Rückseite dieser Zeitungsseite kann man entnehmen, dass das beste Take Away aus 

Olten kommt. Wenn man nur eine Seite der Zeitung liest, so sind die Seiten 17 und 18 wirklich wichtig. 

Ich gratuliere an dieser Stelle allen. Wir haben heute eine Demission zu verlesen und dazu folgendes 

Schreiben erhalten: «Sehr geehrte Frau Kantonsratspräsidentin, mit dem heutigen Schreiben gebe ich 

meinen Rücktritt aus dem Kantonsrat auf Ende dieser Session bekannt. Auch wenn meine neue Aufgabe 

rechtlich mit dem Kantonsratsmandat zu vereinbaren wäre, möchte ich mich künftig auf die Anliegen 

der Stadtsolothurner Bevölkerung fokussieren können. Ich bin sehr dankbar für das bereichernde Zu-

sammenspiel aller beteiligten Kräfte in unserem Politbetrieb. Das gilt insbesondere für meine Kollegin-

nen und Kollegen im Kantonsrat. Selbst wenn wir teilweise völlig divergierende Meinungen vertraten, 

begegnete man sich mit Anstand und Respekt. Mein Dank gilt auch den Mitgliedern des Regierungsrats 

und allen Mitwirkenden der kantonalen Verwaltung, insbesondere den Parlamentsdiensten. Selbstver-
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ständlich gab es von mir hin und wieder kritische Worte, aber es ist unbestritten, wie motiviert, enga-

giert und kompetent unsere Verwaltung arbeitet. Dafür an dieser Stelle allen meinen herzlichen Dank. 

Mit meiner Tätigkeit als Kantonsrat konnte ich mir das nötige Rüstzeug für meine künftige Aufgabe 

erwerben. Ich freue mich auf eine weiterhin gute Zusammenarbeit mit der Regierung, den Behörden 

und der Solothurner Verwaltung. Ich danke Euch für Euer Vertrauen und den gegenseitigen Respekt. Es 

ist mir eine besondere Freude, mich weiterhin für das Wohl eines Teils der Solothurner Bevölkerung 

einsetzen zu dürfen. Urs Unterlerchner.» Ich wünsche Urs Unterlerchner im Namen des Kantonsrats alles 

Gute. Ich bin sicher, dass wir dir auch in deiner neuen Funktion hin und wieder über den Weg laufen 

werden. Ich wünsche Dir alles, alles Gute und viel Freude an Deiner neuen Aufgabe. Danke (Beifall im 

Rat). 

Wir fahren mit einem freudigen Ereignis weiter. Am 23. Mai 2022 wurde David Häner Vater von Mila. 

Wir gratulieren der ganzen Familie herzlich und wünschen alles Gute und viel Freude (Beifall im Rat). 

Wir kommen nun zu den organisatorischen Hinweisen. Der erste Hinweis betrifft die Abgabezeiten von 

Vorstössen. Dringliche Interpellationen können bis heute Dienstag, 28. Juni 2022 um 11.30 Uhr einge-

reicht werden. Nur so ist eine Behandlung an dieser Session sichergestellt. Dringliche Aufträge sollten 

nach Möglichkeit bis morgen Mittwoch, 29. Juni 2022 um 10.00 Uhr eingereicht werden. Alle weiteren 

nicht dringlichen Vorstösse können bis am Mittwoch der nächsten Woche, dem 6. Juli 2022, um 12 Uhr 

eingereicht werden. Wie immer danken Ihnen die Parlamentsdienste, wenn Sie bei den Vorstössen zu-

sätzlich zu Ihrer Unterschrift auch die Sitznummer gemäss Personalausweis vermerken. Ich fahre nun mit 

der Bereinigung der Tagesordnung fort. Das Traktandum 17 «Interpellation Farah Rumy (SP, Grenchen): 

Verbesserungen für die Pflege sind dringend» entfällt. Die Interpellation wurde in eine Kleine Anfrage 

umgewandelt. Das Traktandum 22 «Interpellation Daniel Urech (Grüne, Dornach): Herstellung eines 

bundesrechtskonformen Mehrwertausgleichs und Klärung für die Gemeinden» wurde ebenfalls in eine 

Kleine Anfrage umgewandelt. Das Traktandum 26 «Wahl eines Ersatzrichters oder einer Ersatzrichterin 

am Kantonalen Steuergericht für den Rest der Amtsperiode 2021-2015» wird auf die nächste Session 

vertagt. Hingegen wird ein neues Geschäft für morgen Mittwoch, 29. Juni 2022 im Anschluss an das 

Traktandum 25 in die Tagesordnung aufgenommen. Es handelt sich dabei um das Geschäft WG 

0100/2022 «Wahl eines Mitglieds der Justizkommission für den Rest der Amtsperiode 2021 bis 

2025 (anstelle von Stefan Nünlist, FDP.Die Liberalen)». Die Nachtraktandierung wird aufgrund des 

Wechsels von Stefan Nünlist von der Justizkommission in die Geschäftsprüfungskommission notwendig. 

Gibt es zu dieser Bereinigung der Tagesordnung Fragen oder Einwände? Das scheint nicht der Fall zu 

sein. Somit gilt dies als genehmigt. Bevor wir zu den Kleinen Anfragen kommen, weise ich Sie darauf 

hin, dass folgender Vorstoss am 1. Juni 2022 eingegangen ist: «Auftrag Geschäftsprüfungskommission: 

Legislaturplan mit gesetzlichen Grundlagen in Einklang bringen». § 73 Absatz 3 des Geschäftsregle-

ments sieht diesbezüglich vor, dass vor der Session eingereichte Vorstösse am ersten Sitzungstag zu 

Protokoll genommen werden. Nun gibt es noch einen kurzen Rückblick auf den Match des FC Kantons-

rats. Hierzu möchte ich dem Interims-Captain Werner Ruchti das Wort übergeben. 

Werner Ruchti (SVP). Wir haben zwei neue Dress erhalten und danken dem Sponsor ganz herzlich dafür. 

Als Erinnerung übergeben wir ihm ein Bild vom FC Kantonsrat (Beifall im Saal). 

Weiter berichtet der Vize-Captain über den Matchverlauf und macht Werbung für den FC Kantonsrat. 

Da das Votum im Rund des Kantonsratssaales (ohne Mikrofon) gehalten wurde, konnte keine Tonauf-

nahme gemacht werden. Daher entfällt an dieser Stelle ein Wortprotokoll. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Besten Dank für diese Ausführungen. Es wird Werner Ruchti erstaunen, 

dass es auch Frauen gibt, die Bier trinken. Aber ich persönlich ziehe tatsächlich Champagner vor. Daher 

überlege ich es mir noch, beim FC mitzumachen.  

K 0047/2022 

Kleine Anfrage S ilv ia Fröhlicher (SP, Bellach): Lernschwierigkeiten im Volksschulamt? 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Kleinen Anfrage vom 23. März 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats 

vom 31. Mai 2022: 
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1. Vorstosstext. Anfangs Februar 2022 machte die Solothurner Zeitung in einem Artikel «Rüffel für die 

Solothurner Schulaufsicht: Zuweisung in die Sonderschule ohne genaue Abklärung geht gar nicht» auf 

einen Beschwerdeentscheid des Solothurner Verwaltungsgerichts (VG) (VWBES 2021.301) aufmerksam, 

bei dem das Gericht das Volksschulamt (VSA) in ungewöhnlicher Deutlichkeit und Schärfe rügte. Bei der 

Konsultation des Entscheids stellt man fest, dass das VSA so ziemlich alle Verfahrensgrundsätze und 

rechtstaatliche Prinzipien verletzt hat: Schwerwiegende Verletzung des rechtlichen Gehörs, unvollstän-

dige Abklärung des Sachverhalts, mangelnde Aktenführung, keine Begründung des Entscheids. Zudem 

hat das VSA im Verfahren offensichtlich verpasst, sich zur Sache zu äussern, obwohl es zur Stellungnah-

me eingeladen worden war. Aufgrund dieser Verfahrensmängel wurden dem VSA sowohl die Verfah-

renskosten als auch eine Parteientschädigung auferlegt, obwohl dies nur ganz selten der Fall ist 

(§ 77 Verwaltungsrechtspflegegesetz: «Den am verwaltungsgerichtlichen Beschwerdeverfahren beteilig-

ten Behörden werden in der Regel keine Verfahrenskosten auferlegt und keine Parteientschädigungen 

zugesprochen oder auferlegt.»). Wer die Urteilsdatenbank des Verwaltungsgerichts konsultiert, muss 

zum Schluss kommen, dass es sich bei den festgestellten Verfahrensmängeln leider nicht um einen unüb-

lichen «Ausreisser» handelt, sondern dass von einer eigentlichen rechtsstaatlichen Blindheit ausgegan-

gen werden muss, wenn das VSA Sonderschulmassnahmen verfügt. So finden sich in den vergangenen 

vier Jahren weitere Entscheide des Verwaltungsgerichts, die ähnlich gravierende Mängel festhalten 

(etwa VWBES 2017.25 und VWBES 2017.291): Verletzung des rechtlichen Gehörs, mangelnde Aktenfüh-

rung, Verletzung des Grundsatzes der Verhältnismässigkeit, mangelnde Begründung etc. Bedenklich 

sind neben der schwerwiegenden und offensichtlich notorischen Verletzung rechtsstaatlicher Grundsät-

ze drei Punkte: 

1. Bei der Verfügung von Sonderschulmassnahmen handelt es sich um einen äusserst sensiblen Bereich, 

in welchem sich Entscheide oft langfristig auf die Schulbiografie auswirken können. Umso sorgfälti-

ger sollten Entscheide auch getroffen werden. 

2. Wie lässt sich erklären, dass das Verwaltungsgericht wiederholt das Gleiche rügen muss? Wieso hat 

man aus den Entscheiden übergeordneter Instanzen nicht die entsprechenden Konsequenzen gezo-

gen? 

3. Die Verletzung elementarer Verfahrensgrundsätze ist auch deshalb besonders stossend, weil das VSA 

als eines von ganz wenigen kantonalen Ämtern einen eigenen Rechtsdienst hat. 

Zur Klärung der Angelegenheit bitte ich deshalb um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Wie wird die offensichtlich notorische Verletzung rechtsstaatlicher Grundsätze in Verfahren der 

individuellen Sonderschulmassnahmen begründet? 

2. Wie wird begründet, dass aus früheren Entscheiden der Verwaltungsgerichtsbarkeit im VSA nicht die 

entsprechenden Konsequenzen gezogen wurden? 

3. Wie wird erklärt, dass selbst übliche Verhaltensregeln eines ordentlichen Verwaltungshandelns (etwa 

eine ordentliche Aktenführung oder die Stellungnahme im Rahmen von Beschwerdeverfahren) wie-

derholt nicht eingehalten werden? 

4. Wie viele Verfügungen im Bereich der Sonderschulmassnahmen wurden in den vergangenen fünf 

Jahren getroffen, die von den Betroffenen nicht angefochten wurden, die aber als rechtsstaatlich 

ebenso problematisch zu beurteilen sind (bitte korrekte Zahl)? 

5. Welche Rolle nahm der VSA-interne Rechtsdienst bei den angeführten Verfügungen und Beschwer-

deverfahren ein? 

6. Welche Rolle nimmt dieser Dienst generell beim Erlass von Verfügungen ein? 

7. Welche Konsequenzen wurden und werden durch das interne Qualitätsmanagement gezogen? 

8. Wie hoch waren die pagatorischen und kalkulatorischen Kosten dieser unzulänglichen Arbeitsweise 

in den angeführten Fällen? 

9. Welche Massnahmen ergreift der zuständige Departementsvorsteher, um in seinem Verantwor-

tungsbereich den gebotenen rechtsstaatlichen Prinzipien und Verfahrensgrundsätzen Nachachtung 

zu verschaffen? 

2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

3.1 Vorbemerkungen. Verfügungen zu den individuellen Sonderschulmassnahmen bilden den Abschluss 

von langen und vielschichtigen Abklärungs- und Entscheidungsprozessen. Oft sind Kinder und Jugendli-

che in sehr komplexen Familienverhältnissen betroffen, bei denen in vielen Fällen die geteilte elterliche 

Sorge besteht und unterschiedliche Vorstellungen der beiden Elternteile in Bezug auf die Beschulung 

des Kindes aufeinanderprallen. Des Weiteren bestehen oft verschiedene Vorstellungen und Erfahrungen 

beispielsweise aus kantonal unterschiedlichen Schulsystemen, welche über keinen Bereich Sonderschu-

lung verfügen. In verschiedenen Fällen liegen die Ansichten, was zum Wohle der Kinder sei, so weit 

auseinander, dass ein Gerichtsentscheid unumgänglich ist. Das Volksschulamt weist seit Jahren im Ge-
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schäftsbericht an den Kantonsrat die Zuverlässigkeit von Verfügungen und Beschwerdeverfahren aus. 

Bis 2018 wurden die vor Verwaltungsgericht gutgeheissenen Beschwerden als Anteil in % und ab 

2019 werden sie als Anzahl ausgewiesen. Der Sollwert des Indikators, der mit den Globalbudgetaus-

schüssen erarbeitet wurde, betrug ab 2019 zwei und wurde ab 2022 auf eine gutgeheissene Beschwerde 

pro Jahr gesenkt. Im Zeitraum vom 1. Januar 2013 bis 31. Dezember 2021 wurden 65 Beschwerden an 

das Verwaltungsgericht weitergezogen. Davon wurden fünf Beschwerden gutgeheissen und eine teil-

weise gutgeheissen. Die im Vorstoss erwähnten drei gutgeheissenen Beschwerden umfassen den Zeit-

raum Januar 2018 bis Februar 2022 und entsprechen diesen Gegebenheiten. Die Verfahrensmängel, die 

das Gericht gerügt hat, zeigen Schwachstellen auf, die es zu beheben gilt.  

3.2 Zu den Fragen 

3.2.1 Zu Frage 1: Wie wird die offensichtlich notorische Verletzung rechtsstaatlicher Grundsätze in Ver-

fahren der individuellen Sonderschulmassnahmen begründet? Die Abklärungen, die vor der Anordnung 

einer sonderpädagogischen Massnahme getroffen werden müssen, sind je nach Einzelfall sehr komplex. 

Verschiedene Familiensituationen sowie Vorstellungen und Wünsche der Elternteile führen oft zu lan-

gen und komplexen Verfahren. Die zuständige Abteilung des Volksschulamtes versucht hierbei, jeweils 

gemeinsam mit den Eltern eine passende Beschulung für die Schülerinnen und Schüler zu finden. Beste-

hen Konfliktsituationen zwischen den beiden Elternteilen oder wird nachträglich eine Massnahme abge-

lehnt, welcher ursprünglich zugestimmt wurde, führt dies teils zu weiteren Abklärungen und weiteren 

Verfahrensschritten und damit zu länger dauernden Verfahren.  

3.2.2 Zu Frage 2: Wie wird begründet, dass aus früheren Entscheiden der Verwaltungsgerichtsbarkeit im 

VSA nicht die entsprechenden Konsequenzen gezogen wurden? Aus den früheren Entscheiden, in wel-

chen Verfahrensfehler festgestellt worden sind, wurden Konsequenzen gezogen. Die Amtsleitung des 

Volksschulamts hat unter Einbezug der Bereichsleitung Recht / Personelles die internen Prozesse ange-

passt und entsprechende Anweisungen an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erteilt, damit die Ver-

fahren korrekt durchgeführt werden. Das Durchlaufen aller Verfahrensschritte wird jedoch durch kom-

plizierte Familiensituationen stark erschwert, was dazu führte, dass in gewissen Fällen die 

Verfahrensschritte fehleranfällig waren. 

3.2.3 Zu Frage 3: Wie wird erklärt, dass selbst übliche Verhaltensregeln eines ordentlichen Verwaltungs-

handelns (etwa eine ordentliche Aktenführung oder die Stellungnahme im Rahmen von Beschwerdever-

fahren) wiederholt nicht eingehalten werden? Das Volksschulamt nimmt jeweils sein Recht zur Einrei-

chung einer Stellungnahme zu einer Beschwerde (Beschwerdeantwort) wahr. Im Urteil vom 20. Januar 

2022 (VWBES.2021.301) wurde lediglich auf die Einreichung einer zweiten Stellungnahme verzichtet. Bei 

der Aktenführung besteht Verbesserungsbedarf. Nicht ausreichend dokumentiert ist insbesondere der 

Mailverkehr mit Eltern oder mit Institutionen. Die Mailnachrichten sind nicht immer lückenlos beim 

jeweiligen Fall abgelegt. Hier wurden intern neue Anweisungen erteilt, um diese Mängel zu beheben. 

3.2.4 Zu Frage 4: Wie viele Verfügungen im Bereich der Sonderschulmassnahmen wurden in den ver-

gangenen fünf Jahren getroffen, die von den Betroffenen nicht angefochten wurden, die aber als 

rechtsstaatlich ebenso problematisch zu beurteilen sind (bitte korrekte Zahl)? Diese Frage kann nicht 

beantwortet werden. Über Verfügungen, die nicht angefochten werden, wird keine Statistik geführt. Es 

kann jedoch festgehalten werden, dass in den letzten fünf Jahren mehr als 4'300 individuelle Sonder-

schulverfügungen erlassen wurden. Von den im Zeitraum Januar 2017 bis Dezember 2021 insgesamt 

36 Fällen, die ans Verwaltungsgericht weitergezogen worden sind, wurden 3 Beschwerden gutgeheis-

sen. Im aktuellen Jahr wurden von Januar bis Anfang April bereits wieder 360 Verfügungen im Bereich 

Sonderpädagogik erstellt.  

3.2.5 Zu Frage 5: Welche Rolle nahm der VSA-interne Rechtsdienst bei den angeführten Verfügungen 

und Beschwerdeverfahren ein? Nach Eingang einer Beschwerde wird das Volksschulamt vom Verwal-

tungsgericht zur Einreichung einer Stellungnahme (Beschwerdeantwort) und der Akten aufgefordert. 

Der Rechtsdienst des Volksschulamtes unterstützt die Abteilungen beim Verfassen der Beschwerdeant-

wort und bei den weiteren Schritten im gerichtlichen Verfahren. Zur Rolle des Rechtsdienstes bei Verfü-

gungen siehe Antwort zu Frage 6. 

3.2.6 Zu Frage 6: Welche Rolle nimmt dieser Dienst generell beim Erlass von Verfügungen ein? Die Fall-

führung liegt bei den jeweiligen Abteilungen des Volksschulamtes. Auch die Aktenführung liegt in der 

Verantwortung der Abteilungen. Die Abklärungen zu den sonderpädagogischen Massnahmen, die Su-

che nach einer geeigneten Sonderschulinstitution, die Gesprächsführung mit den Eltern und die effekti-

ve Zuweisung der Schülerinnen und Schüler zu einer Sonderschulinstitution liegt im Verantwortungsbe-

reich der Abteilung Individuelle Leistungen.  

Der Rechtsdienst des Volksschulamtes unterstützt die Abteilungen bei Fragen zu den Prozessabläufen. 

Der Rechtsdienst sorgt dafür, dass den Mitarbeitenden die Prozesse bekannt sind. In allen Abteilungen 
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wurden die Verfahrensabläufe aufgezeigt. Zudem wird der Rechtsdienst von den Abteilungen bei kon-

kreten rechtlichen Fragestellungen beigezogen.  

3.2.7 Zu Frage 7: Welche Konsequenzen wurden und werden durch das interne Qualitätsmanagement 

gezogen? Die Prozessabläufe wurden überprüft und angepasst. Die Mitarbeitenden wurden nochmals 

zusätzlich über die einzuhaltenden Schritte instruiert, damit die Verfahren korrekt durchgeführt wer-

den. 

3.2.8 Zu Frage 8: Wie hoch waren die pagatorischen und kalkulatorischen Kosten dieser unzulänglichen 

Arbeitsweise in den angeführten Fällen? Diese Kosten können weder aufgeführt noch ermittelt werden, 

da keine Zeiterfassung spezifisch für die Bearbeitung von Rechtsfällen erhoben wird. 

3.2.9 Zu Frage 9: Welche Massnahmen ergreift der zuständige Departementsvorsteher, um in seinem 

Verantwortungsbereich den gebotenen rechtsstaatlichen Prinzipien und Verfahrensgrundsätzen Nach-

achtung zu verschaffen? Der Departementsvorsteher hat das Volksschulamt aufgefordert, bei der Ver-

fahrensführung das Anhörungsrecht der Parteien zu gewährleisten, eine korrekte und vollständige Ak-

tenführung sicherzustellen und der Begründungspflicht die nötige Aufmerksamkeit zu schenken. 

K 0056/2022 

Kleine Anfrage Thomas Lüthi (glp, Hägendorf): Umsetzung Schutzbeschluss Kantonales Na-

turreservat «Dünnernufer Altmatten» Wangen bei Olten  

Es liegt vor: 

Wortlaut der Kleinen Anfrage vom 30. März 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats 

vom 31. Mai 2022: 

 

1. Vorstosstext. Im Rahmen der Realisierung der Entlastung Region Olten (ERO) wurden diverse ökologi-

sche Ausgleichs- und Ersatzmassnahmen geplant und umgesetzt. Eines der Herzstücke dieser Massnah-

men ist eine Revitalisierung eines Abschnittes der Dünnern auf Gemeindegebiet von Wangen bei Olten. 

Das aufgewertete Gebiet wurde mit Regierungsratsbeschluss (RRB) vom 8. Januar 2008 als Kantonales 

Naturreservat ausgeschieden und diverse Sonderbauvorschriften wurden erlassen. Diese Sonderbauvor-

schriften sehen unter anderem vor, dass keine Wege gebaut werden dürfen und dass das Betreten des 

Kantonalen Naturreservates nicht gestattet ist. Am Südufer hat sich seither ein nicht bewilligter Weg, 

der rege begangen wird, etabliert. Das Reservat wird permanent von Erholungssuchenden begangen 

und gerade im Sommer kommt es zu grösseren Menschenansammlungen im Gewässerraum. Das Kanto-

nale Naturreservat kann so seine Funktion als ökologische Ausgleichsmassnahme nicht erfüllen und die 

Schutzwerte sind massiv beeinträchtigt.  

Daher bitten wir den Regierungsrat höflich um die Beantwortung der nachfolgenden Fragen:  

1. Welche präventiven Massnahmen wurden bisher umgesetzt, um auf das Betretungsverbot aufmerk-

sam zu machen? 

2. Wer ist für die Umsetzung des Betretungsverbotes im Kantonalen Naturreservat Altmatten zustän-

dig? 

3. Ist dem Regierungsrat bekannt, dass die geltenden Sonderbauvorschriften nicht eingehalten wer-

den? 

4. Wie gedenkt der Regierungsrat die Sonderbauvorschriften und insbesondere das Betretungsverbot, 

welches seit 2008 gilt, umzusetzen? 

5. Mit welchen rechtlichen Möglichkeiten kann die Öffentlichkeit die Durchsetzung des genehmigten 

Nutzungsplans bei den zuständigen Stellen einfordern? 

2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

3.1 Zu den Fragen 

3.1.1 Zu Frage 1: Welche präventiven Massnahmen wurden bisher umgesetzt, um auf das Betretungs-

verbot aufmerksam zu machen? Die «Ausgleichs- und Ersatzmassnahmen Dünnernufer Altmatten» wur-

den mit Regierungsratsbeschluss Nr. 2008/15 vom 8. Januar 2008 - im Rahmen des Gesamtprojektes «Ent-

lastung Region Olten (ERO)» - genehmigt. Gemäss § 1 der Sonderbauvorschriften (SBV) zum kantonalen 

Teilzonen- und Gestaltungsplan «Dünnernufer Altmatten» bezwecken die Ausgleichs- und Ersatzmass-

nahmen für das Strassenprojekt ERO die Schaffung eines kantonalen Naturreservates Dünnernlauf mit 

«bach- und landschaftstypischen Lebensräumen für einheimische Tier- und Pflanzenarten». Nach § 4 SBV 
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erfolgt die Erschliessung des Naturreservates nur über die im Teilzonen- und Gestaltungsplan dargestell-

ten Wege. Auf der Südseite der Dünnern ist kein Weg im Plan eingetragen. Das Betreten des Kantona-

len Naturreservates ist nach § 4 Abs. 3 der SBV unter Ausnahmen für Unterhalt und Fischerei nicht ge-

stattet. Die Erholungsnutzung ist so zu lenken, dass das kantonale Naturreservat ungestört bleibt. Es 

sind die entsprechenden Massnahmen zu treffen und Informationstafeln aufzustellen. Das Naturreservat 

ist mit entsprechenden Schutzgebietstafeln gekennzeichnet. Die Schutzbestimmungen wurden und 

werden kommuniziert. Informationstafeln erläutern zudem die ökologische Bedeutung des Naturreser-

vates. Seit der Revitalisierung einer ersten Etappe der Dünnern in der Altmatten bis zur Liegenschaft Nr. 

65 an der Entlastungsstrasse Ost hat das Gebiet bereits erheblich an Bedeutung für eine an die neu ge-

schaffenen Lebensräume angepasste Flora und Fauna gewonnen. Ebenso ist die revitalisierte Dünnern 

auf einen unerwartet hohen Zuspruch für die erholungssuchende Bevölkerung aus der Region gestos-

sen. Erholungssuchende nutzen die neu geschaffenen Trittsteine/Beobachtungsplätze und -steine am 

Nordufer gemäss rechtsgültiger Planung vor allem im Sommerhalbjahr rege. Allein dadurch aber auch 

wegen der relativ kleinräumigen Verhältnisse hat sich gezeigt, dass innerhalb des aufgewerteten Natur-

reservatperimeters kaum mit störungsempfindlichen Tierarten - zumindest während der Brutzeit - ge-

rechnet werden darf. Ursprünglich umfasste das Revitalisierungsprojekt eine Weiterführung nach Wes-

ten. Aufgrund von Bedenken über mögliche nachteilige Einflüsse auf die Wasserversorgung von Olten 

wurde vorläufig nur eine erste Revitalisierungsetappe realisiert. Das Monitoring allfälliger Auswirkun-

gen hat erfreulicherweise keine negativen Auswirkungen auf die Qualität des Trinkwassers gezeigt. Die 

Baupiste auf der Dünnernsüdseite wurde bisher nicht zurückgebaut, weil geplant ist, die Revitalisierung 

im Rahmen des Projekts «Lebensraum Dünnern Oensingen bis Olten – Hochwasserschutz und Aufwer-

tung» nach Westen fortzusetzen. Dazu ist ab 2023 eine Anpassung der kantonalen Richtplanung vorge-

sehen. Ausserdem wird ohnehin ein Trassee für den zweckmässigen Unterhalt des Naturreservates von 

Süden her benötigt, was mit dem aus der ehemaligen Baupiste hervorgegangenen Naturweg mit offe-

ner Deckschicht (Unterhaltsweg) zweckmässig sichergestellt wird.  

3.1.2 Zu Frage 2: Wer ist für die Umsetzung des Betretungsverbotes im Kantonalen Naturreservat Alt-

matten zuständig? Nach § 8 der Verordnung über den Natur- und Heimatschutz vom 14. November 

1980 (NHV; BGS 435.141) ergeben sich die Rechtswirkungen der Schutzgebiete aus den im Planerlassver-

fahren erlassenen Vorschriften. Nach § 44 NHV wird mit Haft oder Busse bestraft, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig gegen Bestimmungen dieser Verordnung oder die darauf gestützten Vorschriften und Verfü-

gungen verstösst. In den vergangenen Jahren hat sich gezeigt, dass der vorhandene Weg einem grossen 

Bedürfnis für Spaziergänger entspricht und rege genutzt wird. Der Unterhaltsweg mündet im Westen in 

einen Trampelpfad, welcher in die Quartierstrasse in der Chrummatt führt. Eine Sanktionierung von 

Spaziergängern für eine rechtswidrige Benutzung des Unterhaltsweges macht unseres Erachtens hier 

nicht Sinn und wäre unverhältnismässig, solange das eigentliche Schutzgut, nämlich die neu geschaffe-

nen bach- und landschaftstypischen Lebensräume nicht in ihrem Bestand oder ihrer regionstypischen 

Artengarnitur gefährdet ist. Eine solche Gefährdung, welche eine konsequente Ahndung durch die 

Polizei nach sich ziehen würde, ist unseres Erachtens bisher an der revitalisierten Dünnern nicht einge-

treten. Trampelpfade direkt an das Gewässer oder das Anlegen von Feuerstellen beispielsweise wären 

nur durch eine hohe, durchgehende Absperrung des Naturreservates gänzlich zu unterbinden. Durch 

einen regelmässigen (Gehölz)-unterhalt und Wegräumen von liegengelassenen Abfällen kann einer 

schleichenden ökologischen Wertverminderung des Reservates am besten entgegengewirkt werden. 

3.1.3 Zu Frage 3: Ist dem Regierungsrat bekannt, dass die geltenden Sonderbauvorschriften nicht einge-

halten werden? Ja. Betroffen ist jedoch nur das Betretungsverbot (vgl. dazu Antwort zu Frage 2). 

3.1.4 Zu Frage 4: Wie gedenkt die Regierung die Sonderbauvorschriften und insbesondere das Betre-

tungsverbot, welches seit 2008 gilt, umzusetzen? Die Sonderbauvorschriften wurden grossmehrheitlich 

umgesetzt. Betreffend Betretungsverbot bietet das Projekt «Lebensraum Dünnern Oensingen bis Olten - 

Hochwasserschutz und Aufwertung» mit der darin vorgesehenen Verlängerung der Revitalisierung ge-

gen Westen die Gelegenheit, die Zielsetzungen und Massnahmen des Naturreservates sowie des gesam-

ten Dünnernlaufes zwischen Oensingen und Olten, unter Einbezug der kantonalen Fachstellen, Ge-

meinden interessierten Organisationen sowie der Bevölkerung, integral zu überdenken. Dabei kann von 

den Erfahrungen bei der realisierten ersten Etappe profitiert werden. Die Benutzung des bestehenden 

Unterhaltsweges durch Spaziergänger wird bis dahin auf Zusehen hin toleriert. Im Zug von «Lebens-

raum Dünnern» wird zudem ein Erholungskonzept erstellt, welches auch für diesen Bereich mögliche 

Lösungen für eine «Kanalisierung» (z.B. mittels einem Holzsteg) der Besuchenden eruiert. Es ist generell 

einzuräumen, dass insbesondere in Siedlungsnähe der Fokus heute vermehrt auf Besucherlenkung, In-

formation und Sensibilisierung anstatt auf Betretungsverbote gelegt wird. Konkret bedeutet dies, dass 

ein Betretungsverbot in der ursprünglich angedachten Form offensichtlich gar nicht zweckmässig ist und 
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deshalb Wege gesucht werden müssen, wie man Natur und Mensch im besten Sinne der Koexistenz 

gleichermassen an diesem Raum teilhaben lässt. 

3.1.5 Zu Frage 5: Mit welchen rechtlichen Möglichkeiten kann die Öffentlichkeit die Durchsetzung des 

genehmigten Nutzungsplans bei den zuständigen Stellen einfordern? Es besteht die Möglichkeit, gege-

benenfalls Anzeige wegen Widerhandelns gegen § 44 NHV zu erstatten (vgl. Antwort zu Frage 2). 

K 0069/2022 

Kleine Anfrage Fabian Gloor (Die Mitte, Oensingen): SBB-Baustellen dürfen nicht den Kanton 

Solothurn vom ÖV abhängen 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Kleinen Anfrage vom 10. Mai 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 

21. Juni 2022: 

 

1. Vorstosstext. Baustellen auf dem Schienennetz der SBB sind keine Seltenheit und selbstverständlich 

notwendig, um die Infrastruktur genügend leistungsfähig zu erhalten. So führen Bauarbeiten zwischen 

Oensingen und Wangen an der Aare während sechs Wochen (April - Mai 2022) zu Ausfällen des IC5 in 

Oensingen, aber auch zu reduzierten Halten der S20 an diversen Stellen. Die Bevölkerung wie auch die 

offiziellen Behörden wurden darüber nicht beziehungsweise sehr spät informiert, und die Ersatzlösun-

gen sind mehr schlecht als recht. Verständlicherweise entsteht dadurch zusätzlicher Ärger in der Bevöl-

kerung, nachdem die Region bereits inakzeptabel viele ungeplante Ausfälle (97, was fast einer Verzehn-

fachung [!] im Vergleich zu den Vorjahren entspricht) hinnehmen musste. Diesbezüglich wird auf K 

0239/2020 und A 0223/2021 verwiesen. Der Bund wie auch der Kanton haben sich das ambitionierte und 

sinnvolle Ziel gesetzt, den Modalsplit massiv in Richtung ÖV zu verlagern. Damit dies gelingt, braucht es 

vor allem bei Regionen, wie sie der Bahnhof Oensingen erschliesst, wo noch ein grosses Aufholpotenzial 

besteht, einen funktionierenden ÖV. Dieser ist aber mit stetigen Ausfällen, egal aus welchem Grund, 

gefährdet und damit auch die Erreichung der wichtigen strategischen Ziele. 

Es stellen sich daher folgende Fragen: 

1. Wie ist inskünftig der durchgängige Informationsfluss der Behörden sowie der betroffenen Bevölke-

rung mit der SBB bezüglich Baustellen und Ausfällen sichergestellt? 

2. Wie sehen optimale Ersatzlösungen bei Ausfällen oder Fahrplanreduktionen infolge von Baustellen 

aus (insbesondere am Bahnhof Oensingen mit dem IC5)? Und können diese inskünftig realisiert wer-

den? Wie setzt sich der Regierungsrat dafür ein? 

3. Welche weiteren Baustellen berühren den Kanton Solothurn in den nächsten beiden Jahren, bei 

denen zusätzliche Ausfälle geplant sind? 

4. Wie beurteilt der Regierungsrat die Situation vor dem Hintergrund der strategischen Ziele beim 

Modalsplit (insbesondere mit Bezug zum Einzugsgebiet des Bahnhofs Oensingen)? 

2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

3.1 Vorbemerkungen. Wir stellen ebenfalls fest, dass Bauarbeiten auf dem Schienennetz zunehmend 

grosse Auswirkungen auf den Betrieb haben. Dies betrifft - wie in der Kleinen Anfrage erwähnt - Bau-

stellen der SBB aber auch der weiteren, im Kanton Solothurn tätigen Bahninfrastrukturbetreibern (asm, 

BLS, BLT, OeBB und RBS). 

3.2 Zu den Fragen 

3.2.1 Zu Frage 1: Wie ist inskünftig der durchgängige Informationsfluss der Behörden sowie der be-

troffenen Bevölkerung mit der SBB bezüglich Baustellen und Ausfällen sichergestellt? Die SBB richtet 

ihren Fokus bei sogenannten «geplanten Fahrplanänderungen im Rahmen von Bauarbeiten» auf die 

Endkunden. Der Online-Fahrplan wird laufend aktualisiert. Flankierend dazu erfolgen Kommunikati-

onsmassnahmen am Bahnhof, im Zug und/oder den Medien. Über die grösseren Bauvorhaben informiert 

die SBB im Internet. Die grösseren Fahrplaneinschränkungen werden immer unter 

www.sbb.ch/fahrplananpassungen publiziert. Diese Seite ist speziell für Kundinnen und Kunden aufbe-

reitet und enthält sämtliche Informationen, welche die Kundschaft für die Reise während der Fahr-

planeinschränkungen benötigt. Die Einschränkungen sind ab ca. 1 Woche vor Beginn online und werden 

nach deren Ende wieder entfernt. Die Gemeinden werden heute punktuell bei massiven Auswirkungen 

und bei direktem Kontakt im Rahmen der Baukoordination abgeholt. Von Seiten der Gemeinden und 
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Städte wurde das Bedürfnis kommuniziert, besser über die kommenden Bauarbeiten und deren Auswir-

kungen auf den Betrieb informiert zu werden. Die SBB versucht, dies künftig im Rahmen ihrer Möglich-

keiten zu verbessern. Unter https://company.sbb.ch/de/medien/medienstelle/abonnieren.html können 

sämtliche Interessenten die Medienmitteilungen der SBB abonnieren. Es besteht die Möglichkeit, jene 

Kantone auszuwählen, die von eigenem Interesse sind. Die Medienmitteilungen zu den Bauarbeiten 

publiziert die SBB zusätzlich auf SBB News Medien (https://news.sbb.ch/medien).  

3.2.2 Zu Frage 2: Wie sehen optimale Ersatzlösungen bei Ausfällen oder Fahrplanreduktionen infolge 

von Baustellen aus (insbesondere am Bahnhof Oensingen mit dem IC5)? Und können diese inskünftig 

realisiert werden? Wie setzt sich der Regierungsrat dafür ein? Der Umgang mit den Ersatzlösungen re-

gelt der Bund in der Eisenbahn-Netzzugangsverordnung (NZV; SR 742.122). Art. 11 b Abs. 6 NZV lautet: 

Die Infrastrukturbetreiberin «[…] legt nach Konsultation der Eisenbahnverkehrsunternehmen und der 

Besteller im konzessionierten Personenverkehr sowie nach Absprache mit der Trassenvergabestelle den 

Ersatzverkehr und die Umleitungen fest. Dabei sind die Transportketten zu gewährleisten. Die ange-

passten Fahrpläne sind mindestens zwei Monate im Voraus zu publizieren. Auf Reisende, Absender und 

Empfänger dürfen keine Mehrkosten überwälzt werden.» Bei Baustellen der SBB mit grösseren Auswir-

kungen erhalten die betroffenen Kantone in der Regel ein Jahr im Voraus das entsprechende Grobkon-

zept. Einige Monate im Voraus folgt - wie bei allen übrigen Baustellen - das Detailkonzept. Der Kanton 

Solothurn setzt sich im Rahmen der Besprechung dieser Konzepte für adäquate Lösungen ein. Die Aus-

wirkungen der Baustellen treffen den Güterverkehr wie auch den Fern- und Regionalverkehr. Bei sehr 

vielen Baustellenfahrplänen wird zumindest ein Teil oder gar der vollständige Verkehr umgeleitet oder 

auf die Strasse verlegt. Zum Teil werden verlängerte Nachtintervalle beansprucht oder der Verkehr wird 

an Wochenenden vollständig eingestellt. Es kommt auch vor, dass der Verkehr über eine längere Zeit 

eingestellt werden muss. Bei Doppelspur-Bahnstrecken kann der Verkehr oder ein Teil davon vielfach 

über ein verbleibendes Gleis abgewickelt werden, was jedoch die Kapazität stark reduziert und somit 

ebenfalls grosse Auswirkungen auf den Fahrplan haben kann. Welches die «optimale Ersatzlösung» ist, 

muss daher von Fall zu Fall entschieden werden. Dabei müssen alle Verkehrsarten berücksichtigt wer-

den. Nur in wenigen Fällen sind Ersatzlösungen im Regionalverkehr auf der Strasse ohne Auswirkungen 

auf den Fahrplan möglich. In den meisten Fällen wird auf der Strasse mehr Fahrzeit benötigt und es 

müssen Anschlüsse gebrochen werden. In Einzelfällen ist kein sinnvoller Ersatzbetrieb möglich wie z.B. 

zwischen Gänsbrunnen und Oberdorf SO. Sehr schwierig ist auch ein Ersatzangebot beim Ausfall von 

Fernverkehrszügen, da die Reisezeitdifferenz zum ursprünglichen Fahrplan sehr gross ist. Dies gilt auch 

für Ausfälle von IC-Zügen in Oensingen. Der Kanton Solothurn setzt sich in diesen Fällen dafür ein, dass 

nach Möglichkeit zumindest in der Hauptverkehrszeit zusätzliche Züge verkehren (z.B. Shuttlezug 

Oensingen - Olten, wenn der IC5 Oensingen nicht bedient ist). Solche Lösungen sind jedoch aus techni-

schen oder betrieblichen Gründen nicht immer möglich. 

3.2.3 Zu Frage 3: Welche weiteren Baustellen berühren den Kanton Solothurn in den nächsten beiden 

Jahren, bei denen zusätzliche Ausfälle geplant sind? Im Anhang werden die Baustellen bei der Bahninf-

rastruktur mit grösseren Auswirkungen auf den Verkehr aufgeführt, von denen der Kanton Solothurn 

Kenntnis hat. Sie betreffen neben SBB auch asm, BLS, BLT, OeBB und RBS. Diese Aufzählung ist aber 

nicht abschliessend. Entsprechend der Projektentwicklung sind weitere Auswirkungen zu erwarten; es 

können Terminverschiebungen vorkommen oder kleinere Arbeiten werden erst kurzfristig bekannt 

gegeben. Auch weitere, hier nicht aufgelistete und zum Teil weit ausserhalb des Kantons Solothurn 

liegende Vorhaben können einen grossen Einfluss auf Bahnlinien haben, welche durch den Kanton füh-

ren. Beispielsweise werden am letzten Wochenende im September 2022 Bauarbeiten in Mägenwil (Kan-

ton Aargau) dazu führen, dass die IC5-Züge in einer geänderten Fahrlage verkehren müssen und in 

Grenchen Süd sowie in Oensingen nicht halten können. 

3.2.4 Zu Frage 4: Wie beurteilt der Regierungsrat die Situation vor dem Hintergrund der strategischen 

Ziele beim Modalsplit (insbesondere mit Bezug zum Einzugsgebiet des Bahnhofs Oensingen)? Die Arbei-

ten dienen einerseits dem Unterhalt (Substanzerhalt), andererseits dem Ausbau der Infrastruktur. Infra-

strukturausbauten haben in der Regel das Ziel, Verbesserungen beim Fahrplanangebot zu ermöglichen. 

Daher ist es unvermeidlich, dass für spätere Verbesserungen vorübergehend Verschlechterungen der 

Angebotsqualität in Kauf genommen werden müssen. Verschlechterungen beim Angebot auf der Schie-

ne könnten in der Tendenz dazu führen, dass sich der Modalsplit zugunsten des Individualverkehrs ver-

ändert. Gleiche oder zumindest ähnliche Auswirkungen sind auch beim Unterhalt und beim Ausbau des 

Strassennetzes festzustellen, wo es ebenfalls zu deutlich spürbaren Einschränkungen in der Verkehrs-

qualität kommen kann. Wir werden uns weiterhin dafür einsetzen, dass beim ÖV adäquate Ersatzkon-

zepte zum Tragen kommen, die sicherstellen, dass die negativen Auswirkungen in einem akzeptablen 

Ausmass bleiben. In diesem Zusammenhang ist auch die Information der Reisenden von zentraler Be-

deutung und negative Überraschungen sind zu vermeiden. 
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K 0071/2022 

Kleine Anfrage Fraktion FDP.Die Liberalen: Schätzung der Minderkosten beim Zinsaufwand 

des Kantons Solothurn aufgrund des Wegfalls  der Verrechnungssteuer auf Obligationen 

schweizerischer Körperschaften 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Kleinen Anfrage vom 11. Mai 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 

14. Juni 2022: 

 

1. Vorstosstext. Infolge der vom Bundesparlament beschlossenen Verrechnungssteuerreform wird auch 

der Kanton Solothurn beim Zinsaufwand entlastet. Weil die Verrechnungssteuer auf staatlichen Obliga-

tionen wegfällt, werden Anleger und Anlegerinnen bereit sein, entsprechende Papiere bei geringeren 

Renditen zu halten. In einer Szenarienanalyse der Eidgenössischen Steuerverwaltung wird davon ausge-

gangen, dass die zu bezahlenden Zinsen öffentlicher Körperschaften durch den Wegfall der Verrech-

nungssteuer je nach Zinsniveau um 0.05, 0.1 beziehungsweise 0.15 Prozentpunkte geringer ausfallen. 

Daraus ergibt sich eine Verringerung des Zinsaufwands von schweizweit insgesamt 60 bis 200 Millionen 

Franken jährlich für die öffentlichen Körperschaften der Schweiz. Diese Einsparungen des Kantons Solo-

thurn beim Zinsaufwand bedeuten eine Entlastung für unsere Steuerzahler und Steuerzahlerinnen. Mit 

Blick auf eine allfällige Referendumsabstimmung zur Verrechnungssteuervorlage ist es wichtig, dass die 

Stimmbürger und Stimmbürgerinnen über die damit verbundenen lokalen Einspareffekte transparent 

informiert werden. Eine entsprechende Schätzung kann direkt auf den Modellannahmen der Eidgenös-

sischen Steuerverwaltung aufbauen und ist somit ohne tiefergehende Studien mit verhältnismässig ge-

ringem Aufwand durchführbar. Die Berechnung soll auf Basis der Szenarienanalyse gemäss dem Bericht 

der Eidgenössischen Steuerverwaltung vom 27. Juli 2021 erfolgen. 

Wir bitten den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Frage: 

1. Wie hoch sind die geschätzten Minderkosten für den Kanton Solothurn, die sich aus der Verringe-

rung des Zinsaufwands ergäben, falls die Verrechnungssteuer auf Obligationen gemäss Beschluss des 

Bundesparlaments vom 17. Dezember 2021 wegfällt? (BBl 2021 3002, https://www.fedlex.admin.ch/ 

eli/fga/2021/3002/de) 

2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates. Die im Vorstosstext erwähnte Szenarienanalyse zeigt Langfristef-

fekte auf, welche zum Tragen kommen, wenn Altanleihen vollständig durch Neuemissionen abgelöst 

werden. Was den Kanton Solothurn anbetrifft, ist festzuhalten, dass in absehbarer Zukunft keine Ab-

sicht besteht, eine neue Anleihe aufzunehmen bzw. eine auslaufende Anleihe neu aufzulegen. Im Ge-

genteil, es ist unsere feste Absicht, auch die nächste, am 16. Oktober 2023 auslaufende Anleihe über 

100 Mio. Franken vollständig zurück zu bezahlen. Die möglichen Einsparungen können gleichwohl be-

ziffert werden. Würde die genannte Anleihe über 100 Mio. Franken neu aufgelegt, würde bei einer 

Abschaffung der Verrechnungssteuer und einer geschätzten Senkung des Zinsniveaus um 0.05 bis 

0.1 Prozent Zinskosten von 50'000 – 100'000 Franken wegfallen.  

K 0073/2022 

Kleine Anfrage Bruno Vögtli (Die Mitte, Hochwald): Weshalb findet keine Zusammenarbeit 

der Feuerwehren in den Randregionen des Schwarzbubenlandes statt?  

Es liegt vor: 

Wortlaut der Kleinen Anfrage vom 18. Mai 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 

14. Juni 2022: 

 

1. Vorstosstext. Die Solothurnische Gebäudeversicherung (SGV) schreibt den Gemeinden neue Feuer-

wehrmodule inklusive Gebäude für Fahrzeuge und Geräte vor. Durch diese grossen Investitionen wer-

den kleine Gemeinden finanziell schwer belastet.  

https://www.fedlex.admin.ch/
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Deshalb bitte ich den Regierungsrat um eine Beantwortung der nachstehenden Fragen: 

1. Wieso findet keine Zusammenarbeit bei den Feuerwehren in der Region Dorneck-Thierstein statt? 

2. Kann man die Stützpunktfeuerwehren in Dornach oder Breitenbach noch besser ausbauen? 

3. Wer kommt für die finanziellen Investitionen in den Gemeinden auf? 

4. Arbeiten die Kantonalen Gebäudeversicherungen über die Kantonsgrenzen hinaus mit anderen 

Feuerwehren zusammen? 

5. Kann man durch Fusionen Personal und Kosten einsparen? 

6. Sind in näherer Zukunft grosse Zusammenschlüsse bei den Feuerwehren in der Region des Schwarz-

bubenlandes geplant? 

2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

3.1 Vorbemerkungen. Gemäss § 71 Absatz 1 des Gesetzes über die Gebäudeversicherung, Brandverhü-

tung, Feuerwehr und Elementarschadenhilfe vom 24. September 1972 (Gebäudeversicherungsgesetz; 

GVG; BGS 618.111) hat jede Gemeinde eine Feuerwehr zu organisieren und zu unterhalten. Sie hat für 

genügende und zweckdienliche Einrichtungen aufzukommen. Insbesondere hat sie dafür zu sorgen, 

dass die persönliche Ausrüstung und die den örtlichen Verhältnissen entsprechenden Alarmeinrichtun-

gen, Gerätschaften und Wasserbezugsorte vorhanden und einsatzbereit sind. Es liegt somit in der ge-

setzlichen Verpflichtung jeder Gemeinde, eine Feuerwehr zu organisieren und zu unterhalten. Gemäss 

Absatz 2 desselben Paragrafen können sich, wo es die Verhältnisse rechtfertigen, mehrere Gemeinden in 

gegenseitigem Einverständnis zur Organisation einer einzigen Feuerwehr zusammenschliessen. Eine 

solche Regelung bedarf der Genehmigung des Regierungsrates. Entsprechend steht es den Gemeinden 

frei, sich Gedanken über eine mögliche Zusammenarbeit beziehungsweise einen Zusammenschluss zu 

machen. 

3.2 Zu den Fragen 

3.2.1 Zu Frage 1: Wieso findet keine Zusammenarbeit bei den Feuerwehren in der Region Dorneck-

Thierstein statt? Dass es gar keine Zusammenarbeit in der Region Dorneck-Thierstein gibt, kann so nicht 

bestätigt werden. Die Feuerwehren im Kanton Solothurn sind so organisiert und aufgestellt, dass die 

Nachbarschaftshilfe im Vordergrund steht. Die «Ortsfeuerwehren» sind entsprechend so ausgerüstet 

und personell aufgestellt, dass sie die ersten Massnahmen (Retten von Personen, Tieren etc.) sofort er-

greifen können. Als Beispiel dient hier der Brand der Kirche in der Silvesternacht 2021/2022, anlässlich 

dessen die Feuerwehr Hofstetten-Flüh rasch intervenierte, wodurch das Feuer schnell unter Kontrolle 

gebracht werden konnte. Alle weitergehenden Massnahmen wurden unter Mithilfe der umliegenden, 

auch kantonsübergreifenden Feuerwehren umgesetzt und das Ereignis wurde gemeinsam bewältigt. Es 

kann festgehalten werden, dass im Ernstfalleinsatz eine sehr rasche und enge Zusammenarbeit unter 

den Feuerwehren besteht. 

3.2.2 Zu Frage 2: Kann man die Stützpunktfeuerwehren in Dornach oder Breitenbach noch besser aus-

bauen? Die beiden Feuerwehren der Gemeinden Dornach und Breitenbach (der Begriff Stützpunktfeu-

erwehr wird seit der Einführung des Projektes «FEUERWER FUTURA» im Kanton Solothurn im Jahre 

2010 nicht mehr verwendet) sind Feuerwehren mit Sonderaufgaben, welche sie im Auftrag der Solo-

thurnischen Gebäudeversicherung (SGV) gemäss diversen Leistungsvereinbarungen für die Region Dor-

neck-Thierstein erbringen. Nach unserer Einschätzung sind die beiden Feuerwehren auch im Vergleich 

zu den restlichen Feuerwehren im Kanton Solothurn sehr gut ausgebaut und verfügen über adäquates 

und ereignisbezogenes Material und entsprechende Fahrzeuge. 

3.2.3 Zu Frage 3: Wer kommt für die finanziellen Investitionen in den Gemeinden auf? Der Beantwor-

tung der Frage 1 ist zu entnehmen, dass die Gemeinden selber für ihre finanziellen Investitionen auf-

kommen. Gestützt auf die Vollzugsverordnung zum Gesetz über die Gebäudeversicherung, Brandverhü-

tung, Feuerwehr und Elementarschadenhilfe vom 13. Januar 1987 (Verordnung zum 

Gebäudeversicherungsgesetz; BGS 618.112) werden den Gemeinden seitens der Gebäudeversicherung 

Beiträge an die Feuerwehraufwendungen geleistet. Konkret sind dies an die Neuanschaffung der Aus-

rüstung sowie die Neuanschaffung und Verbesserung von Gerätschaften und Feuerwehrmaterial 35 %, 

an die Neuerstellung, Erweiterung und Verbesserung von Feuerwehrlokalen 25 % und an die Anschaf-

fung von Fahrzeugen 35 % bzw. 50 % (bei erhöhtem regionalen Nutzen). Die entsprechenden beitrags-

berechtigten Gerätschaften, Fahrzeuge etc. sind in den Kommandoakten der SGV definiert. 

3.2.4 Zu Frage 4: Arbeiten die Kantonalen Gebäudeversicherungen über die Kantonsgrenzen hinaus mit 

anderen Feuerwehren zusammen? Weder die Solothurnische Gebäudeversicherung noch die Baselland-

schaftliche oder eine weitere öffentlich-rechtliche Gebäudeversicherung verfügen über Rechtsgrundla-

gen, welche sie zur direkten Zusammenarbeit mit Feuerwehren aus anderen Kantonen legitimieren 

würden. Vielmehr führt der Weg der Zusammenarbeit über die Trägerinnen der Feuerwehren (Gemein-

den). Paragraf 71 Absatz 3 des Gebäudeversicherungsgesetzes sieht vor, dass, wo es die Verhältnisse 
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rechtfertigen, sich mit Genehmigung des Regierungsrates mehrere Gemeinden zu einer einzigen Feuer-

wehr zusammenschliessen können. 

3.2.5 Zu Frage 5: Kann man durch Fusionen Personal und Kosten einsparen? Diese Frage kann nicht ab-

schliessend beantwortet werden. Möglichweise kann Personal eingespart werden. Dabei darf die höhere 

Belastung, welche aus einem tieferen Personalbestand aber einem fusionierten grösseren Schutzgebiet 

resultiert, allerdings nicht vernachlässigt werden. Es kommt zum Beispiel vor, dass Arbeitgeber einen 

vermehrten Einsatz der noch verbleibenden Angehörigen der Feuerwehr nicht mehr vollumfänglich 

akzeptieren, da diese Mitarbeitenden am Arbeitsplatz fehlen. Dies wiederum kann zu Überlegungen 

hinsichtlich Wende vom Milizsystem in Richtung Berufsfeuerwehr bzw. zu einer Mischform (Miliz-

/Berufsfeuerwehr) führen. Die Konsequenz daraus wäre, dass sich die Kosten gegenüber dem jetzigen 

sehr effizienten und in der Bevölkerung breit akzeptierten reinen Milizsystem erhöhen würden. 

3.2.6 Zu Frage 6: Sind in näherer Zukunft grosse Zusammenschlüsse bei den Feuerwehren in der Region 

des Schwarzbubenlandes geplant? In der näheren Zukunft sind der SGV keine grossen Zusammenschlüs-

se von Feuerwehren bekannt oder von dieser vorgesehen. Unabhängig davon hat sich im Zusammen-

hang mit der aktuell geplanten Totalrevision des Gebäudeversicherungsgesetzes die eingesetzte Be-

gleitgruppe klar für eine Feuerwehrorganisation ausgesprochen, welche nach wie vor in der Pflicht und 

in der Verantwortung der Gemeinde ist. Der Bedarf nach einem Zusammenschluss müsste auch zukünf-

tig von den betroffenen Gemeinden selber definiert werden. 

K 0074/2022 

Kleine Anfrage Bruno Vögtli (Die Mitte, Hochwald): Nach welchen Kriterien werden Hochsitze 

für Jäger aufgestellt? 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Kleinen Anfrage vom 18. Mai 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 

14. Juni 2022: 

 

1. Vorstosstext. In den letzten Jahren konnte vermehrt das Aufstellen von Hochsitzen für Jäger und 

Jägerinnen festgestellt werden. Sehr viele dieser Hochsitze befinden sich in den Wäldern oder direkt an 

den Waldrändern. Die Grösse und Anzahl dieser Hochsitze innerhalb einer kleinen Landfläche ist auffäl-

lig. Die gewählten Standorte erscheinen als ungeeignet und stören das Landschaftsbild. Diese Tatsache 

kann im Dorneck-Thierstein festgestellt werden. 

Deshalb bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der nachstehenden Fragen: 

1. Wer erteilt die Standortbewilligung für Hochsitze? 

2. Braucht es eine Baubewilligung? 

3. Wer ist für diese Bauten zuständig? 

4. Werden diese Hochsitze vom Kanton finanziert? 

5. Werden die ortsansässigen Baukommissionen informiert? 

2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

3.1 Vorbemerkungen. Hochsitze sind ein sehr bewährtes und wichtiges Instrument für eine schonende 

und effektive Regulierung des Wildes. Oberste Priorität hat beim Stellen eines Hochsitzes die Sicherheit 

bei der Ausübung der Jagd. So ist es beispielsweise wichtig, dass bei einem Schuss von der Kanzel ein 

genügender Kugelfang vorhanden ist. In der Regel werden Hochsitze so platziert, dass der gewachsene 

Boden das Kriterium des Kugelfangs erfüllt und die Energie eines Geschosses nach der Schussabgabe 

vollumfänglich und auf kürzestem Weg vernichtet wird. Dies bedingt eine gewisse Höhe der jagdlichen 

Einrichtung. Hochsitze erhöhen die Sicherheit, weil sie den Auftreffwinkel der Geschosse zum Kugelfang 

vergrössern. Hochsitze ermöglichen im Gegensatz zur ebenfalls wichtigen Bewegungsjagd eine ruhige 

und möglichst störungsfreie Ansitzjagd im Wald und am Waldrand. Sie sind für eine sichere und effizi-

ente Jagdausübung unerlässliche Hilfsmittel.  

3.2 Zu den Fragen 

3.2.1 Zu Frage 1: Wer erteilt die Standortbewilligung für Hochsitze? Die Evaluation der Standorte von 

Hochsitzen erfolgt durch die Jagdleitung des lokalen Jagdvereins. Das Aufstellen eines Hochsitzes er-

folgt in der Regel ebenfalls durch die Jagdleitung in Absprache mit dem Grundeigentümer. Nebst dem 

obersten Kriterium einer sicheren Jagdausübung mit ausreichendem Kugelfang wird die Platzierung so 
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gewählt, dass die jagdliche Regulation beispielsweise von Rehen oder Wildschweinen erfolgreich umge-

setzt werden kann; also bei Wildtierwechseln und dort, wo Wildtiere aus dem Wald ins Offenland aus-

treten. 

3.2.2 Zu Frage 2: Braucht es eine Baubewilligung? Hochsitze gelten im Kanton Solothurn als Jagdeinrich-

tung gemäss § 23 der kantonalen Waldverordnung (kWaV) und sind grundsätzlich bewilligungspflichtig. 

Dabei gilt es vor Allem, die Standortgebundenheit nachzuweisen und die Einbettung in die Landschaft 

zu prüfen. Von der Bewilligungspflicht ausgenommen sind einfache, offene, unauffällige Hochsitze, wie 

zum Beispiel Ansitzleitern für maximal 2 Personen und kleine Kanzeln. Ebenfalls davon ausgenommen 

sind mobile Installationen. 

3.2.3 Zu Frage 3: Wer ist für diese Bauten zuständig? Bau und Unterhalt solcher jagdlichen Hochsitze 

und Kanzeln obliegen dem lokalen Jagdverein. Die Zustimmung zur Erstellung von bewilligungspflichti-

gen Bauten wird gemäss § 23 Abs. 3 kWaV vom Bau- und Justizdepartement erteilt, wenn dies im öf-

fentlichen Interesse liegt, das Vorhaben keiner zusätzlichen Erschliessung bedarf und der Waldeigentü-

mer damit einverstanden ist. 

3.2.4 Zu Frage 4: Werden diese Hochsitze vom Kanton finanziert? Im Rahmen des Jagdgesetzes werden 

keine Entschädigungen ausgerichtet. Im Rahmen des Förderprogramms Wald können für den Schutz der 

Verjüngung beim Einrichten von Freihalteflächen auch Hochsitze finanziell unterstützt werden. 

3.2.5 Zu Frage 5: Werden die ortsansässigen Baukommissionen informiert? Handelt es sich um eine be-

willigungspflichtige Baute, wird die Baubewilligung ausserhalb Bauzone durch die Gemeinde erteilt. Die 

Organisation der Information innerhalb der Gemeinde ist Sache derselben. 

K 0075/2022 

Kleine Anfrage Matthias Borner (SVP, Olten): Vereine wurden fälschlicherweise besteuert 

wegen eines falschen Kreuzes. Weiteres Vorgehen. 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Kleinen Anfrage vom 18. Mai 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 

14. Juni 2022: 

 

Mit der Unternehmenssteuerreform (STAF) wurden Vereine mit wirtschaftlichem Zweck neu in jedem 

Fall besteuert. Zuvor galt beim Gewinn ein Freibetrag von 5'000 Franken. Was die Definition des wirt-

schaftlichen Zwecks für die Vereine betrifft, war bei den Vereinen Unklarheit vorhanden, wo die meis-

ten Amtspersonen dies in ihrer Freizeit und ohne Entgeltung wahrnehmen. Da kann man juristischen 

Durchblick nicht voraussetzen. Bei mir haben sich zwei Vereine gemeldet, welche Mindeststeuern an 

den Kanton, an die Gemeinden und am Schluss noch an die Kirche entrichten mussten. Wie sich zeigte, 

hätten Beide keine Steuern zahlen müssen, die Einsprachefrist ist aber abgelaufen. Als die Vereine sich 

aber, wie auch ich mich, vorgängig beim Steueramt meldeten, herrschte betreffend angebliche Steuer-

pflicht dieser Vereine keine klare Meinung. Mir wurde gar zuerst gesagt, sie seien klar steuerpflichtig. 

Daher bitte ich die Regierung um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Wie stellt das Steueramt bei Änderungen der Steuerpraxis sicher, dass dies auch einheitlich kommu-

niziert wird? 

2. Wie kann es sein, dass die beiden Vereine, welche sich beim Steueramt gemeldet haben, nicht ins 

Bild gesetzt wurden, dass sie keine Steuern hätten zahlen müssen? 

3. Wie kann es so weit kommen, dass Vereine, die nicht steuerpflichtig wären, eine Steuer entrichten 

müssen? 

4. Wie stellt das Steueramt in Zukunft sicher, dass den Vereinen bei Einreichung der Steuererklärung 

verständlich gemacht wird, wie sie das «Kreuz» auf Seite 4 oben betreffend «ideellem Zweck» richtig 

setzen? 

5. Kann die Steuererklärung in Zukunft in diesem Punkt bürger- und vereinsfreundlicher gestaltet wer-

den, um Aufwände auch beim Steueramt zu minimieren? 

2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

3.1 Vorbemerkungen. Bis Ende 2017 waren Vereine, Stiftungen und übrige juristische Personen mit wirt-

schaftlicher oder ideeller Zweckverfolgung normal steuerpflichtig, allerdings wurden Gewinne unter 

5'000 Franken und Eigenkapital unter 200'000 Franken nicht besteuert (sogenannte Minimalfaktoren). 
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Erreichten Vereine diese Schwellenwerte nicht, unterlagen sie somit auch nicht der Mindeststeuer von 

200 Franken bei persönlicher Zugehörigkeit und 100 Franken bei nur wirtschaftlicher Zugehörigkeit. Per 

1. Januar 2018 wurden mit der Einführung von § 95bis StG (Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern 

vom 1. Dezember 1985, BGS 614.11) ideelle Vereine zusätzlich entlastet, indem nunmehr Gewinne von 

juristischen Personen mit ideellen Zwecken nicht besteuert werden, soweit sie höchstens 20'000 Franken 

betragen. Die Steuerfreigrenze beim Kapital blieb unverändert bei 200'000 Franken (§ 106bis StG). Auf-

grund dieser Änderung wurden die Steuererklärungsformulare 2018 auf Seite vier um die Frage er-

gänzt, ob die juristische Person einen ideellen Zweck verfolge. Ein Hinweis auf die Gesetzesänderung 

erfolgte überdies auch in der Wegleitung zur Steuererklärung 2018, zudem wurde dort eine Erklärung 

zum ideellen Zweck abgegeben. Eine juristische Person verfolgt demnach einen ideellen Zweck, wenn 

sie nicht beabsichtigt, materielle Gewinne zu erzielen, sondern ideelle Werte wie die Pflege der Ge-

meinschaft, soziale, politische, kulturelle oder sportliche Anliegen vertritt oder fördert. Für Vereine mit 

wirtschaftlicher Zweckverfolgung hatte die Gesetzesänderung per 1. Januar 2018 keine Auswirkungen, 

d.h. sie unterlagen auch weiterhin nicht der Mindeststeuer. Mit der Einführung von STAF wurden per 

1. Januar 2020 die Minimalfaktoren für Vereine, Stiftungen und übrige juristische Personen mit wirt-

schaftlicher Zweckverfolgung aufgehoben. Sinn und Zweck dieser Gesetzesänderung war, eine rechts-

formneutrale Besteuerung zwischen allen juristischen Personen zu gewährleisten, sofern sie wirtschaftli-

che Zwecke verfolgen. Vereine mit wirtschaftlicher Zweckverfolgung bezahlen nunmehr auf jeden Fall 

eine minimale Kapitalsteuer. Die betroffenen, wirtschaftlich tätigen Vereine erhielten für die Steuerpe-

riode 2020 erstmals eine Steuererklärung zugestellt. Sie konnten aber mit Einreichen der Steuererklä-

rung ein Gesuch um Überprüfung einer ideellen Zweckverfolgung stellen. Wurden die erforderlichen 

Unterlagen eingereicht, prüfte das Kantonale Steueramt im Rahmen des ordentlichen Veranlagungsver-

fahrens, ob eine ideelle Zwecksetzung vorlag. Waren die Voraussetzungen erfüllt, wurde dies dem Ver-

ein mit der Veranlagungsverfügung mitgeteilt, und es entfiel auch eine Mindeststeuer. Ergab die Über-

prüfung, dass aus Sicht des Kantonalen Steueramtes kein ideeller Zweck vorlag, stand gegen die 

Veranlagungsverfügung der Rechtsmittelweg offen. So war es den Vereinen möglich, bei Bedarf auch 

im Rechtsmittelverfahren überprüfen zu lassen, ob sie ideelle Zwecke verfolgen oder nicht. An der Steu-

erpflicht von Vereinen mit ideeller Zwecksetzung hat sich mit der Gesetzesänderung per 1. Januar 

2020 hingegen nichts geändert. Ihre Gewinne bis höchstens 20'000 Franken und ihr Kapital bis höchs-

tens 200'000 Franken werden weiterhin nicht besteuert. 

3.2 Zu den Fragen 

3.2.1 Zu Frage 1: Wie stellt das Steueramt bei Änderungen der Steuerpraxis sicher, dass dies auch ein-

heitlich kommuniziert wird? Es handelte sich vorliegend nicht um eine Änderung der Steuerpraxis. 

Vielmehr sind die Minimalfaktoren für Vereine mit wirtschaftlichen Zwecken aufgrund einer Gesetzes-

änderung per 1. Januar 2020 weggefallen. Das Steueramt ist verpflichtet, diesen Auftrag des Gesetzge-

bers umzusetzen. 

3.2.2 Zu Frage 2: Wie kann es sein, dass die beiden Vereine, welche sich beim Steueramt gemeldet ha-

ben, nicht ins Bild gesetzt wurden, dass sie keine Steuern hätten zahlen müssen? Dem Kantonalen Steu-

eramt ist nicht bekannt, um welche beiden Vereine es sich gehandelt hat. So kann nicht abgeklärt wer-

den, welche Auskünfte diesen Vereinen erteilt oder nicht erteilt worden sind. 

3.2.3 Zu Frage 3: Wie kann es so weit kommen, dass Vereine, die nicht steuerpflichtig wären, eine Steuer 

entrichten müssen? Sowohl Vereine mit wirtschaftlicher wie auch mit ideeller Zweckverfolgung sind 

grundsätzlich steuerpflichtig. Wie unter vorstehend Ziff. 3.1 erwähnt, entfällt eine Steuer nur dann, 

wenn ein Verein einen ideellen Zweck verfolgt, weniger als 20'000 Franken Gewinn erzielt und weniger 

als 200'000 Franken Kapital aufweist. Damit überprüft werden kann, ob eine ideelle Zweckverfolgung 

gegeben ist, ist das Kantonale Steueramt auf die Mitwirkung der Vereine angewiesen, d.h. die notwen-

digen Unterlagen (Steuererklärung, Jahresrechnung, aktuelle Statuten oder Stiftungsurkunde sowie 

allfälliger Rechenschaftsbericht) sind dem Steueramt einzureichen. Gegen die Verfügungen des Steuer-

amtes steht der Rechtsmittelweg offen. Wird kein Rechtsmittel ergriffen, erwachsen die Verfügungen in 

Rechtskraft. Sie können dann nur noch unter bestimmten, gesetzlich klar umschriebenen Voraussetzun-

gen aufgehoben bzw. abgeändert werden. 

3.2.4 Zu Frage 4: Wie stellt das Steueramt in Zukunft sicher, dass den Vereinen bei Einreichung der Steu-

ererklärung verständlich gemacht wird, wie sie das «Kreuz» auf Seite 4 oben betreffend «ideellem 

Zweck» richtig setzen? Verfolgt ein Verein aus seiner Sicht einen ideellen Zweck, so hat er auf Seite vier 

der Steuererklärung das entsprechende Feld anzukreuzen und die notwendigen Unterlagen einzu-

reichen. Andernfalls wird er als wirtschaftlich tätiger Verein qualifiziert und erhält eine Veranlagungs-

verfügung zugestellt. Gegen die Veranlagungsverfügung kann der Verein immer noch innert 30 Tagen 

Einsprache erheben und geltend machen, er verfolge einen ideellen Zweck. Aus unserer Sicht können 

die Steuererklärung und die Wegleitung zur Steuererklärung zur Frage, unter welchen Voraussetzungen 
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eine ideelle Zweckverfolgung beantragt werden kann, tatsächlich noch ausführlicher und verständlicher 

formuliert werden. Das Kantonale Steueramt wird deshalb die Formulare bei nächster Gelegenheit 

überarbeiten. 

3.2.5 Zu Frage 5: Kann die Steuererklärung in Zukunft in diesem Punkt bürger- und vereinsfreundlicher 

gestaltet werden, um Aufwände auch beim Steueramt zu minimieren? Ja, siehe Antwort zu Frage 4. 

I 0058/2022 

Interpellation Farah Rumy (SP, Grenchen): Verbess erungen für die Pflege s ind dringend 

(wurde von der Interpellantin in eine Kleine Anfrage umgewandelt) 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Interpellation vom 30. März 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 

26. April 2022: 

 

1. Vorstosstext. Das Schweizer Stimmvolk hat am 28. November 2021 mit grossem Mehr die Volksinitiati-

ve für eine starke Pflege angenommen. Auch im Kanton Solothurn hat die Bevölkerung mit einem Ja-

Stimmenanteil von 60,57 Prozent zugestimmt. Dieses klare Verdikt des Volkes besagt eines ganz deut-

lich: Die Pflege muss dringend bessergestellt werden, und zwar mit besseren Arbeitsbedingungen und 

genügend Personal auf allen Schichten, damit auch eine gute Pflegequalität sichergestellt werden kann. 

Die Kantone sind bezüglich der Arbeitsbedingungen und der Qualität genauso in der Pflicht wie der 

Bund. 

Die Regierung wird daher um die Beantwortung folgender Fragen gebeten: 

1. Wann wird der Regierungsrat dem Kantonsrat und der Öffentlichkeit darlegen, wie er die Anliegen 

der Pflegeinitiative im Kanton Solothurn umzusetzen gedenkt?  

2. Welche Massnahmen ergreift der Regierungsrat, um die Arbeitsbedingungen in allen Gesundheitsin-

stitutionen (Spitäler, Einrichtungen der Langzeitpflege, Psychiatrie, ambulante Pflege etc.) rasch und 

nachhaltig zu verbessern?  

3. Mit welchen Massnahmen wird der fachgerechte und qualifizierte Einsatz des Personals gefördert? 

4. Ist der Regierungsrat bereit, einen verbindlichen Personalschlüssel und bessere Standards für die 

Arbeitsbedingungen und Löhne bei der Vergabe von Leistungsaufträgen festzuhalten?  

5. Wie kann die Regierung kurz- und mittelfristig mehr Ausbildungskapazitäten schaffen und unter-

stützen, sowie die Nachdiplomstudien (Anästhesie/Intensivpflege/Notfallpflege [AIN]) fördern?  

6. Würde der Regierungsrat einen Rahmen-Gesamtarbeitsvertrag (GAV) für die Langzeitpflegeeinrich-

tungen und für die Spitexorganisationen, welcher durch die Gemeinden zusammen mit den Sozial-

partnern erarbeitetet würde, unterstützen? Welche rechtlichen Rahmenbedingungen müssten ange-

passt werden, damit ein Rahmen-GAV ausgehandelt werden muss, sollten sich die Gemeinden 

weigern, einen Rahmen-GAV auszuhandeln.  

7. Welche tarifarischen Möglichkeiten sieht die Regierung für die verschiedenen Leistungserbringer? Ist 

der Regierungsrat bereit, mehr finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen? 

8. Die im GAV § 239 aufgelisteten Berufsbezeichnungen für das Pflegepersonal sind veraltet. Begriffe 

wie «Fachpflegeschwester», Spitalmitarbeiter und Spitalmitarbeiterin oder Schwester/Pfleger in lei-

tender Stellung gibt es nicht mehr. Der Beruf hat sich in den letzten Jahren stark professionalisiert. 

Zudem gibt es Pflegefachpersonen in den verschiedensten Zusatzfunktionen wie Herzinsuffizienzbe-

raterin, Wundexpertin, Expertin Intensiv-, Anästhesie- und Notfallpflege usw. Eine Pflegefachperson 

hat somit kaum Chancen, sich kompetent über das Lohneinstufungssystem im Kanton Solothurn zu 

informieren. Unterstützt der Regierungsrat eine Überprüfung und Anpassung der im GAV § 239 auf-

gelisteten Berufsbezeichnungen für das Pflegepersonal sowie die Veröffentlichung der entsprechen-

den Angaben zur Einreihung einer entsprechenden Funktion?  

9. Wie steht die Regierung zur Aussage «Umkleidezeit ist Arbeitszeit»? 

2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

3.1 Vorbemerkungen. Im Vorfeld der Volksabstimmung zur Pflegeinitiative wurde am 8. November 

2021 im Rahmen der Beantwortung der fraktionsübergreifenden Interpellation I 0187/2021 «Zukunft 

des Gesundheitspersonals im Kanton Solothurn» bereits ausführlich zu diesem Thema Stellung genom-

men. In der Zwischenzeit wurde am 28. November 2021 die Volksinitiative «Für eine starke Pflege (Pfle-
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geinitiative)» mit 61 Prozent Ja-Stimmenanteil angenommen. Die Initiative verlangt insbesondere, dass 

genügend diplomierte Pflegefachpersonen zur Verfügung stehen, um dem wachsenden Bedarf nach 

Pflege gerecht zu werden. Zudem sollen Pflegefachpersonen künftig gewisse Leistungen direkt mit der 

obligatorischen Krankenpflegeversicherung (OKP) oder anderen Sozialversicherungen abrechnen kön-

nen. Beide Anliegen hatte das eidgenössische Parlament in seinem Gegenvorschlag zur Initiative bereits 

aufgenommen. Da es sich um einen breit abgestützten Kompromiss des Parlaments handelt, hat der 

Bundesrat an seiner Sitzung vom 12. Januar 2022 entschieden, die ausgearbeiteten Vorschläge wieder-

aufzunehmen. Der indirekte Gegenvorschlag sah unter anderem Unterstützungsbeiträge an Institutio-

nen für ihre Arbeit in der praktischen Ausbildung diplomierter Pflegefachkräfte vor. Zudem sollten 

Fachhochschulen und höhere Fachschulen Zuschüsse erhalten, wenn sie die Zahl der Ausbildungsplätze 

erhöhen. Studierende wiederum, die eine Pflegeausbildung an einer Fachhochschule oder höheren 

Fachschule absolvieren, sollten bei Bedarf finanziell unterstützt werden. Insgesamt sollte die Aus- und 

Weiterbildung gemäss Gegenvorschlag während acht Jahren durch Bund und Kantone mit bis zu einer 

Milliarde Franken gefördert werden. Der Bundesrat hat das Eidgenössische Departement des Innern 

(EDI) beauftragt, den bestehenden Gesetzesentwurf wiederaufzunehmen und eine Botschaft auszuar-

beiten. Auf eine Vernehmlassung wird verzichtet, da der Inhalt des Gegenvorschlags bereits eine Ver-

nehmlassung durchlaufen hat. Das Parlament soll rasch mit der Beratung des Gesetzesentwurfs begin-

nen können. Mit diesem Vorgehen will der Bundesrat die Ausbildungsoffensive im Pflegebereich 

möglichst rasch umsetzen. Die Umsetzung der weiteren Punkte der Initiative wird gemäss Bundesrat 

mehr Zeit beanspruchen. Dazu gehören unter anderem die Forderungen nach anforderungsgerechten 

Arbeitsbedingungen und einer angemessenen Abgeltung der Pflegeleistungen. Diese Themen liegen 

heute hauptsächlich in der Zuständigkeit der Kantone, Betriebe und Sozialpartner (Arbeitgeber- und 

Arbeitnehmerverbände) bzw. der Finanzierer und Leistungserbringer im Gesundheitswesen. Der Bun-

desrat hat am 12. Januar 2022 das Bundesamt für Gesundheit (BAG) beauftragt, gemeinsam mit dem 

Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO), dem Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation 

(SBFI) und dem Bundesamt für Justiz (BJ) die Zuständigkeiten für das weitere Vorgehen zu klären. Im 

Rahmen der Stellungnahme zur Interpellation I 0187/2021 «Zukunft des Gesundheitspersonals im Kan-

ton Solothurn» wurde darauf hingewiesen, dass der Ausgang der Abstimmung Auswirkungen auf die 

zukünftigen Massnahmen im Pflegebereich im Kanton Solothurn haben wird. Bevor konkrete Mass-

nahmen durch die Kantone umgesetzt und zwischen Bund und Kantonen abgestimmt werden können, 

müssen die bundesrechtlichen Rahmenbedingungen vorliegen. Und wenn die Rahmenbedingungen und 

finanziellen Unterstützungen von Bund und Kanton definiert sind, sind die konkreten Verbesserungen 

durch die Institutionen der Gesundheitsversorgung zu leisten. Vor diesem Hintergrund ist der Spielraum 

des Kantons aktuell klein. Primär muss abgewartet werden, bis zumindest das erste Massnahmenpaket 

des Bundes durch die eidgenössischen Räte verabschiedet ist und allfällige Ausführungsbestimmungen 

des Bundes bekannt sind.  

3.2 Zu den Fragen  

3.2.1 Zu Frage 1: Wann wird der Regierungsrat dem Kantonsrat und der Öffentlichkeit darlegen, wie er 

die Anliegen der Pflegeinitiative im Kanton Solothurn umzusetzen gedenkt? Nachdem seitens Bund 

konkrete Beschlüsse zur Umsetzung der Pflegeinitiative vorliegen. 

3.2.2 Zu Frage 2: Welche Massnahmen ergreift der Regierungsrat, um die Arbeitsbedingungen in allen 

Gesundheitsinstitutionen (Spitäler, Einrichtungen der Langzeitpflege, Psychiatrie, ambulante Pflege etc.) 

rasch und nachhaltig zu verbessern? Zu den Arbeitsbedingungen zählen einerseits Regelungen zu Lohn, 

Ferien, Arbeitszeit oder Lohnfortzahlung. Kantonale Regelungen bestehen im Rahmen des Gesamtar-

beitsvertrags vom 25. Oktober 2004 (GAV; BGS 126.3), welcher auch für die Solothurner Spitäler AG 

(soH) Anwendung findet. Sowohl die Arbeitnehmer- als auch die Arbeitgeberinteressen werden durch 

Vertreterinnen und Vertreter in der Gesamtarbeitskommission (GAVKO) wahrgenommen. Konkrete 

Vorschläge zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen müssten durch diese in die Gesamtarbeitsver-

tragskommission (GAVKO) eingebracht und dort geprüft werden. Sämtliche auf der Spitalliste aufge-

führten Spitäler haben von Gesetzes wegen zu gewährleisten, dass bei ihnen mit dem kantonalen GAV 

vergleichbare Arbeitsbedingungen gelten. Dies ist der Fall, wenn das Spital selber einem privat- oder 

öffentlich-rechtlichen GAV untersteht (1), das Spital dem ausserkantonalen öffentlichen Personalrecht 

untersteht, das mit dem kantonalen GAV vergleichbar ist (2), oder im Spital privatrechtliche Arbeitsbe-

dingungen gelten, die mit dem kantonalen GAV vergleichbar sind (3). Die entsprechende Verpflichtung 

der Spitäler wird in den Leistungsvereinbarungen zwischen dem Kanton und den Spitälern ausdrücklich 

festgehalten (§ 3bis Abs. 2 Bst. h Spitalgesetz vom 12. Mai 2004 [SpiG; BGS 817.11]) und § 12 Verordnung 

über die Spitalliste vom 27. September 2011 [SpiVO; BGS 817.116]).  

In Bezug auf Alters- und Pflegeheime sowie Spitexorganisationen existieren derzeit keine entsprechen-

den Vorgaben und rechtlichen Grundlagen. Andererseits zählen auch die organisatorischen Elemente, 
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wie die Gestaltung der Arbeitsabläufe, Arbeitsplätze, Einsatzplanung oder Arbeitsvolumen, zu den Ar-

beitsbedingungen. Diese werden nicht durch den Kanton, sondern durch die Gesundheitseinrichtungen 

im Rahmen von schweizweiten, arbeitsrechtlichen Bestimmungen und Anforderungen an Ausbildungen 

definiert. Es ist darauf hinzuweisen, dass solche Vorgaben Kostenfolgen für die Gesundheitseinrichtun-

gen haben und deshalb auch durch eine entsprechende Finanzierung mittels Tarifen begleitet sein müs-

sen. Höhere Tarife wiederum werden zu Zusatzausgaben bei der Bevölkerung (Krankenversicherungs-

prämien), den Gemeinden (Restkostenfinanzierung Langzeitpflege und Spitex) und dem Kanton (Anteil 

Spitalkosten, Prämienverbilligung) führen. Ob im Rahmen der Umsetzung der Pflegeinitiative auch Bun-

desbeiträge vorgesehen werden sollen, ist derzeit noch nicht bekannt. Es wird auf die entsprechenden 

Ausführungen zu Frage 7 verwiesen. 

3.2.3 Zu Frage 3: Mit welchen Massnahmen wird der fachgerechte und qualifizierte Einsatz des Personals 

gefördert? Der fachgerechte und qualifizierte Einsatz des Personals liegt in der Verantwortung der Ge-

sundheitseinrichtungen. 

3.2.4 Zu Frage 4: Ist der Regierungsrat bereit, einen verbindlichen Personalschlüssel und bessere Stan-

dards für die Arbeitsbedingungen und Löhne bei der Vergabe von Leistungsaufträgen festzuhalten? 

Verbindliche Personalschlüssel und bessere Standards für die Arbeitsbedingungen und Löhne sind Ele-

mente der Pflegeinitiative. Es müssen deshalb zuerst durch den Bund die Rahmenbedingungen definiert 

werden.  

3.2.5 Zu Frage 5: Wie kann die Regierung kurz- und mittelfristig mehr Ausbildungskapazitäten schaffen 

und unterstützen, sowie die Nachdiplomstudien (Anästhesie/Intensivpflege/Notfallpflege [AIN]) fördern? 

Nicht der Regierungsrat, sondern nur die Gesundheitseinrichtungen selber können Ausbildungskapazi-

täten schaffen. Der Kanton oder der Bund können finanzielle Beiträge an die Personen oder Betriebe 

ausrichten. Dies ist eine der zentralen Massnahmen der Pflegeinitiative und die entsprechenden Rah-

menbedingungen auf Bundesebene sind noch nicht festgelegt. Eine vorübergehende Übernahme von 

Weiterbildungskosten für angehende Experten und Expertinnen für Anästhesie-, Intensiv- und Notfall-

pflege wird im Rahmen der Beantwortung des am 30. März 2022 eingereichten Auftrags der Fraktion 

SP/Junge SP: Pflegeinitiative: Umsetzung Ausbildungsoffensive (A 0059/2022) geprüft. 

3.2.6 Zu Frage 6: Würde der Regierungsrat einen Rahmen-Gesamtarbeitsvertrag (GAV) für die Langzeit-

pflegeeinrichtungen und für die Spitexorganisationen, welcher durch die Gemeinden zusammen mit 

den Sozialpartnern erarbeitetet würde, unterstützen? Welche rechtlichen Rahmenbedingungen müssten 

angepasst werden, damit ein Rahmen-GAV ausgehandelt werden muss, sollten sich die Gemeinden wei-

gern, einen Rahmen-GAV auszuhandeln? Die ambulante und stationäre Betreuung und Pflege gehört 

zu den kommunalen Leistungsfeldern, für deren Aufgabenerfüllung und Finanzierung die Einwohner-

gemeinden zuständig sind (§ 26 Abs. 1 Bst. f Sozialgesetz vom 31. Januar 2007 [SG; BGS 831.1]). Der 

Einwohnergemeindeverband kann in den kommunalen Leistungsfeldern mit Branchenorganisationen 

Rahmenvereinbarungen aushandeln und deren Anwendung für Leistungsvereinbarungen zwischen 

Einwohnergemeinden und Dritten zur Anwendung empfehlen. Kommt eine Rahmenvereinbarung in 

zwei Drittel der Einwohnergemeinden zur Anwendung, kann der Regierungsrat diese nach Konsultation 

des Einwohnergemeindeverbandes und der betreffenden Branchenorganisation für alle Einwohnerge-

meinden zum verbindlichen Standard erklären (§ 23 Abs. 5 SG). Sollen in Bezug auf die Arbeitsbedin-

gungen des Personals in Pflegeeinrichtungen und Spitexorganisationen weitergehende Verpflichtungen 

vorgeschrieben werden, müsste dafür eine entsprechende Grundlage in einem formellen Gesetz ge-

schaffen werden.   

3.2.7 Zu Frage 7: Welche tarifarischen Möglichkeiten sieht die Regierung für die verschiedenen Leis-

tungserbringer? Ist der Regierungsrat bereit, mehr finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen? Der 

Bund regelt in Art. 43 des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung vom 18. März 1994 (KVG; 

SR 832.10) die Abgeltung von medizinischen Leistungen zu Lasten der OKP. Die wesentliche Grundlage 

zur Berechnung der Vergütung bilden dabei Tarife und Preise. Diese werden in Verträgen zwischen 

Versicherern und Leistungserbringern (Tarifvertrag) vereinbart oder in den vom Gesetz bestimmten 

Fällen von der zuständigen Behörde festgesetzt:  

 Die Spitäler rechnen ihre Leistungen im stationären Bereich über Fallpauschalen gem. Art. 49 KVG ab 

(Akutsomatik, Psychiatrie und Rehabilitation) ab. Die Tarifhöhe (Baserate) wird in Verhandlungen 

zwischen den Tarifpartnern (Leistungserbringer und Krankenversicherer) vereinbart. Die Kosten für 

die erbrachten medizinischen Leistungen werden zu 55 % vom Kanton und zu 45 % vom Kranken-

versicherer getragen. Die verhandelten Tarife werden anschliessend vom Regierungsrat genehmigt, 

sofern sie mit dem Gesetz und dem Gebot der Wirtschaftlichkeit und Billigkeit in Einklang stehen.  

 Im Langzeitpflegebereich stellen anerkannte soziale Institutionen Einzelpersonen erbrachte Leistun-

gen gemäss § 51 Abs. 1 SG gestützt auf eine von ihnen festgelegte Tax-ordnung in Rechnung. Die 

Taxen berücksichtigen die vollen Kosten der erbrachten Leistungen. Der Regierungsrat legt gemäss 
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§ 52 Abs. 1 SG für anerkannte Institutionen die generellen Höchsttaxen fest. Gemäss Abs. 2 bewilligt 

das Departement die massgebenden individuellen Taxen. Gemäss § 144quater Abs. 1 SG legt der Regie-

rungsrat im Rahmen der Regelung der Pflegefinanzierung auch die jeweiligen Anteile der Patien-

tenbeteiligung, der Pflege- und der Betreuungskosten fest. Die Pflegeheimbewohnenden beteiligen 

sich im Langzeitpflegebereich somit mit einem Eigenbeitrag, welcher gemäss § 144ter Abs. 2 Bst. b SG 

maximal 20 % nach Art. 25a Abs. 5 KVG betragen darf. Die Krankenversicherung trägt einen von der 

Pflegestufe abhängigen Beitrag, welcher durch den Bund in Art. 7a Abs. 3 der Krankenpflege-

Leistungsverordnung vom 29. September 1995 (KLV; SR 832.112.31) festgelegt ist. Die Finanzierung 

der Restkosten für Leistungen der ambulanten und stationären Betreuung und Pflege erfolgt im 

Kanton Solothurn gemäss § 26 SG Bst. f durch die Einwohnergemeinden.  

 Die Pflegekosten bei der häuslichen Pflege setzen sich gemäss § 144bis Abs. 1 SG zusammen aus Bei-

trägen der Krankenversicherungen im Rahmen von 40-60 %, Patientenbeteiligung der versicherten 

Person von höchstens 20 % nach Artikel 25a Abs. 5 KVG und Pflegekostenbeiträgen als Restfinanzie-

rung der Einwohnergemeinden am zivilrechtlichen Wohnsitz der versicherten Person. Somit trägt 

auch im Bereich der häuslichen Pflege (Spitex) die Krankenversicherung lediglich einen Beitrag nach 

Art. 7a Abs. 1 KLV, welcher die anfallenden ambulanten Pflegekosten nicht vollumfänglich deckt. 

Gemäss § 144quater Abs. 2 SG legt der Regierungsrat bei der häuslichen Pflege Höchsttaxen für Leis-

tungen der Grundversorgung, die Patientenbeteiligung, den Taxzuschlag für die Ausbildungspflicht, 

die Wegkosten sowie den Prozentsatz der Kürzung gemäss § 144bis Abs. 6 SG für ambulante Dienst-

leister ohne Grundversorgungsauftrag fest. Die Einwohnergemeinden handeln gemäss § 144bis Abs. 

4 mit den Dienstleistern ihrer Wahl ein Angebot gemäss § 143 SG aus und einigen sich im Rahmen 

der geltenden Höchsttaxen auf eine Taxordnung für den vereinbarten Leistungskatalog.  

Falls die Spitäler mit den Krankenversicherern höhere Tarife aushandeln und die Kriterien der Wirt-

schaftlichkeit nach Art. 49 Abs. 1 KVG) erfüllt sind, werden diese Tarife vom Regierungsrat genehmigt 

und die Kosten werden zu 55 % vom Kanton übernommen. Im Bereich der stationären Langzeitpflege 

sowie der ambulanten häuslichen Pflege (Spitex) ist der Kanton nicht an der Finanzierung beteiligt, 

namentlich sind dies die Gemeinden und die Krankenversicherer sowie die Gepflegten selber. Je nach 

Umsetzung der Pflegeinitiative durch den Bund sind auch Beiträge der öffentlichen Hand ausserhalb des 

Tarifsystems vorgesehen. Solange diesbezüglich keine Klarheit besteht, wird die Schaffung eines eige-

nen kantonalen Modells als nicht zielführend erachtet. 

3.2.8 Zu Frage 8: Die im GAV § 239 aufgelisteten Berufsbezeichnungen für das Pflegepersonal sind veral-

tet. Begriffe wie «Fachpflegeschwester», Spitalmitarbeiter und Spitalmitarbeiterin oder Schwes-

ter/Pfleger in leitender Stellung gibt es nicht mehr. Der Beruf hat sich in den letzten Jahren stark profes-

sionalisiert. Zudem gibt es Pflegefachpersonen in den verschiedensten Zusatzfunktionen wie 

Herzinsuffizienzberaterin, Wundexpertin, Expertin Intensiv-, Anästhesie- und Notfallpflege usw. Eine 

Pflegefachperson hat somit kaum Chancen, sich kompetent über das Lohneinstufungssystem im Kanton 

Solothurn zu informieren. Unterstützt der Regierungsrat eine Überprüfung und Anpassung der im GAV 

§ 239 aufgelisteten Berufsbezeichnungen für das Pflegepersonal sowie die Veröffentlichung der ent-

sprechenden Angaben zur Einreihung einer entsprechenden Funktion? In GAV § 239 sind Funktionsket-

ten aufgeführt. Eine solche Funktionskette kann mehrere Stellen umfassen. Sie zeigt, in welchen Lohn-

klassen die einzelnen Stellen eingereiht werden können. Es sind bewusst Funktionsketten aufgeführt 

damit nicht einzelne Stellen im GAV aufgeführt werden müssen. Wären einzelne Stellen aufgeführt, 

müsste der GAV bei jeder Neueinreihung einer Stelle geändert werden. Bei den aufgeführten Funkti-

onsketten liegen veraltete Bezeichnungen vor. Der Regierungsrat unterstützt eine Modernisierung die-

ser Bezeichnungen. Einzelne Stellen sollen jedoch aus den erwähnten Gründen nach wie vor nicht in 

GAV § 239 aufgelistet werden 

3.2.9 Zu Frage 9: Wie steht die Regierung zur Aussage «Umkleidezeit ist Arbeitszeit»? Diese Frage wird 

derzeit in der GAVKO verhandelt. Einigt sich die GAVKO über dieses Geschäft und eine Anpassung des 

GAV wird notwendig, wird das Ergebnis dem Regierungsrat unterbreitet. Beschliesst der Regierungsrat 

die GAV-Änderung, wird das Zustimmungsverfahren bei den Personalverbänden durchgeführt. Stimmen 

auch die Verbände zu, wird der GAV angepasst. Da die Verhandlungen in der GAVKO noch andauern 

sieht der Regierungsrat keinen Grund, sich zur vorliegenden Frage zu äussern und vom oben erwähnten 

Prozess abzuweichen. 
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I 0077/2022 

Interpellation Daniel Urech (Grüne, Dornach): Herstellung eines bundesrechtskonformen 

Mehrwertausgleichs und Klärung für die Gemeinden 

(wurde vom Interpellanten in eine Kleine Anfrage umgewandelt) 

Es liegt vor: 

Wortlaut der Interpellation vom 18. Mai 2022 und schriftliche Stellungnahme des Regierungsrats vom 

14. Juni 2022: 

 

1. Interpellationstext. Mit Bundesgerichtsentscheid BGE 147 I 225 und neulich bestätigt und konkreti-

siert mit dem Urteil 1C_233/2021 vom 5. April 2022 hat das schweizerische Bundesgericht in aller Deut-

lichkeit festgehalten, dass es bundesrechtswidrig ist, wenn das kantonale Recht nur für Mehrwerte auf-

grund von Einzonungen, nicht aber aufgrund von Aufzonungen einen Ausgleich vorsieht. Das 

kantonale Gesetz über den Ausgleich raumplanungsbedingter Vor- und Nachteile (Planungsausgleichs-

gesetz [PAG]; BGS 711.18) war zwar von Seiten der Verwaltung richtig aufgegleist; in der kantonsrätli-

chen Debatte kam es dann aber unglücklicherweise in die heutige Form, die sich nun als inkompatibel 

mit den Vorgaben des eidgenössischen Raumplanungsrechts erweist. Vor dem Hintergrund, dass sich 

zurzeit viele Gemeinden im Prozess der Ortsplanungsrevision befinden, ist dringlicher Handlungsbedarf 

gegeben, eine bundesrechtskonforme Lösung sicherzustellen. Zweifellos ist der Informationsbedarf bei 

den Gemeinden hoch. 

In diesem Zusammenhang wird der Regierungsrat gebeten, folgende Fragen zu beantworten:  

1. Wie beurteilt der Regierungsrat die Bundesrechtskonformität des solothurnischen PAG und damit 

zusammenhängend den Revisionsbedarf? 

2. Ist ein Gesetzgebungsvorhaben zur Herstellung der Bundesrechtskonformität des PAG bereits in 

Arbeit? Wann wird es dem Kantonsrat vorgelegt? 

3. Wird der Kanton bereits vor der Anpassung des PAG Reglemente der Gemeinden genehmigen, die 

einen bundesrechtskonformen Mehrwertausgleich auch für Aufzonungen vorsehen? 

4. Wie informiert der Kanton die Gemeinden über die Sachlage? 

2. Begründung. Im Vorstosstext enthalten. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

3.1 Vorbemerkungen. Die bundesrechtlichen Grundlagen für die Erhebung von planungsbedingten 

Vorteilen bzw. den Ausgleich für planungsbedingte Nachteile finden sich in Art. 5 des Bundesgesetzes 

über die Raumplanung vom 22. Juni 1979 (RPG; SR 700). Im Rahmen der letzten RPG-Revision (Inkrafts-

etzung am 1. Mai 2014) erfuhr unter anderem vorgenannter Artikel eine wesentliche Überarbeitung. 

Gleichzeitig wurden die Kantone beauftragt, innert fünf Jahren eine Regelung für den Planungsaus-

gleich nach Art. 5 RPG zu erlassen. Der Kanton Solothurn kam diesem Gesetzgebungsauftrag innert Frist 

nach. Am 1. Juli 2018 trat im Kanton Solothurn das Gesetz über den Ausgleich raumplanungsbedingter 

Vor- und Nachteile vom 31. Januar 2018 (PAG; BGS 711.18) in Kraft. Wie das Bundesamt für Raument-

wicklung (ARE) in seinem Prüfbericht vom 28. März 2019 zum kantonalen PAG festhält, konnte der Kan-

ton Solothurn mit der Ausgleichsregelung den Gesetzgebungsauftrag von Art. 5 RPG so weit umsetzen, 

dass er per 1. Mai 2019 nicht unter die Sanktion nach Art. 38a Abs. 5 RPG («Einzonungsmoratorium») 

fällt. Wie das ARE weiter ausführt, können die Vorgaben nach Art. 5 RPG aber nicht nur durch fehlende 

gesetzliche Grundlagen zum Mehrwertausgleich oder durch unzulässige Ausnahmen verletzt werden, 

sondern auch durch Probleme im Vollzug. Wie der Interpellant zu Recht erwähnt, sah die durch den 

Regierungsrat verabschiedete Fassung des Gesetzes vor, dass die Gemeinden nebst Ein- und Umzonun-

gen auch Aufzonungen der Abgabepflicht zuführen konnten. In Folge eines kantonsrätlichen Antrags 

wurde die entsprechende Bestimmung (§ 5 Abs. 3 PAG) im Rahmen der parlamentarischen Debatte er-

satzlos gestrichen. Es besteht somit auf kantonaler Ebene keine gesetzliche Grundlage für die Erhebung 

von Planungsmehrwerten, die im Zuge von Aufzonungen entstehen könnten. In einer Reihe von Urtei-

len (2C_886/2015 vom 16. November 2016; 1C_245/2019 vom 19. November 2019; 1C_233/2021 vom 

5. April 2022) setzte sich das Bundesgericht in den letzten Jahren mit dem Verhältnis zwischen 

Art. 5 Abs. 1 RPG und dem neu eingeführten Art. 5 Abs. 1bis RPG auseinander. Kern dieser Auseinander-

setzungen bildet die Frage, wie mit dem Spannungsverhältnis zwischen diesen beiden Absätzen umzu-

gehen ist. Art. 5 Abs. 1bis RPG ist nämlich als Konkretisierung von Art. 5 Abs. 1 RPG formuliert, gebietet 

aber nur auf Neueinzonungen einen zwingenden Mehrwertausgleich. Der (ältere) Art. 5 Abs. 1 RPG 

hingegen erstreckt sich auch auf Um- und Aufzonungen. Das Bundesgericht hat sich nach eingehender 
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Auseinandersetzung mit der Entstehungsgeschichte der bundesrechtlichen Bestimmungen und entge-

gen gewichtiger Stimmen aus der Lehre schliesslich dahingehend geäussert, dass Art. 5 Abs. 1 RPG von 

den Kantonen verlangt, mit gesetzlichen Regelungen auch bei Um- und Aufzonungen für einen ange-

messenen Ausgleich erheblicher Vorteile zu sorgen. 

3.2 Zu den Fragen 

3.2.1 Zu Frage 1: Wie beurteilt der Regierungsrat die Bundesrechtskonformität des solothurnischen PAG 

und damit zusammenhängend den Revisionsbedarf? Das kantonalrechtliche PAG sieht in der geltenden 

Fassung keine Möglichkeit vor, Aufzonungen der Mehrwertabgabe zuzuführen. Mithin erfüllt es im 

Lichte der aktuellen bundesgerichtlichen Rechtsprechung, unabhängig davon, ob diese als korrekt und 

nachvollziehbar beurteilt wird, die bundesrechtlichen Voraussetzungen nicht. Eine Revision des PAG ist 

somit - früher oder später - angezeigt. Eine eigentliche Dringlichkeit besteht aber nicht (vgl. dazu die 

Antworten zur Frage 2 und zur Frage 3). 

3.2.2 Zu Frage 2: Ist ein Gesetzgebungsvorhaben zur Herstellung der Bundesrechtskonformität des PAG 

bereits in Arbeit? Wann wird es dem Kantonsrat vorgelegt? Nein. Nebst der Frage der Umzonung wirft 

die Umsetzung des PAG in der Praxis auch in anderen Bereichen eine Vielzahl von Fragen auf. Ein gros-

ser Teil der damit einhergehenden Unklarheiten ist bereits im Bundesrecht angelegt, ein Teil ist aber 

auch auf das PAG selbst zurückzuführen. Es ist vor diesem Hintergrund nicht angezeigt, das PAG 

schnellstmöglich zu revidieren, sondern es wird eine Revision des PAG sorgfältig zu prüfen sein. Dadurch 

werden nicht nur Fragen zur Aufzonung, sondern auch übrige Unklarheiten einer Überprüfung mit Blick 

auf den Revisionsbedarf zuzuführen sein. Die entsprechenden Gesetzgebungsarbeiten werden also nicht 

kurzfristig abgeschlossen. Eine entsprechende Arbeitsgruppe wird derzeit in Absprache mit dem Ver-

band der Solothurner Einwohnergemeinden (VSEG) etabliert. Mit dem schrittweisen und überlegten 

Vorgehen wird insbesondere auch sichergestellt, dass einerseits allfällige durch die bundesgerichtliche 

Rechtsprechung ausgelösten Reaktionen - namentlich auf Bundesebene - berücksichtigt und anderer-

seits allfällig in der Zwischenzeit ergangenen Urteile kantonaler Gerichte oder des Bundesgerichts mit in 

die Überlegungen einbezogen werden. 

3.2.3 Zu Frage 3: Wird der Kanton bereits vor der Anpassung des PAG Reglemente der Gemeinden ge-

nehmigen, die einen bundesrechtskonformen Mehrwertausgleich auch für Aufzonungen vorsehen? Ja. 

Wie bereits in der Antwort zu Frage 1 erwähnt, ist das PAG in der geltenden Fassung bezüglich Aufzo-

nungen nicht bundesrechtskonform. Vor diesem Hintergrund wird das für die Reglementsgenehmigun-

gen zuständige Departement kommunale Planungsausgleichsreglemente, welche die Abschöpfung von 

Planungsmehrwerten in Folge von Aufzonungen vorsehen, gestützt auf das Bundesrecht und die damit 

einhergehende Rechtsprechung genehmigen. Damit besteht insbesondere für jene Gemeinden, die sich 

noch vor der (ersten) öffentlichen Auflage ihrer Ortsplanungsrevision befinden, die Möglichkeit, mittels 

kommunalem Planungsausgleichsreglement Aufzonungen der Mehrwertabschöpfung zuzuführen. 

3.2.4 Zu Frage 4: Wie informiert der Kanton die Gemeinden über die Sachlage? Einerseits über die in-

zwischen eingesetzte Arbeitsgruppe PAG, bestehend aus Vertretern des Kantons sowie des Verbands 

Solothurner Einwohnergemeinden (VSEG), andererseits über das nächste Bulletin des Rechtsdienstes 

Bau- und Justizdepartementes. Alle aktuellen und relevanten Informationen zum Planungsausgleichsge-

setz sind zudem unter https://so.ch/planungsausgleich einsehbar. 

V 0092/2022 

Vereidigung von Manuela Misteli (FDP.Die Liberalen, Biberist) als  Mitglied des Kantonsrats  

(anstelle von Philippe Arnet) 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir kommen nun zur Vereidigung von Manuela Misteli. Ich bitte alle 

Anwesenden, sich zu erheben (die anwesenden Personen erheben sich). Manuela Misteli bitte ich, nach 

vorne zu kommen, um das Gelübde abzulegen (Manuela Misteli legt das Gelübde ab). 
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SGB 0065/2022 

Egerkingen, Oltnerstrasse, Abschnitt Bachmattstrasse bis  Knoten Schlegelhof, Neubau Kreisel 

Winterlen, Umgestaltungsmassnahmen; Bewilligung eines Verpflichtungskredites  

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 3. Mai 2022: 

 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf § 8ter Abs. 4 des Strassengesetzes sowie § 56 des Gesetzes 

über die wirkungsorientierte Verwaltungsführung (WoV-G), nach Kenntnisnahme von Botschaft und 

Entwurf des Regierungsrates vom 3. Mai 2022 (RRB Nr. 2022/727), beschliesst: 

1. Für die Realisierung «Egerkingen, Oltnerstrasse, Abschnitt Bachmattstrasse bis Knoten Schlegelhof, 

Neubau Kreisel Winterlen / Umgestaltungsmassnahmen» wird ein Verpflichtungskredit von brutto 

4,75 Mio. Franken (inkl. MWST.) bewilligt (Basis Schweizerischer Baupreisindex, Teilindex Tiefbau, 

Stand 1. Oktober 2021). Davon in Abzug kommt der Gemeindebeitrag von Egerkingen von 

341'000 Franken. 

2. Der Verpflichtungskredit nach Ziffer 1 verändert sich um die teuerungsbedingten Mehr- oder Min-

derkosten. 

3. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

 

b) Zustimmender Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission vom 19. Mai 2022 zum Be-

schlussesentwurf des Regierungsrats. 

 

c) Zustimmender Antrag der Finanzkommission vom 15. Juni 2022 zum Beschlussesentwurf des Regie-

rungsrats. 

Eintretensfrage 

Kevin Kunz (SVP), Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission. Die Umwelt-, Bau- und Wirt-

schaftskommission hat das Geschäft «Egerkingen, Oltnerstrasse, Abschnitt Bachmattstrasse bis Knoten 

Schlegelhof, Neubau Kreisel Winterlen, Umgestaltungsmassnahmen; Bewilligung eines Verpflichtungs-

kredites» wie erwähnt am 19. Mai 2022 beraten. Worum geht es bei diesem Geschäft? Die Anpassung 

des Autobahnanschlusses Egerkingen sieht eine umfassende Neuorganisation vor. Die Verkehrsströme 

sollen entflechtet werden. Durch die neue Verkehrsanbindung wird eine zusätzliche Direktverbindung 

zwischen dem östlichen Abschnitt der Expressstrasse und der Oltnerstrasse geschaffen. Dadurch werden 

der westliche Teil der Expressstrasse und insbesondere der heutige Anschlussknotenpunkt West und der 

Kreisel Egerkingen massgebend vom Verkehr entlastet. Die Entflechtung wird eine Verbesserung der 

Verkehrsqualität im gesamten Anschlussbereich und auf dem ganzen Abschnitt auslösen. Der Kreisel 

wird als Sonderform eines konventionellen, einstreifigen Kreisels - oder anders formuliert Turbokreisels - 

geschaffen. Damit wird er natürlich für extreme Lockerungen sorgen, weil das Ganze im Fluss Richtung 

Autobahn weitergehen kann. Die stark befahrenen Fahrachsen werden mit zweistreifigen Fahrspuren 

ausgeführt. Die Zufahrt von Olten zum Kreisel Winterlen erfolgt ebenfalls zweispurig. Das Bundesamt 

für Strassen (ASTRA) hat den Kanton Solothurn informiert, dass der Sechs-Spur-Ausbau der A1 aufgrund 

offener Projektierergänzungen neu von Luterbach in Richtung Egerkingen-Gäu realisiert werden soll. 

Mit der Umgestaltung des Anschlusses Egerkingen soll trotz des Baustarts des Sechs-Spur-Ausbaus im 

Westen wenn möglich gleichwohl im Jahr 2024 gestartet werden. Die Bauarbeiten des ASTRA bedingen, 

dass der neue Kreisel Winterlen bis dann fertiggestellt wird. Die Projektkosten belaufen sich auf brutto 

5,1 Millionen Franken. Der Gemeindebeitrag von Egerkingen beläuft sich auf 341'000 Franken. Die Um-

welt-, Bau- und Wirtschaftskommission hat diesem Verpflichtungskredit praktisch diskussionslos mit 

15 Ja-Stimmen zu 0 Nein-Stimmen bei 0 Enthaltungen zugestimmt. Wir empfehlen Ihnen, ebenfalls so 

vorzugehen. 

Remo Bill (SP). Die Vorlage mit der Projektdokumentation gibt im Detail Auskunft über das Projekt mit 

dem Planschema, den Kosten, der Finanzierung sowie der Wirtschaftlichkeit. Nach der Beurteilung der 

Unterlagen ist es verkehrstechnisch ein ausgewogenes Projekt. Gerne möchte ich etwas zu den Kreisellö-

sungen anmerken. Rundes wird wieder eckig. Als Beispiel nenne ich das luzernische Sursee. Dort werden 
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sieben Kreisel zurückgebaut und durch intelligente Ampeln ersetzt. Kreisel verstopfen zunehmend und 

sind dem wachsenden Verkehrsaufkommen nicht mehr gewachsen. Andernorts in der Schweiz kennt 

man das Problem auch. Ein Mediensprecher des ASTRA hat gesagt: «Intelligente Lichtsignalanlagen 

können bei optimaler Einstellung ein hohes Verkehrsaufkommen besser bewältigen als ein Kreisel.» Ich 

habe mich bei einem Verkehrsingenieur dahingehend erkundigt. Die Gesamtkapazität eines Kreisels 

sowie der Betrachtungsperimeter sind massgebend. Eine Kreisellösung ist kompakt und der Landver-

brauch ist geringer. Ein Verkehrsknoten muss je nach Verkehrsstrom situativ untersucht werden - dies 

für den Entscheid Kreisel oder Ampel. Beispielweise werden neu sogenannte Turbokreisel realisiert, um 

den Verkehrsfluss noch besser bewältigen zu können. Ich habe die Überlegungen nur erwähnt, weil die 

zukünftigen Lösungsansätze bei Verkehrsknoten mit dem zunehmenden Verkehr für den Kanton auch 

kostenrelevant sind. Die Fraktion SP/Junge SP wird dem Beschlussesentwurf mit der Bewilligung eines 

Verpflichtungskredits zustimmen. 

Thomas Lüthi (glp). Ich bin in Egerkingen aufgewachsen und wohne jetzt in Hägendorf. Das Projekt 

spielt sich also mitten in meinem Lebensmittelpunkt ab. Mein Fraktionsvotum ist daher auch ein biss-

chen persönlich eingefärbt. Die Dörfer am Jurasüdfuss leiden zum Teil massiv unter dem motorisierten 

Verkehr. Das ist nicht nur, aber auch der schlechten Abstimmung der Autobahnanschlüsse an das unter-

geordnete Strassennetz geschuldet. Ich habe hier bereits mehrfach erwähnt, dass sich die glp nicht als 

Strassenbau-Partei versteht. Trotzdem sind der motorisierte Individualverkehr und der Güterverkehr 

sowie die grosse Bedeutung der Dörfer Egerkingen, Hägendorf und anderer im Gäu für den Logistikbe-

reich eine unbestrittene Tatsache. All jene, die anlässlich des Kantonsratsausflugs bei der Firma Murpf in 

Hägendorf waren, haben bestimmt gesehen, welche Mengen an Waren jeden Tag von und nach Hä-

gendorf verschoben werden. Ein grosser Teil dieser Lastwagen fährt aktuell in Egerkingen durch einen 

Kreisel, der sich mittlerweile schon fast mitten im Dorf befindet, auf die A1. Neu wäre dieser Betrieb 

und einige andere Logistikfirmen direkter an das übergeordnete Strassennetz, also hier an die 

A1 beziehungsweise an die A2 angebunden. Der Raum zwischen Wangen bei Olten und Oensingen 

steht im Bereich Verkehr vor gewaltigen Herausforderungen. Die Auslegeordnung «All-Gäu» hat es 

aufgezeigt, liefert aber leider für gewisse Verkehrsströme in diesem Raum aus unserer Sicht noch nicht 

überall befriedigende Lösungen. Nebst dem Sechs-Spur-Ausbau stehen grosse Projekte an, die Einfluss 

auf den Verkehr rund um das Autobahnkreuz im Gäu haben. Ich denke hier an Cargo sous terrain und 

andere. Wir müssen Lösungen finden, um die Dörfer in dieser Gegend nicht im Verkehr ersticken zu 

lassen - dies im Interesse von uns als Kanton, im Interesse der betroffenen Bevölkerung und nicht zuletzt 

im Interesse einer reibungslosen Logistik, auf die wir schlussendlich alle angewiesen sind. Wir, als Kan-

ton und als Wirtschaftsstandort, sind auf die Betriebe angewiesen. Aber auch wir als Gesellschaft sind 

es, wenn wir etwas weiterdenken als nur bis zur Kantonsgrenze. Das vorliegende Projekt ist klein, aber 

es ist ein wichtiges Puzzleteil und verdient unsere Unterstützung. Wir rufen den Regierungsrat jedoch 

auf, weiter vorauszublicken und der Bevölkerung Strategien zur Bewältigung der anstehenden Heraus-

forderungen zu präsentieren, bevor die Dörfer im Verkehr ersticken. Das soll jedoch nur ein kleiner 

Exkurs und etwas weiter gedacht sein als nur bis zum nächsten Kreisel. Wie erwähnt, unterstützen wir 

das vorliegende Projekt einstimmig. 

Kuno Gasser (Die Mitte). Ich kann es vorwegnehmen. Auch unsere Fraktion wird dem Verpflichtungs-

kredit für den Neubau des Kreisels Winterlen und der Umgestaltung der Oltnerstrasse in Egerkingen 

zustimmen. Wir haben mit Befriedigung zur Kenntnis genommen, dass sich die Situation nicht nur für 

den Autoverkehr verbessern soll - das Stichwort Turbokreisel ist hierzu bereits gefallen - sondern dass 

sich durch die Verlegung des Langsamverkehrs auf die Nordseite der Oltnerstrasse auch die Situation für 

die Radfahrer und Fussgänger verbessert. Ebenfalls werden die Bushaltestellen im Perimeter der Baustel-

le behindertengerecht ausgebaut. So gesehen macht es für uns auch Sinn, dass man die Arbeiten vor 

dem Sechs-Spur-Ausbau der A1 an die Hand nimmt, damit man nachher beim Sechs-Spur-Ausbau zügig 

vorankommen kann. 

Christof Schauwecker (Grüne). Ich nehme vorweg, dass auch die Grüne Fraktion diesem Geschäft zu-

stimmen wird. Gerne möchte ich, obschon die Spannung jetzt weg ist, zwei Punkte hervorheben. Wir 

nehmen mit Wohlwollen zur Kenntnis, dass die Fahrradspur auf dem neu gestalteten Abschnitt auf der 

Nordseite geführt werden soll, also nicht auf der Fahrbahn für Motorfahrzeuge. So muss jemand, der 

mit dem Fahrrad unterwegs ist, nicht durch den Kreisel fahren. Wir alle wissen, dass die Kreisel für die 

Velofahrenden nach wie vor eine gewisse Gefahr darstellen. Die verkehrsplanerische Denkweise aus 

Fahrradsicht, die wir in diesem Projekt ansatzweise herauslesen können, finden wir zeitgemäss und 

dringend nötig. Wir erwarten, dass solche Beispiele bei künftigen Strassenumgestaltungs- oder Stras-
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sengestaltungsprojekten in unserem Kanton Schule machen - ganz im Sinne von «Velo first». Irritiert - 

und damit komme ich zur zweiten Bemerkung - hat uns bei dieser Vorlage allerdings, dass in der ganzen 

Projektdokumentation kein einziges Wort gefallen ist über Bäume oder über eine Bepflanzung entlang 

des Kantonsstrassenabschnitts, über den wir heute sprechen. Ich erinnere gerne daran, dass wir uns als 

Kantonsrat in der November-Session im letzten Jahr klar dazu geäussert haben, dass entlang von Kan-

tonsstrassen vermehrt Bäume gepflanzt werden sollen. Wir hätten zumindest erwartet, dass in der Vor-

lage dazu Stellung bezogen wird. Wir fordern, dass hier Nachbesserungen erfolgen und dieser Abschnitt 

mit Bäumen, die dem Gäu auch würdig sind, bepflanzt wird. Weiter erwarten wir, dass bei künftigen 

kantonalen Strassenprojekten konsequent mindestens geprüft wird, ob und wann Bäume gepflanzt 

werden können. 

Markus Dick (SVP). Auch ich nehme es vorweg. Die SVP-Fraktion unterstützt das Geschäft einstimmig. 

Der Ausbau der Hauptverkehrsschlagader der Schweiz, der A1, erscheint in Anbetracht der häufigen 

Stausituationen unausweichlich. Es erscheint zwingend, dass dabei auch das untergeordnete Kantons-

strassennetz Anpassungen bedarf. Wenn dabei noch den Einwohnern der stark befahrenen Verkehrs-

achse in Egerkingen eine Entlastung widerfährt, so begrüssen wir das. Die Bedürfnisse des motorisierten 

Verkehrs inklusive von Ausnahmetransporten und vom Langsamverkehr scheinen umfassend berücksich-

tigt worden zu sein, um den künftigen Anforderungen zu genügen. Natürlich bedauern wir, dass infol-

ge der umfassenden Ausbauarbeiten - und zwar meine ich damit das National- und das Kantonsstras-

sennetz - wertvolles Land verbaut wird. Doch in Anbetracht des ungebremsten Bevölkerungswachstums 

der letzten Jahrzehnte erscheint die geplante Massnahme unabwendbar. Wenn auf die vergoldeten 

Bordsteinkanten verzichtet und der Kredit nicht vollumfänglich ausgeschöpft wird, so sind wir über 

diesen Umstand nicht unglücklich. Den errechneten Gemeindebeitrag erachten wir als angemessen. 

Weil im Titel des Geschäfts Umgestaltungsmassnahmen angesprochen werden und man das Ganze et-

was weiter fassen und verstehen kann, hätten wir eine Anregung als mögliche Lösung. Wenn wir die 

Gesamtplanung des National- und des Kantonsstrassennetzes in dieser Region mit all diesen Windun-

gen, Schnörkeln und von den für den Verkehrsträger eingeschlossenen Landstücken anschauen, so fra-

gen wir uns, ob darin eine effiziente Nutzung, beispielsweise durch die Landwirtschaft, überhaupt noch 

möglich ist. Vielleicht würden sich die kleinen Landstücke eignen, um freistehende Solarpanels zu be-

herbergen. Das würde allenfalls einem anderen weiteren Problem nebst dem Verkehr, nämlich dem 

drohenden Energieengpass, entgegenwirken. 

Mark Winkler (FDP). Auch wir stimmen diesem Geschäft einstimmig zu. Es wurde bereits sehr viel ge-

sagt. Für uns ist aber wichtig, dass die Unfallgefahr mit diesem neuen Kreisel reduziert wird. Das ist auch 

ein wichtiges Anliegen der Gemeinde Egerkingen. Remo Bill gebe ich insofern recht, als dass die Kreisel 

bei einem hohen Verkehrsaufkommen unter Druck geraten. Eine Kombination von Kreisel und Ampel, 

wie das in vielen Ländern, die schon seit Jahrzehnten mit Kreiseln arbeiten, gemacht wird, wird wohl die 

Zukunft sein. So kann bei hohem Verkehrsaufkommen mit den Ampeln gearbeitet werden und beim 

normalen Verkehr lässt man den Kreisel spielen. 

Johanna Bartholdi (FDP). Da muss ich ja etwas dazu sagen (Heiterkeit im Saal). Das vorliegende Projekt 

wird Egerkingen lärmtechnisch etwas entlasten. Dafür sind wir dankbar. Die Fahrzeuge von und nach 

Olten respektive Hägendorf mit Ziel respektive Herkunft Bern, Basel, Luzern oder Zürich müssen nicht 

mehr über den Kreisel Egerkingen quasi einen Umweg durch das Dorf machen. Bezüglich einer Kosten-

beteiligung hat der Kanton aber eine Tatsache ausgeblendet. Gemäss einem Protokoll des Gemeinderats 

vom 21. August 2002 war der damalige Bau des Kreisels Egerkingen ausdrücklich als Provisorium dekla-

riert. Dem Amt für Verkehr und Tiefbau (AVT) wurde der Antrag gestellt, unverzüglich eine übergeord-

nete definitive Planung respektive Umfahrungslösung anzustreben. Ich möchte hier festhalten, dass sich 

die Einwohnergemeinde Egerkingen beim Vorliegen der Verfügung des AVT über die definitive Kosten-

beteiligung am Kreisel Winterlen und nach Diskussion in der zuständigen Kommission vorbehalten hat, 

allenfalls eine Reduktion dieses Beitrags einzufordern. Der Kreisel Winterlen ist nichts anderes als ein 

bereits vor 20 Jahren angedachter Endausbau, der kostenbeteiligungsmässig gleich behandelt werden 

sollte wie das Provisorium. Das wurde damals vollumfänglich vom Bund und vom Kanton finanziert. 

Auch im Wissen, dass sich das Mitleid der anderen Mitglieder im Kantonsrat in engen Grenzen hält, 

wenn sich ein Gemeindepräsident oder eine Gemeindepräsidentin über die Kosten beklagt, die die ei-

gene Gemeinde betreffen, war es mir wichtig, das heute aus Transparenzgründen zu kommunizieren. 

Fabian Gloor (Die Mitte). Auch ohne Mitleid für Egerkingen kann ich voll und ganz hinter dem vorlie-

genden Projekt stehen und es findet meine Zustimmung. Von mir aus gesehen ist es absolut zwingend, 
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dass mit dem Ausbau der A1 auch die Kantons- und Gemeindestrassen umgestaltet werden. Es sollen 

Massnahmen ergriffen werden, damit der Verkehr, der in der Region Gäu natürlich sehr präsent ist, wie 

wir das von verschiedenen Rednern gehört haben, erträglicher wird. Neben dem Anschluss Egerkingen 

umfasst das natürlich auch den Anschluss Oensingen und das entsprechende Gesamtverkehrsprojekt 

Oensingen. Der Regierungsrat hat vor kurzem die Roadmap beschlossen. Es ist wohl klar, dass auch dort 

weitere Schritte nötig sind. In dieser Session kommt das Gäu noch einmal prominent vor. Es ist wohl 

richtig, dass wir als Kantonsrat zu dieser Region und zu dieser Gegend Sorge tragen. 

Daniel Nützi (Die Mitte). Das vorliegende Projekt ist das nördliche Element einer Neukonzipierung des 

Autobahnanschlusses Egerkingen und ist in diesem Sinn nicht mehr im Bundesprojektperimeter. Nebst 

den Umgestaltungsmassnahmen im definierten Abschnitt zwischen der Bachmattstrasse und dem Kno-

ten Schlegelhof auf der Kantonsstrasse H5, wie wir das bereits gehört haben, ist neu der Turbokreisel 

Winterlen das zentrale Element. Mit diesem Kreisel wird nämlich die Neukonzipierung des gesamten 

Autobahnanschlusses Egerkingen mit der zusätzlichen Anbindung an die Kantonsstrasse H5 zwischen 

Egerkingen und Hägendorf komplettiert. Es wurde bereits erwähnt, dass die Verkehrsströme unter an-

derem dadurch sehr gut entflechtet werden können. Die heute vorherrschende, sicherheitstechnisch 

teilweise höchst problematische Situation kann mit dieser neuen Anschlusskonzeption massiv verbessert 

werden. Wer insbesondere zu Spitzenzeiten am Morgen, am Nachmittag oder am Abend - und nicht nur 

dann - den Autobahnanschluss Egerkingen schon befahren hat, weiss, was ich mit meiner vorherigen 

Aussage meine. Ohne die Rücksichtnahme der Verkehrsteilnehmer, insbesondere der Lastwagenfahrer, 

aber auch von Personenwagenfahrern, die auf ihr Vortrittsrecht auf der Expressstrasse verzichten, um 

den Verkehrsfluss von der Autobahn sicherzustellen, würde das System kollabieren. Kurzum, es ist drin-

gendst notwendig, die sicherheitstechnische Problematik beim Anschluss Egerkingen, der auch Auswir-

kungen auf den gesamten Wirtschaftsraum Gäu hat, umgehend und raschmöglichst zu beseitigen. Die 

Antwort liegt im hier erarbeiteten Neukonzept des Autobahnanschlusses Egerkingen, in dem das vorlie-

gende kantonale Projekt vorgelagert zum anschliessenden Ausbau des Autobahnanschlusses im Perime-

ter der Nationalstrasse umzusetzen ist. 

Sandra Kolly (Vorsteherin des Bau- und Justizdepartements). Ganz kurz möchte ich noch die eine oder 

andere Frage beantworten. In beiden Kommissionen wurde angesprochen, weshalb man einen Kreisel 

erstellt und keine Ampeln einsetzt. Wir sind der Meinung, dass in dieser Situation der sogenannte Tur-

bokreisel die bessere Variante als eine Ampel darstellt. Beim Turbokreisel hat man zwar zwei Spuren, 

aber jede Spur steht für sich. Daher ist man schnell im Kreisel und auch schnell wieder heraus. Es ist nicht 

so, wie das sonst in doppelten Kreiseln der Fall ist. Wenn man sich dort in der Innenspur befindet, muss 

man sehr gut aufpassen und befürchten, dass man von einem Auto, das von aussen in den Kreisel hin-

einfährt, «abgeschossen» wird, wenn ich das so nennen darf. So gesehen sind wir überzeugt, dass der 

Turbokreisel dort tatsächlich eine eklatante Verbesserung bringen wird, vor allem für Egerkingen. Was 

die Aussagen von Johanna Bartholdi zum provisorischen Kreisel anbelangen, so nehme ich das so zur 

Kenntnis. Wir haben der Gemeinde den Beitrag so mitgeteilt und keine Opposition erfahren. Daher sind 

wir davon ausgegangen, dass Egerkingen grundsätzlich damit leben kann. Wir haben uns auf § 23 des 

aktuellen Strassengesetzes gestützt. Dieser besagt, dass sich die Gemeinden an Verkehrsbeziehungen, 

die neu geschaffen oder wesentlich verändert werden, beteiligen. Hier würden wir tatsächlich eine neue 

Verkehrsbeziehung schaffen. Ich nehme das aber gerne so mit und werde es mit meinen Leuten bespre-

chen. Ich komme noch auf das Votum von Christof Schauwecker in Bezug auf die Bäume zurück. Wir 

haben sie nicht explizit aufgeführt. Der Auftrag ist hingegen da und es ist in diesem Sinn fast eine 

Selbstverständlichkeit, dass wir das machen würden. Ich nehme das aber auch so zur Kenntnis. Thomas 

Lüthi hat angedeutet, dass die übrigen Dörfer nicht im Verkehr ertrinken sollen. Im Moment arbeiten 

wir an zwei Projekten. Das eine nennt sich Agglo Olten. Dort prüft man mit den zuständigen Gemein-

den, unter anderem auch mit Hägendorf, wie man die Verkehrsströme entlasten kann. Dies geschieht im 

Zusammenhang mit der Entlastung Region Olten plus (ERO plus), die man bislang nicht realisieren konn-

te. Auch mit den Gäuer Gemeindepräsidenten werden wir in Kürze noch einmal zusammensitzen, um 

abzuklären, welche Verbesserungen wir vornehmen können. Ich danke Ihnen für die gute Aufnahme 

und für die Zustimmung. 

 

Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Damit kommen wir zur Detailberatung. Es liegen keine Anträge zum 

Beschlussesentwurf vor. Gibt es dazu Wortmeldungen? Das ist nicht der Fall. Somit kommen wir zur 

Schlussabstimmung.  
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Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffern 1., 2. und 3. Angenommen 

  

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 1] 

 

Für Annahme des Beschlussesentwurfs 95 Stimmen 

Dagegen 0 Stimmen 

Enthaltungen 0 Stimmen 

Kein Rückkommen. 

SGB 0066/2022 

Bewilligung eines Zusatzkredites zur Globalbudgetperiode 2021-2023 «Polizei Kanton Solo-

thurn» 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 3. Mai 2022: 

 

Der Kantonsrat von Solothurn, gestützt auf Artikel 74 Abs. 1 Bst. b der Kantonsverfassung vom 8. Juni 

1986, gestützt auf § 57 des Gesetzes über die wirkungsorientierte Verwaltungsführung vom 

3. September 2003 (WoV-G), nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom 

3. Mai 2022 (RRB Nr. 2022/729), beschliesst: 

1. Der für die Globalbudgetperiode 2021-2023 „Polizei Kanton Solothurn“ bewilligte Verpflichtungs-

kredit von 260'400'000 Franken wird mit einem Zusatzkredit von 1'330'000 Franken auf 

261'730'000 Franken erhöht. 

2. Der Zusatzkredit für das Globalbudget „Polizei Kanton Solothurn“ wird bei einer vom Regierungsrat 

beschlossenen Lohnanpassung gemäss § 17 des Gesamtarbeitsvertrages vom 25. Oktober 2004 (GAV; 

BGS 126.3) angepasst. 

3. Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. 

 

b) Zustimmender Antrag der Justizkommission vom 9. Juni 2022 zum Beschlussesentwurf des Regie-

rungsrats. 

 

c) Zustimmender Antrag der Finanzkommission vom 15. Juni 2022 zum Beschlussesentwurf des Regie-

rungsrats. 

Eintretensfrage 

Farah Rumy (SP), Sprecherin der Justizkommission. Der Zusatzkredit zum Globalbudget basiert auf dem 

Beschluss des Gemeinderats der Stadt Grenchen vom 1. Februar 2022. Mit dem Beschluss wurde die Auf-

lösung der Stadtpolizei Grenchen auf den 31. Dezember 2022 festgelegt. Nach Artikel 92 der Verfassung 

des Kantons Solothurn liegt die gesetzliche Verantwortung beim Kanton, die Sicherheit der Stadt Gren-

chen zu gewährleisten. Somit werden die stadtpolizeilichen Aufgaben in die Kantonspolizei integriert. 

Die kommunalen und verwaltungstechnischen Aufgaben werden weiterhin von der Stadt getragen. Die 

hoheitlichen polizeilichen Aufgaben werden aber nicht mehr von der Stadt Grenchen durchgeführt. Der 

Leistungsauftrag der Kantonspolizei Solothurn wird sich dementsprechend ab dem 1. Januar 2023 auf 

die Stadt Grenchen ausweiten, wobei der Sicherheitsstandard auf dem bisherigen qualitativ hohen Ni-

veau gehalten werden soll. Die Justizkommission wurde informiert, dass die Kantonspolizei für diese 

Massnahmen um 15 Stellen erweitert werden muss. Im Jahr 2018 wurde der Personalaufwand der 

Stadtpolizei Grenchen und Solothurn eruiert und geprüft. Gemäss dem Zusammenarbeitsmodell umfasst 

das Korps in Grenchen 22,5 Mitarbeitende. Die Berechnungen wurden im Zusammenhang mit dem Um-

fang der drei Tätigkeitsfelder Gefahrenabwehr, Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit sowie 
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Ordnung und Strafverfolgung aufgestellt. Daraus offenbart sich eine Notwendigkeit von 14,5 neuen 

Stellen für die Kantonspolizei. Nach Berücksichtigung dieser Tätigkeitsfelder lassen sich die 14,5 Stellen 

auf 15 Stellen begradigen. Finanziell hat sich die Grundlage des bewilligten Globalbudgets aufgrund 

des neu erweiterten Leistungsauftrags der Kantonspolizei Solothurn massgeblich verändert. Neben den 

jährlichen Personalaufwendungen von rund 1,9 Millionen Franken kommen rund 80'000 Franken jährli-

che Mehraufwendungen im Informatik- und Telekommunikationsbereich dazu. Somit beläuft sich der 

Zusatzaufwand insgesamt auf 1,98 Millionen Franken. Davon ist der bis anhin geleistete Abgeltungsbei-

trag von 650'000 Franken an die Stadt Grenchen für die Erbringung der polizeilichen Leistungen in Ab-

zug zu bringen. Als Differenz ergibt sich insgesamt ein Zusatzaufwand von 1,3 Millionen Franken. Re-

gierungsrätin Susanne Schaffner hat die Kommission, gestützt auf die Erfahrungen mit der Stadt Olten, 

darauf hingewiesen, dass die Organisation von polizeilichen Umstellungen ca. 1½ Jahre in Anspruch 

nehmen wird. Die Stadt Grenchen hat aufgrund dieser Erfahrung von einem Prozess profitiert, der um 

zwei bis drei Monate komprimiert werden konnte. Als Teil der Vorbereitungshandlungen des Kantons 

wurde festgelegt, mit der Neuanstellung von Personal erst nach der Bewilligung des Kredits durch den 

Kantonsrat zu beginnen. Weil die Stadt Grenchen bereits mit den Kündigungen begonnen hat, ergibt 

sich für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen eine Unsicherheit bezüglich ihrer Anschlussmöglichkeiten. 

Für die Gewährleistung der Sicherheit in Grenchen ab dem 1. Januar 2023 müssen die Arbeitsverträge 

mit dem Kanton zudem bis Ende Jahr abgeschlossen sein. Dabei ist festzuhalten, dass bei einer Zustim-

mung zum Zusatzkredit die nötigen Strukturen bereits aufgebaut sind. Das Personal der Stadtpolizei ist 

über das Interesse einer Übernahme informiert und wurde befähigt, sich mit der Übertrittserklärung zu 

bewerben. Erfahrungen aus einer ähnlichen Übernahme von Ressourcen in Olten haben gezeigt, dass 

das Zusammentreffen von Personal der Stadt- und der Kantonspolizei grossmehrheitlich positive Aus-

wirkungen mit sich gebracht hat. Auch dem kritischen Teil der Bevölkerung konnten so grosse Befürch-

tungen über die kurzfristigen Änderungen genommen werden. In der Justizkommission hat die Vorlage 

zu keinen grossen Diskussionen geführt. Die Entscheidungsgewalt über das Bestehen der Stadtpolizei 

wurde von der Stadt Grenchen abgegeben sowie auch die Verpflichtung des Kantons, die Sicherheit der 

Bevölkerung in gleichem Masse zu gewährleisten. Die Justizkommission hat dem Beschlussesentwurf mit 

12:0 Stimmen zugestimmt. 

David Häner (FDP). Die Kommissionssprecherin hat die Fakten sehr gut zusammengefasst, so dass ich 

mich hierzu nicht wiederholen muss. Wenn wir in diesem Fall die Verantwortlichkeiten wechseln und 

dadurch auf der einen Seite Stellen reduziert werden, so ist es nicht mehr als nachvollziehbar, dass es 

auf der anderen Seite zu einer Aufstockung kommt. Daher kann ich es vorwegnehmen: Die Fraktion 

FDP.Die Liberalen wird dem Antrag zustimmen. Es gilt aber hervorzuheben, dass der Prozess doch eher 

suboptimal war. Daher haben jüngere Polizisten bereits neue Herausforderungen in anderen Kantonen 

angenommen. Wir wissen alle, dass dieser Stellenmarkt nicht mit Bewerbern übersät ist. Wichtig ist aber 

auch festzuhalten, dass das keinerlei Kritik gegenüber dem Regierungsrat oder dem Polizkeikomman-

danten darstellt. Aufgrund ihrer Erfahrungen mit Olten haben sie den ganzen Prozess von ihrer Seite 

sehr effektiv durchgeführt und das Beste aus dieser Situation gemacht. An dieser Stelle danken wir da-

für bestens. 

Simone Rusterholz (glp). Auch ich kann mich kurz fassen. Für uns Grünliberale ist unbestritten, dass die 

Übertragung der Aufgaben der Stadtpolizei Grenchen an die Kantonspolizei Solothurn per 1. Januar 

2023 zu Mehraufwendungen führt. Wir stimmen daher dem Zusatzkredit in der Höhe von 1,3 Millionen 

Franken einstimmig zu. 

Josef Fluri (SVP). Zu diesem Geschäft gab es in unserer Fraktion keine grossen Diskussionen. Es ist zwar 

viel Geld, das die Kantonspolizei hier jährlich neu benötigt. Aber weil der Kanton gesetzlich verpflichtet 

ist, die polizeilichen Aufgaben zu übernehmen, wenn sich eine Gemeinde entscheidet, ihre Polizei auf-

zuheben, so sind wir in dieser Entscheidungsfindung eigentlich alternativlos. Sinnvoll erscheint uns, dass 

ein Teil der Kantonspolizei direkt vor Ort in Grenchen stationiert wird und so schnell und zuverlässig für 

die Sicherheit sorgen kann. Hingegen findet es die SVP-Fraktion schade, dass Grenchen die Zusammen-

arbeitsvereinbarung ausserhalb der zweijährigen Kündigungsfrist gekündigt hat. So ist unter den mitar-

beitenden Polizisten grosse Unsicherheit entstanden. Ein Teil der jungen Mitarbeiter und Mitarbeiterin-

nen haben sich anders orientiert. Zum Glück konnte die Polizei vom Zusammenführungsprozess in Olten 

profitieren und so konnte man die Zusammenführung relativ schnell und reibungslos aufgleisen. Die 

SVP-Fraktion des Kantons Solothurn möchte noch auf einen wichtigen Punkt hinweisen. Uns ist es sehr 

wichtig, dass alle Polizisten, die bei der Stadtpolizei Grenchen gearbeitet haben und zur Kantonspolizei 
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wechseln möchten, dort auch einen neuen Arbeitsplatz finden. In diesem Sinn stimmt die SVP-Fraktion 

diesem Geschäft einstimmig zu. 

Rea Eng-Meister (Die Mitte). Nicht nur in der Justizkommission und in den anderen Fraktionen, sondern 

auch in unserer Fraktion wurde dieser Antrag für einen Zusatzkredit zur laufenden Globalbudgetperio-

de für die Polizei Kanton Solothurn diskutiert und war unbestritten. Wir möchten speziell die schnelle 

Reaktion des Departements und der Kantonspolizei erwähnen. So konnte man die Kündigungsfrist der 

Zusammenarbeitsvereinbarung, die eigentlich bis Ende 2023 gedauert hätte, abkürzen. Die Aufhebung 

der Stadtpolizei Grenchen konnte man somit bereits auf Ende dieses Jahres einfädeln. Daher bleibt für 

alle Beteiligten nur eine einjährige Unsicherheit. Der Grund dafür ist bestimmt, weil man das Ganze in 

Olten schon einmal durchgespielt hat und somit wusste, was es alles braucht. Aber vielleicht war auch 

ein Grund, dass man geahnt hat, dass der Entscheid des Grenchner Gemeinderats kommen wird, da man 

mehrmaligen Forderungen nach mehr Beiträgen im Vorfeld nicht nachgekommen ist. So hat man diesen 

Schritt vielleicht auch ein bisschen forciert. Am geforderten Zusatzkredit sieht man, dass die Aufwen-

dungen für die Gewährung der Sicherheit der Stadt Grenchen höher sind als der Betrag von 

650'000 Franken, den man der Stadt jährlich bezahlt hat. Ich habe mich gefragt, ob man nicht später 

einen Nachtragskredit hätte beantragen können. Auch habe ich mich gefragt, ob man die Mitarbeiter 

der Stadtpolizei direkt neu nach einem Monat bis hin zu nach zwei Monaten - also nachdem die Be-

schwerde zurückgezogen wurde - hätte anstellen können, anstatt zu warten, bis wir darüber befinden 

und das Ganze absegnen können. So wären vielleicht ein paar Polizisten weniger abgesprungen und die 

erwähnte Unsicherheit bei den Mitarbeitenden oder auch bei der Bevölkerung wäre eher vom Tisch 

gewesen. Aber wir befürworten die Transparenz des Regierungsrats und sind froh, dass die Arbeitsver-

träge bereits vorbereitet wurden und dass morgen oder in den nächsten Tagen vielleicht viele zufriede-

ne neue Kantonspolizisten auf ihre Zukunft anstossen können. Alles in allem sind wir froh, dass jetzt 

alles laufen wird und aufgegleist ist, damit ab dem 1. Januar 2023   die Sicherheit in der Stadt Grenchen 

wie bis anhin bestens gewährleistet ist. Wir möchten an dieser Stelle allen Beteiligten für die gute Zu-

sammenarbeit danken. Unsere Fraktion stimmt dem Beschlussesentwurf des Regierungsrats einstimmig 

zu. 

Urs Huber (SP). Für mich als Sprecher der Fraktion SP/Junge SP ist diese Vorlage ein Déjà-vu und doch ist 

es ganz anders. Man sagt oft, dass die politischen Mühlen bei uns ganz langsam arbeiten und ab und zu 

ganz schnell. Ein Déjà-vu ist es insofern, als dass man am 5. Mai 2015 hier im Rat beschlossen hat, dass 

die Stadtpolizei Olten integriert wird. Dies ist eigentlich falsch, denn Olten hat sie quasi losgelassen und 

wir mussten lediglich über die Ausgestaltung aus unserer Sicht befinden. Damals gab es hier im Rat 

einiges zu diskutieren, viel mehr als jetzt. Die meisten Votanten stammten aus Grenchen und Solothurn. 

Ich kann sagen, dass sich die meisten Kritiker aus dem Kantonsrat verabschiedet haben oder das Volk sie 

verabschiedet hat. Man kann sagen, wer «Ol» sagt, der muss auch «Gr» sagen. Das ist kein Ausdruck von 

Widerwillen, sondern steht für Grenchen. Wer zu Olten Ja gesagt hat, der sollte logischerweise auch Ja 

zu Grenchen sagen - und dies nicht wegen Olten, sondern weil es sich dabei um eine Aufgabe des Kan-

tons handelt. Der Kanton ist verpflichtet, die polizeilichen Aufgaben, die bisher von der Stadtpolizei 

wahrgenommen wurden, auch auf dem Gemeindegebiet der Stadt Grenchen zu übernehmen - ob es 

uns im Kanton passt oder freut. So ist das einfach gesetzlich vorgesehen. Man muss seitens der Fraktion 

die Verantwortlichen auf der Kantonsseite durchaus einmal loben können. Das möchte ich betonen. Ich 

kann mir vorstellen, dass es nicht ganz einfach war. Als einfacher Zeitungsleser habe ich mir einige Male 

vorgestellt, was man machen soll. Man kann fast nur Falsches tun. So gesehen sind wir sehr zufrieden, 

wie das gemacht wurde. Die Verantwortlichen haben zudem die Justizkommission laufend - soweit das 

möglich war - über die Situation aus Sicht des Kantons informiert. Für die Fraktion SP/Junge SP sind die 

Stellen ausgewiesen und die Finanzen sind nachvollziehbar. Daher werden wir der Vorlage einstimmig 

zustimmen. 

Daniel Urech (Grüne). Die Grüne Fraktion stimmt dem Zusatzkredit ebenfalls zu. Ich kann mich weitge-

hend meinen Vorrednerinnen und Vorrednern sowie der Kommissionssprecherin anschliessen. Es trifft 

zu, dass der Entscheidungsprozess in Grenchen wohl eher suboptimal abgelaufen ist. Es ist jedoch nicht 

Sache des Kantonsrats, dies zu bewerten. Aus Sicht des Kantons ist wohl klar, dass der Kanton einsprin-

gen und die entsprechenden Ressourcen zur Verfügung stellen muss, wenn eine Stadtpolizei aufgege-

ben wird. Es ist alsdann eine Sache des Kantonsrats. Aus diesem Grund stimmen wir diesem Be-

schlussesentwurf ebenfalls einstimmig zu. 
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Matthias Meier-Moreno (Die Mitte). Als involvierter Gemeinderat und Mitglied der Gemeinderatskom-

mission durfte ich den Prozess hautnah miterleben und mitprägen. Es trifft nicht zu, dass wir in Gren-

chen keine Stadtpolizei mehr wollten oder gar mit der Leistung unzufrieden waren, die sie vollbracht 

hat. Die Kosten waren der Ausschlag des Ganzen. Es war uns ein sehr grosses Anliegen, den Prozess 

transparent zu gestalten, so schnell wie möglich abzuhandeln und Klarheit zu schaffen. Somit wollten 

wir verhindern, dass die Unsicherheit im Korps überhandnimmt. Leider haben dann die Beschwerde 

eines Gemeinderats sowie eine Petition durch eine auswärtige Person beim Korps neue Hoffnungen 

geweckt. Dadurch wurde der laufende Prozess unnötig blockiert. Die geschöpfte Hoffnung hat sich 

dann schnell als Rohrkrepierer entpuppt und als nicht gangbarer Weg herausgestellt. Aber trotz allem 

hat es eine unnötige Unruhe bei der Stadtpolizei ausgelöst. Es war dem Gemeinderat stets ein wichtiges 

Anliegen, für alle Stadtpolizisten eine passende Anschlusslösung zu finden und jedem Polizisten eine 

faire Chance zu geben. So konnten sich alle bei der Kantonspolizei bewerben oder auch bei der neu 

geschaffenen Gemeindepolizei. Ein grosser Dank gebührt dabei auch Thomas Zuber, dem Kommandan-

ten der Kantonspolizei, der den Prozess von Beginn an konstruktiv unterstützt, transparent kommuni-

ziert und die beiden Korps jeweils über den neusten Stand informiert hat. Nun stehen wir kurz vor der 

Ziellinie. Daher bitte ich den Kantonsrat, den weit fortgeschrittenen Prozess zu unterstützen und das 

Ganze mit der Freigabe des Zusatzkredits definitiv ins Ziel zu bringen. 

Remo Bill (SP). Ich möchte an dieser Stelle ein paar Informationen zum Entscheid der Stadt Grenchen 

geben, die Stadtpolizei aufzulösen. Der Gemeinderat hat aufgrund der Finanzlage im Frühjahr 2021 in 

drei Workshops die Notwendigkeit festgehalten, den städtischen Haushalt nachhaltig um 5 Millionen 

Franken zu verbessern. Ein Sparpotential, das unter anderem diskutiert wurde, war die Auflösung der 

Stadtpolizei. Seit Jahrzehnten übernimmt die Stadt Grenchen mit ihrem Polizeikorps Aufgaben, für die 

im Grunde genommen der Kanton respektive die Kantonspolizei zuständig ist. Namentlich handelt es 

sich dabei um die lokale Sicherheit und um die Notfallintervention. Wenn die Stadt diese Aufgaben 

wiederum dem Kanton, der dafür zuständig ist, überträgt, ergibt sich daraus ein Sparpotential von rund 

2 Millionen Franken pro Jahr. Das sind fünf bis sechs Steuerprozente. Wir haben uns anschliessend bei 

der Stadt Olten über die dort vorgenommene Auflösung der Stadtpolizei erkundigt. Daraufhin sind 

diverse Gespräche zwischen dem Kanton und der Stadt über das weitere Vorgehen erfolgt. Das Polizei-

korps der Stadt Grenchen wurde vom Stadtpräsidenten und dem Kommandanten der Kantonspolizei 

über die jeweiligen Schritte laufend und zeitnah informiert. An der Gemeinderatssitzung vom 

1. Februar 2022 hat der Gemeinderat entschieden, dass das Korps der Stadtpolizei aufgelöst und in das 

Korps der Kantonspolizei integriert werden soll. Den Polizisten und Polizistinnen wurde daraufhin ihr 

Arbeitsvertrag auf Ende 2022 gekündigt. An der letzten Veranstaltung präsentierte Thomas Zuber dem 

Korps der Stadt- und der Kantonspolizei den Zeitplan und das weitere Vorgehen des Kantons. Ein gros-

ser Teil von ca. 15 Polizisten und Polizistinnen wird, sofern sie das möchten, in das Korps der Kantonspo-

lizei integriert. Der Rekrutierungsprozess ist am Laufen und hat zum Ziel, dass die Integration des Korps 

der Stadtpolizei in die Kantonspolizei bis Ende 2022 vollzogen werden kann. Gleichzeitig werden für die 

gemeindepolizeilichen Aufgaben auf den 1. Januar 2023 in der Stadt Grenchen neue Stellen geschaffen. 

Auch bisherige Polizisten und Polizistinnen von der Stadtpolizei hatten die Möglichkeit, sich zu melden. 

Die Sicherheit der Bevölkerung wird durch die Kantonspolizei wie bisher gewährleistet. Der Polizeipos-

ten der Kantonspolizei ist durch die Lage im Zentrum der Stadt sehr kundenfreundlich. An dieser Stelle 

danke ich Regierungsrätin Susanne Schaffner und dem Polizeikommandanten Thomas Zuber für die 

konstruktive Unterstützung. 

Marco Lupi (FDP), II. Vizepräsident. Ich möchte ein Thema doch noch etwas genauer beleuchten. Es 

wurde erwähnt, dass sich Grenchen über die Stadtpolizei erfreut gezeigt hat, so wie das auch in der 

Stadt Solothurn der Fall ist. Man hat dazumal erklärt, dass man nicht fair abgegolten wird und es nicht 

aufgehen würde. Der Regierungsrat hat jedoch klar gesagt, dass es so stimmen würde. Nun liegen die 

Zahlen auf dem Tisch. Es kostet den Kanton jetzt 1,3 Millionen Franken mehr als dies vorher der Fall 

war. Wenn man hier von fairer Abgeltung sprechen will, so bin ich nicht sicher, ob man das Wort «fair» 

richtig versteht. Es ist legitim, wenn der Regierungsrat sagt, dass man keine Stadtpolizeien mehr haben 

möchte. Wir geben einfach kein Geld mehr und dann kommt es genauso heraus. Ich bin nicht sicher, ob 

der strategische Entscheid, dass man keine Stadtpolizei will, vom Regierungsrat gefällt werden kann. 

Der Kanton bezahlt nun 1,3 Millionen Franken mehr, als man vorher gezahlt hat. Wenn man die Städte 

sauber entschädigen würde, so wäre das vielleicht gar nicht nötig gewesen. Wir hätten Geld gespart 

und ganz bestimmt nicht 1,3 Millionen Franken mehr bezahlt. 
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Susanne Schaffner (Vorsteherin des Departements des Innern). Als Erstes möchte ich für das entgegen-

gebrachte Vertrauen und für die Wertschätzung gegenüber dem Departement respektive gegenüber 

der Kantonspolizei sowie dem Kommandanten herzlich danken. Es ist keine einfache Sache, alles neu 

aufzustellen, wenn eine Gemeinde respektive eine Stadt den Entscheid fällt, dass sie die Polizei nicht 

mehr will. Ich bin der Auffassung, dass man aus Olten sehr viel Erfahrungen mitnehmen konnte. Daher 

kann man das nun rasch umsetzen. Ich bin froh, wenn wir heute diesen Entscheid treffen, denn die Poli-

zisten und Polizistinnen, die darauf warten, dass ihr Arbeitsvertrag unterschrieben wird, sind wichtig für 

uns. Wir brauchen sie und wir sind froh, dass sie sich bei uns für eine Anstellung beworben haben. Ger-

ne möchte ich noch kurz auf die Themen zurückkommen, die aufgeworfen wurden. Dabei ging es um 

den Zusammenarbeitsvertrag, der eine Kündigungsfrist von zwei Jahren hat. Er hat eine Kündigungsfrist 

von zwei Jahren, weil man bei einer Kündigung einen neuen Zusammenarbeitsvertrag ausarbeitet. Das 

letzte Mal hat sich gezeigt, dass es einige Zeit benötigt, bis man sich wieder geeinigt hat. In diesem Fall 

hat jedoch Grenchen beschlossen, dass die Stadtpolizei nicht mehr selber für die lokale Sicherheit sorgen 

will. Es ist wichtig, dass man ganz rasch handelt, wenn der Entscheid gefallen ist. Damit haben die Poli-

zisten und Polizistinnen, die für die Stadt arbeiten, Sicherheit, wo sie nachher arbeiten werden. Bei ei-

ner Frist von zwei Jahren wäre es wohl so, dass man wahrscheinlich keine Polizisten und Polizistinnen 

mehr hätte, weil sie sich überall beworben haben. Daher sind wir froh, dass dieser Prozess beschleunigt 

werden konnte. Weiter war von der Entgeltung die Rede. Wir haben vor zwei Jahren Verhandlungen 

geführt und einen Bericht erstellen lassen. Daraus entnehmen wir nun auch, wie viele Polizisten und 

Polizistinnen nötig sind, um die lokale Sicherheit und die Patrouillentätigkeit, bei der die Stadt Gren-

chen bis jetzt mitgeholfen hat, zu erfüllen. Ein weiterer Teil beinhaltet auch die Verkehrsinstruktion. 

Dafür braucht es die 15 Vollzeitstellen. Wir kamen schon damals auf diese Zahl. Die Stadt Grenchen 

braucht für die verwaltungspolizeilichen Tätigkeiten ebenfalls noch Personal. Die angemessene Abgel-

tung war nur für diesen Teil bestimmt. In Tat und Wahrheit hatte die Stadtpolizei Grenchen mehr Poli-

zei. Das führt natürlich zu Mehrkosten. Wenn man nun zusammenrechnet, wie viele Personen die Stadt 

Grenchen an Personal anstellt und dann die Personen dazuzählt, die wir hier brauchen, so ergeben sich 

Synergien. Die Personalkosten, die daraus entstehen, sind um 10 % bis 20 % geringer. So gesehen ist es 

nicht so, dass man tatsächlich abgilt, sondern eine angemessene Abgeltung vollzieht. Das hat man da-

mals so ausgehandelt und das wurde von allen unterschrieben respektive man hat dem so zugestimmt. 

Ich möchte aber betonen, dass wir uns immer positiv mit der Stadt Grenchen unterhalten konnten, so 

auch nach dem Abschluss dieser Vereinbarung. Das verlief damals alles im Einvernehmen. Ich möchte 

allen an dieser Stelle nochmals danken. Es ist ein wichtiger Schritt für die Fortsetzung der Sicherheit in 

der Stadt Grenchen. Die Kantonspolizei wird gewährleisten, dass dort die gleiche Sicherheitslage beste-

hen bleibt, wie das bis anhin in der Stadt Grenchen der Fall war. 

 

Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffern 1., 2. und 3. Angenommen 

Kein Rückkommen. 

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 2] 

 

Für Annahme des Beschlussesentwurfs 93 Stimmen 

Dagegen 0 Stimmen 

Enthaltungen 0 Stimmen 
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RG 0033/2022 

Gesetz über den öffentlichen Verkehr (ÖVG) 

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 8. März 2022 (siehe Beilage). 

 

b) Zustimmender Antrag der Finanzkommission vom 6. April 2022 zum Beschlussesentwurf des Regie-

rungsrats. 

 

c) Zustimmender Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission vom 19. Mai 2022 zum Be-

schlussesentwurf des Regierungsrats. 

 

d) Änderungsantrag der Redaktionskommission vom 20. Juni 2022 zum Beschlussesentwurf des Regie-

rungsrats. 

§ 5 Absatz 3 soll lauten: 
3 Kommen bei der Bereitstellung des Fahrplanangebots gemäss § 4 Betriebsmittel zum Einsatz, welche in 

ökologischer Hinsicht die gesetzlichen Mindestanforderungen übertreffen, können die damit verbunde-

nen Mehrkosten von höchstens 20 Prozent vom Kanton übernommen werden. 

 

§ 9 Absatz 2 soll lauten: 
2 Er trägt mindestens 40 Prozent von den nicht vom Bund getragenen Kosten. Der Kanton kann für seine 

Beiträge spezifische Leistungen des Grundeigentümers, der begünstigten Einwohnergemeinden oder 

Dritter voraussetzen. 

 

§ 11 Absatz 2 Buchstabe a soll lauten: 

a) die Erteilung von kantonalen Bewilligungen nach Artikel 7 des Bundesgesetzes über die Personenbe-

förderung (PBG) vom 20. März 2009; 

 

e) Änderungsantrag von Fabian Gloor (Die Mitte, Oensingen), Freddy Kreuchi (FDP.Die Liberalen, 

Balsthal), Barbara Leibundgut (FDP.Die Liberalen, Bettlach) und Daniel Urech (Grüne, Dornach) vom 

23. Juni 2022 zum Beschlussesentwurf des Regierungsrats. 

§ 6 Absatz 2 soll lauten: 

Für Leistungen nach Absatz 1 haben sich die Einwohnergemeinden zusammen mit 33 Prozent an den 

Beiträgen des Kantons zu beteiligen, die diesem nach § 3 Absatz 1 verbleiben. 

 

f) Änderungsantrag der Fraktion Grüne vom 24. Juni 2022 zum Beschlussesentwurf des Regierungs-

rats. 

§ 1 Abs. 1 soll lauten: 

Dieses Gesetz bezweckt die Stärkung des öffentlichen Personenverkehrs nach wirtschaftlichen Grunds-

ätzen im Rahmen einer klimaschonenden, integrierten, auf den Fernverkehr und die Raumordnung 

abgestimmten Verkehrspolitik. 

 

g) Änderungsantrag der Fraktion Grüne vom 24. Juni 2022 zum Beschlussesentwurf des Regierungs-

rats. 

§ 4 Abs. 2 soll lauten: 

Der Kanton kann in Absprache mit den beteiligten Einwohnergemeinden Versuchsbetriebe zur Abklä-

rung der Nachfrage bei neuen oder verlängerten Linien oder zur Erprobung neuartiger und klimascho-

nender Verkehrsformen bestellen. 

 

h) Änderungsantrag von Michael Ochsenbein (Die Mitte, Luterbach) vom 27. Juni 2022 zum Be-

schlussesentwurf des Regierungsrats. 

§ 5 Abs. 2bis (neu) soll lauten: 

In Ausnahmefällen ist eine Unterschreitung des minimalen Kostendeckungsgrads zulässig, sofern damit 

ein übergeordnetes Ziel, beispielsweise eine wesentliche Entlastung einer Linie oder eines Knotens, 

erreicht wird. 
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i) Änderungsantrag von Michael Ochsenbein (Die Mitte, Luterbach) vom 27. Juni 2022 zum Be-

schlussesentwurf des Regierungsrats. 

§ 7 Abs. 2 (neu) soll lauten: 

Eine Kostenbeteiligung von Dritten ist möglich. 

Eintretensfrage 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir kommen zur Eintretensdebatte. Diesbezüglich habe ich noch einen 

Hinweis. Wir führen zuerst die Eintretensdebatte, in der alle Fraktionen, Kommissionen und der Regie-

rungsrat eine generelle Würdigung der Vorlage vornehmen. Sie teilen mit, ob sie das Geschäft zurück-

weisen oder einen Nichteintretensantrag stellen. Die Anträge zu den einzelnen Artikel werden wir in 

der Detailberatung durchgehen. Daher bitten wir die Antragstellenden, ihre Wortmeldungen erst in der 

Detailberatung und nicht schon in der Eintretensdebatte vorzubringen. 

Sibylle Jeker (SVP), Sprecherin der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission. Mehrere Bestimmungen 

sind aufgrund von neuen oder geänderten übergeordneten Rechtserlassen inzwischen entweder über-

holt, überflüssig oder widersprüchlich geworden. Vor diesem stark veränderten Hintergrund hat der 

Regierungsrat die Totalrevision des Gesetzes über den öffentlichen Verkehr (ÖV-G) angestossen. Das 

vorliegende ÖV-Gesetz weist einen dringenden Bedarf an einer Neuverfassung auf. Die Umwelt-, Bau- 

und Wirtschaftskommission hat an ihrer Sitzung vom 24. März 2022 beschlossen, das Gesetz in zwei 

Lesungen abzuhandeln. In einer ersten Lesung ging es um die inhaltlichen Sachen, um dann in einer 

zweiten Lesung noch Anträge stellen zu können, die im Raum standen. Das Gesetz soll möglichst 

schlank, einfach und übersichtlich sein. Der vorliegende Entwurf stützt sich in erster Linie auf Bundes-

recht. Gleichzeitig können die bestehenden Erlasse auf Verordnungsebene in diesem Bereich bereinigt 

werden. Die drei bestehenden, mit dem ÖV verbundenen Verordnungen wurden neu in einer einzigen 

Verordnung zusammengefasst. Das aktuelle Gesetz hat noch viele Bestimmungen, die heute keine Be-

deutung mehr haben. Andererseits fehlen aber auch zum Teil Präzisierungen zur Anwendung von in-

zwischen übergeordnetem Gesetz. In der Praxis werden sich aufgrund des neuen ÖV-Gesetzes kaum 

Änderungen ergeben. Neue Elemente beziehen sich insbesondere auf die Möglichkeiten seitens des 

Kantons. So soll es in Zukunft möglich sein, Angebote zur Bewältigung des Ausflugsverkehrs zu bestel-

len und der Kanton unterstützt Versuchsbetriebe. Neu soll er sich etwas stärker beteiligen als bisher, 

und zwar mit höchstens 50 % anstatt mit 30 %. Das soll die Hürden für die Gemeinden senken, die sich 

für neue ÖV-Angebote engagieren wollen. Der geforderte Kostendeckungsgrad von 20 % soll nach wie 

vor unverändert bleiben. Der vom Kantonsrat erheblich erklärte Auftrag der Fraktion SP/Junge SP 

«Nachtbusangebot im Kanton Solothurn» fordert, das ÖV-Nachtangebot in die Bestellungen des Kan-

tons aufzunehmen. Dieser Forderung kann grundsätzlich sofort ab Fahrplan 2022 und ohne explizite 

Verankerung in die kantonale Gesetzgebung entsprochen werden. Das Gesetz unterscheidet nicht zwi-

schen Tag- und Nachtangeboten. Auch im Bundesrecht sind die entsprechenden Grundlagen bereits 

vorhanden. Solange die Linien die üblichen Kriterien erfüllen, die ordentlichen Tarife angewendet wer-

den und sie jeweils den minimalen Kostendeckungsgrad aufweisen, kann sich der Bund an der Finanzie-

rung des Angebots beteiligen. Der Kanton übernimmt dabei jährlich ca. eine halbe Million Franken zu 

Gunsten der Gemeinden. 

Innerhalb der Kommission gab es vor allem grössere Diskussionen, warum die Variante «Abgeltung über 

Betriebskosten» gewählt wurde. Es ist richtig, dass es in gewissen Kantonen heute schon direkte Investi-

tionsförderungen gibt. Diese sind aber auf städtische Verkehrsbetriebe ausgerichtet und machen dort 

Sinn, wo es eigene Busflotten gibt, die nur in den Städten eingesetzt werden. Daran beteiligen sich 

weder der Bund noch die Nachbarkantone finanziell. In diesen Fällen kann sich eine direkte Investitions-

förderung durchaus lohnen. Im regionalen Personenverkehr, der bei uns überwiegt und der zahlreiche 

grenzüberschreitende Linien in andere Kantone umfasst, setzt das neue Gesetz aber auf das bestehende 

System. Dabei werden alle Kosten über die Abgeltung abgedeckt. Das bedeutet konkret, dass jede An-

lage, die angeschafft wird, in der Bilanz auch aktiviert wird. Anschliessend kann man Jahr für Jahr Ab-

schreibungen tätigen, wenn man selber Betriebsmittel besitzt. So fliessen die vollen Kosten in die Be-

triebsrechnung der einzelnen Linien mit ein, welche vom Kanton bestellt werden. Es wird eine 

Dienstleistung beim Transportunternehmen bestellt und entsprechend werden dann die Kosten ver-

rechnet. Damit helfen auch die Mitbesteller bei der Finanzierung mit. Konkret zahlt der Bund an den 

regionalen Personenverkehr und unter Umständen leistet auch der Nachbarkanton eine entsprechende 

Zahlung. Bei uns im Kanton ist das bei der Hälfte unserer Buslinien der Fall. Wenn der Kanton hingegen 

direkt Investitionsbeiträge gewährt, so stammen sie nur vom Kanton. Da der regionale Verkehr bei uns 

überwiegt und zahlreiche grenzüberschreitende Linien in andere Kantone umfasst, macht das durchaus 
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Sinn. Wenn wir also neu über den Investitionsbeitrag fördern würden und unsere Nachbarkantone beim 

üblichen Abgeltungssystem bleiben, dann würden für den Kanton Solothurn klar Mehrkosten resultie-

ren. Nach Abwägung von allen Vor- und Nachteilen in der Kommission kam sie zum Schluss, der Stoss-

richtung des Regierungsrats im revidierten ÖV-Gesetz zuzustimmen. Das Abgeltungsbeitragssystem soll 

beibehalten werden. Es wurden keine entsprechenden Anträge in dieser Richtung gestellt. Auch wurde 

innerhalb der Kommission diskutiert, dass man mit der Dekarbonisierung der Busse vorwärts machen 

soll. Aus ökologischen Gründen soll dies aber erst erfolgen, wenn die Lebensdauer der zum Teil noch 

relativ neuen Busse, die mit fossiler Energie betrieben werden, abgelaufen ist. Der Kanton wird also 

gewisse Mehrabgeltungen gegenüber dem herkömmlichen System für die Buslinien mit alternativen, 

emissionsarmen Antriebsformen akzeptieren. Fahrzeuge, die ihre technische Lebensdauer jedoch noch 

nicht erreicht haben, sind dabei im Sinn der Nachhaltigkeit nicht vorzeitig auszumustern. Mit diesem 

Ansatz ergibt sich mit Stand heute eine Dekarbonisierung der Busflotten bis ins Jahr 2040. Eine vorzeiti-

ge vollständige Umstellung auf alternative Antriebe ist aus diesen Gründen nicht sinnvoll. Die Mehrkos-

ten, die man bereit wäre, im Zuge der Dekarbonisierung des ÖV zu übernehmen, belaufen sich auf 

20 %, sprich auf 3 Millionen Franken. Die Förderung des ökologischen ÖV soll dabei möglichst techno-

logieneutral ablaufen. 

Im Rahmen der vorliegenden Totalrevision wird somit im neuen ÖV-Gesetz eine Bestimmung aufge-

nommen, die das Wegschieben des Prinzips der Wirtschaftlichkeit ermöglicht. Das bedeutet, dass es den 

Einsatz der heutigen, noch teureren Betriebsmittel mit ökologischen Antriebsformen ermöglicht. Mit 

dieser Bestimmung im ÖV-Gesetz zur Förderung von ökologischen Antriebsformen wird dem erheblich 

erklärten Auftrag von Dieter Leu, CVP, entsprochen. Wie bereits erwähnt, werden mit dem erheblich 

erklärten Auftrag von der forcierten Ökologisierung der Fahrzeugflotte langfristige Mehrkosten von 

rund 3 Millionen Franken in Kauf genommen. Die Mehrkosten sind inklusive der Gemeindebeteiligung 

von 37 % und wegen diesem ökologischen Gedanken gibt es unter dem Strich auch Mehrkosten für die 

Gemeinden von rund 600'000 Franken. Zusammen mit der Überprüfung der technischen Parameter zur 

Bestimmung dieser Kostenteiler ergeben sich gegenüber der heutigen Rechtslage kleine Änderungen 

bei der Kostenverteilung unter den Gemeinden. Bei den Gemeinden erfolgt vor allem beim Schwellen-

wert eine Änderung. Er beschränkt sich heute auf die Pro-Kopf-Belastung des 1½-fachen Wertes des 

kantonalen Durchschnitts. Darüber hinaus gehen die Kosten jeweils zu Lasten des Kantons. Das hat teil-

weise zu Fehlanreizen geführt. Jene Gemeinden, die sich über dem Schwellenwert befunden haben, 

mussten sich nicht mehr an den Kosten von zusätzlichen ÖV-Angeboten beteiligen. Von dieser Situation 

haben vor allem die Städte profitiert. Der Schwellenwert liegt beim Faktor 1,5 und soll neu auf das 

Zweifache angehoben werden. Somit profitieren nur noch echte Härtefälle. Bisher konnten das fünf 

Gemeinden nutzen. Beim Faktor 2 werden es nur noch zwei Gewinnergemeinden sein. Aktuell geht 

man von vier Verlierergemeinden aus. Die Veränderung beim Schwellenwert führt bei den betroffenen 

Gemeinden zu einer Mehrbelastung. Stark belastet wird dadurch vor allem die Gemeinde Witterswil. Sie 

hat wegen der guten Anbindung nach Basel mit einem dichten Tramangebot die höchste Pro-Kopf-

Belastung. So ist man zum Entschluss gekommen, die Gemeindebeteiligung von 37 % unverändert zu 

belassen. Mit der Verschiebung des neuen Kostenteilers, mit dem neuen Schwellenwert, mit der Über-

nahme des Nachtbusangebots durch den Kanton, mit einem grösseren Anteil an den Versuchsbetrieben 

und mit dem Ausflugsziel ist es ungefähr ausgeglichen. In der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission 

wurde das Gesetz gut aufgenommen. Während der zweiten Lesung lagen noch zwei Anträge vor. Bei 

diesen beiden Anträgen ging es darum, das Wort «klimaschonend» im § 1 und im § 4 aufzunehmen. Da 

der ÖV nicht per se klimaschonend ist, gibt es verschiedene Stossrichtungen. Dementsprechend sei es 

wichtig, dass sich der Kanton klar zu einer klimaschonenden Verkehrspolitik bekennt. Gegenstimmen 

haben befürchtet, dass mit diesem Zusatz unnötig Druck aufgebaut wird und damit funktionstüchtige 

Dieselbusse nicht mehr im Einsatz gehalten werden können. Die beiden Anträge wurden mit 

7:7 Stimmen bei einer Enthaltung mit Stichentscheid des Präsidenten abgelehnt. Weitere Anträge lagen 

nach der zweiten Lesung nicht mehr vor, dies auch dank einer guten Erklärung und Ausführung seitens 

der Verwaltung und des Regierungsrats. Die Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission hat dieser Vor-

lage einstimmig zugestimmt. 

Thomas Lüthi (glp). Die Totalrevision des ÖV-Gesetzes ist für die Grünliberale Fraktion nach dem Dekar-

bonisierungskonzept, das wir hier im Rat zur Kenntnis genommen haben, ein wichtiger und richtiger 

Schritt bei der Dekarbonisierung des öffentlichen Verkehrs. Wir setzen hier einen kantonsrätlichen Auf-

trag um. Die Kommissionssprecherin hat dies bereits erwähnt. Selbstverständlich stehen die Grünlibera-

len einstimmig hinter dieser Vorlage. Ein gut ausgebauter und klimafreundlicher ÖV ist für die Grünli-

berale Fraktion zentral. Davon profitieren die Umwelt, die Gesellschaft und nicht zuletzt - und das ist 

uns auch sehr wichtig - die Wirtschaft. Die Vorlage unterstützt die Transportunternehmer bei der Um-
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setzung der Dekarbonisierung. Sie ist technologieneutral formuliert und sehr gut in das bestehende 

Beitragssystem des Bundes und der Kantone eingebunden. Wir unterstützen auch den Ansatz, mit dem 

ÖV Ausflugsziele zu erschliessen, wenn sie im Richtplan als solche bezeichnet sind. Die Dekarbonisierung 

ist eine Aufgabe, die wir als Gesellschaft tragen und damit als Gesellschaft mitfinanzieren müssen. Wir 

sind sicher, dass das Gesetz den Unternehmen einerseits genügend Planungssicherheit liefert, um Inves-

titionen in diesem Bereich zu tätigen. Andererseits verschafft es genügend Freiheiten, um das möglichst 

effizient umzusetzen. Wir stimmen einstimmig für Eintreten und äussern uns dann später in der Detail-

beratung zu den einzelnen Anträgen. 

Kuno Gasser (Die Mitte). Der vorliegende Gesetzesentwurf stützt sich, wie bereits erwähnt, auf das Bun-

desrecht und bringt einige Verbesserungen. Für uns war es speziell wichtig, dass die Versuchsbetriebe 

neu mit maximal 50 % statt wie bisher mit 30 % unterstützt werden können. Wir haben ebenfalls Wert 

darauf gelegt, dass es dem Kanton möglich ist, das Angebot zur Bewältigung des Ausflugsverkehrs zu 

bestellen. Zudem wird mit dieser Gesetzesvorlage neu das Nachtbusangebot entsprechend übernom-

men. Es handelt sich dabei um ein altes Anliegen, das Dieter Leu nebst der Dekarbonisierung einge-

bracht hatte. Wir werden einstimmig für Eintreten in die Detailberatung stimmen. 

Martin Rufer (FDP). Für die Fraktion FDP.Die Liberalen hat ein gut ausgebauter und effizienter ÖV eine 

grosse Bedeutung. Deshalb unterstützen wir auch die Nachführung und Aktualisierung des ÖV-

Gesetzes. Die materiellen Änderungen tragen wir ebenso mit, sprich die ÖV-Angebote für die Ausflugs-

ziele und die stärkere Unterstützung für Versuchsbetriebe. Natürlich stehen wir auch dahinter, dass 

ökologische Antriebssysteme künftig stärker mitfinanziert werden können. Das ist ein Beitrag zur De-

karbonisierung. In der Fraktion haben wir lange über die Art der Unterstützung für die ökologischen 

Antriebssysteme diskutiert. Anfänglich hatten wir grosse Sympathien für Investitionsbeiträge. Aufgrund 

der Diskussionen in den Kommissionen sind wir jedoch nachher zum Schluss gekommen, dass die Abgel-

tung über das gängige Betriebskostenmodell für den Kanton insgesamt effizienter und kostengünstiger 

ist. Daher stehen wir dahinter. Die Formulierung für die finanzielle Unterstützung von ökologischen 

Antriebssystemen ist offen und technologieneutral ausgefallen. Das begrüssen wir ausdrücklich. Es ver-

schafft uns den nötigen Handlungsspielraum, um auf künftige Entwicklungen reagieren zu können. Wir 

sind ebenfalls der Meinung, dass die Mehrkosten für die ökologischen Antriebssysteme in den nächsten 

Jahren rasch sinken werden. Die Mehrkosten werden danach viel tiefer sein. Für uns ist es wichtig, dass 

man die Busse mit Dieselantrieb nicht vorzeitig aus dem Betrieb nimmt, nämlich bevor die Lebensdauer 

abgelaufen ist. Die Kommissionssprecherin hat erwähnt, dass das weder nachhaltig noch sinnvoll wäre. 

Unsere Fraktion ist auch einstimmig für das Eintreten auf dieses Gesetz. Zu den Einzelanträgen werde 

ich mich nachher noch äussern. 

Myriam Frey Schär (Grüne). Die Grünen sind im Grossen und Ganzen mit dem revidierten ÖV-Gesetz 

zufrieden. Für uns gilt das übergeordnete Ziel, dass es für die Gemeinden möglichst attraktiv sein soll, 

ÖV-Angebote zu bestellen. Wir finden, dass das neue Gesetz diesen Anspruch weitgehend erfüllt. Die 

Zielsetzung der Dekarbonisierung der Busflotten ist natürlich erfreulich. Wir hätten uns aber gleichzei-

tig noch einen Zeitrahmen für die vollständige Dekarbonisierung gewünscht. Die verbesserte Erschlies-

sung von Ausflugszielen erscheint uns sehr wichtig und zwar nicht nur, weil damit Emissionen gesenkt 

werden, sondern auch, weil es unsere Strassen entlastet. Wir gehen davon aus, dass der Regierungsrat 

den Richtplan entsprechend anpasst, wenn einmal ein neues Naherholungsgebiet von regionaler und 

überregionaler Bedeutung entstehen sollte, damit man es auch gemäss diesem neuen Gesetz erschlies-

sen kann. Es freut uns ganz besonders, dass das Gesetz nicht zwischen Tages- und Nachtangebot unter-

scheidet und somit keine Hindernisse für die Bestellung von Nachtbussen bestehen. Die Attraktivität 

eines Kantons oder einer Region, gerade auch für junge Menschen, ist nicht nur von den Freizeit-, son-

dern auch von den Ausgangsmöglichkeiten abhängig. Nachtbusse spielen hier natürlich eine ganz we-

sentliche Rolle. Die Verschiebung des Kostenverteilers für Versuchsbetriebe zugunsten der Einwohnge-

meinden begrüssen wir. Für uns hätte der Anteil des Kantons ohne Weiteres etwas höher sein können. 

Bei § 8 Schülertransporte hoffen wir, dass sich wirklich alle Schulträger strikt an die gleichen Richtlinien 

halten und dass das auch überprüft wird. Wir würden es heikel finden, wenn in dieser Sache nicht alle 

Kinder im Kanton gleich behandelt würden respektive wenn der Anspruch auf Transporte je nach Ge-

meinde strenger oder weniger streng ausgelegt würde. Dazu kommt noch etwas Redaktionelles. Wir 

wären froh, wenn der Kanton in Zukunft keine generischen Maskulina mehr verwenden würde. Hier 

steht «Schülertransport» geschrieben. Man hätte auch «Transport von Schülerinnen und Schülern» oder 

eine Sparform verwenden können. Wir werden dem Beschlussesentwurf des Regierungsrats zustimmen. 
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Hardy Jäggi (SP). Es wurde eigentlich alles gesagt, aber ich gehe es trotzdem noch einmal kurz durch. 

Wir als Fraktion SP/Junge SP begrüssen das ÖV-Gesetz sehr, ganz speziell natürlich in Bezug auf die Un-

terstützung der Transportunternehmen zur Abkehr von den fossilen Verbrennungsmotoren. Die Beteili-

gung des Kantons an den betrieblichen Mehrkosten und nicht die Investitionsförderung ist unserer Mei-

nung nach dafür der richtige Weg. Ebenso unterstützen wir die schrittweise Umstellung der Dieselflotte, 

damit die Fahrzeuge bis zum Ende der Lebensdauer eingesetzt werden können. Eine schnellere Umset-

zung wäre für die Transportunternehmen auch gar nicht finanzierbar. Der Auftrag von unserer Fraktion 

zum Nachtbusangebot im Kanton Solothurn wird per sofort umgesetzt, da das Gesetz nicht zwischen 

Tag- und Nachtangeboten unterscheidet. Auch das begrüssen wir sehr. Weiter begrüssen wir, dass der 

Kanton mit dem neuen ÖV-Gesetz Angebote zur Bewältigung des Ausflugsverkehrs bestellen kann und 

dass bei Versuchsbetrieben der Gemeindeanteil von bisher 70 % auf 50 % gesenkt wird. Wir erhoffen 

uns damit, dass die Gemeinden ermuntert werden, sich für neue Linien einzusetzen. Unsere Fraktion ist 

einstimmig für das Eintreten auf diese Vorlage. 

Kevin Kunz (SVP). Wie schon damals in der Vernehmlassung erwähnt, steht die SVP-Fraktion des Kan-

tons Solothurn der angestrebten Dekarbonisierungsstrategie sehr kritisch gegenüber - jetzt im aktuellen 

Kontext und auch wegen dem Risiko bei den unvorhergesehenen Folgekosten für die Kantone wie auch 

für die Gemeinden. Es gibt im Moment kaum einen Wirtschaftszweig, der seit Corona und seit dem 

aktuellen Ukraine-Krieg keine Preiserhöhung durchläuft. Der Regierungsrat hat klar zu verstehen gege-

ben, dass er sich in Zukunft weitere Steuerentlastungen nur dann vorstellen kann, wenn dem Kanton 

Solothurn keine neuen Aufgaben und somit Ausgaben aufgebürdet werden. Die SVP-Fraktion nimmt 

den Regierungsrat somit beim Wort und steht dem Gesetz sehr kritisch gegenüber. Zu den angestrebten 

und eingereichten Anträgen werden wir uns nachher äussern. Das Eintreten ist aber auch von unserer 

Seite her klar vorhanden. 

Heinz Flück (Grüne). Ich möchte etwas Allgemeines zu den verschiedenen Anträgen bemerken, die wir 

in der Folge beraten werden. Ich habe kein Problem, wenn man Formulierungen, die nur durch einen 

Stichentscheid abgelehnt wurden, wieder als Anträge aufnimmt. Ich habe auch kein Problem, wenn 

man mit «Kann-Formulierungen» Möglichkeiten für Ausnahmen schaffen will, wie das die Anträge von 

Michael Ochsenbein anstreben. Wenn man es aber nicht fertigbringt, einen ganz wesentlichen Punkt 

mit der Kostenteilung in die vorberatenden Kommissionen zu bringen, in denen auch Gemeindevertre-

ter sind, dann macht mir das Mühe und verursacht bei mir schon zum vorneherein eine Abwehr. 

 

Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffer I., Kapitel 1. Angenommen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Zu § 1 Absatz 1 liegt ein Änderungsantrag der Grünen Fraktion vom 

24. Juni 2022 vor. Gibt es dazu Wortmeldungen? 

Myriam Frey Schär (Grüne). Wir sind der Ansicht, dass der ÖV seinen Teil zu einer klimaschonenden Ver-

kehrspolitik beitragen muss. Weil der ÖV zwar grundsätzlich energieeffizienter als der motorisierte 

Individualverkehr, aber per se noch nicht unbedingt klimaschonend ist, möchten wir das im Sinn eines 

Bekenntnisses explizit aufnehmen. Daher beantragen wir den Einschub des Wortes «klimafreundlich». 

Martin Rufer (FDP). Es wurde erwähnt, dass der Antrag bereits in der Umwelt-, Bau- und Wirtschafts-

kommission gestellt wurde. Dort wurde er knapp abgelehnt. Wir würden beliebt machen, diesen Antrag 

ebenfalls abzulehnen. Wieso? Er ist unnötig. Wenn man den Zweckartikel betrachtet, so haben wir im 

Artikel 1 Buchstabe b) bereits eine Formulierung, dass mit diesem Gesetz eine umweltgerechte Mobilität 

gefördert wird. Unter umweltgerecht verstehen wir auch klimaschonend. Wir sind der Ansicht, dass man 

nur das in die Gesetze schreiben soll, was es braucht. Damit bleiben die Gesetze schlank und gut ver-

ständlich. Daher können wir auf diese Formulierung verzichten. Wir beantragen deshalb, diesem Antrag 

nicht stattzugeben. 

Thomas Lüthi (glp). Ich spreche zu den beiden Anträgen der Grünen Fraktion, die wir bereits so in der 

Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission behandelt haben. In der Umwelt-, Bau- und Wirtschafts-

kommission haben wir sie unterstützt und es macht aus unserer Sicht durchaus Sinn, sowohl im Zweckar-
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tikel wie auch bei den Versuchsbetrieben diesen entsprechenden Einschub vorzunehmen. Wir werden 

die beiden Anträge jeweils unterstützen.  

Kevin Kunz (SVP). Auch die SVP-Fraktion wird die beiden Anträge der Grünen Fraktion ablehnen. Der 

Grund ist sehr einfach. Wir kommen langsam aber sicher zu einer Tendenz, dass bei jedem Satz oder 

Beschrieb ein zusätzlicher Baustein verlangt wird. Im Gesetz steht ganz klar geschrieben, dass die Ver-

kehrspolitik unter anderem nach umweltgerechten Kriterien erfolgt. Da braucht es das Wort «klima-

schonend» nicht, weil das Ganze bereits umschrieben ist. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Es haben sich keine weiteren Sprecher oder Sprecherinnen mehr gemel-

det. Wir stimmen daher über den Änderungsantrag der Grünen Fraktion ab. 

  

Änderungsantrag der Grünen Fraktion: 

§ 1 Abs. 1 soll lauten: 

Dieses Gesetz bezweckt die Stärkung des öffentlichen Personenverkehrs nach wirtschaftlichen Grunds-

ätzen im Rahmen einer klimaschonenden, integrierten, auf den Fernverkehr und die Raumordnung 

abgestimmten Verkehrspolitik. 

 

Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 3] 

 

Für den Antrag der Grünen Fraktion 36 Stimmen 

Dagegen 54 Stimmen 

Enthaltungen 3 Stimmen 

 

§ 1, Absatz 2, § 2, § 3, Ziffer 2., Kapitel 2.1., § 4 Absatz 1 Angenommen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Zu § 4 Absatz 2 liegt ein Änderungsantrag der Grünen Fraktion vor. Zu 

§ 5 Absatz 3 liegt ein Änderungsantrag der Redaktionskommission vor. Im weiteren liegt zu § 6 Absatz 

2 ein Änderungsantrag von Fabian Gloor, Freddy Kreuchi, Barbara Leibundgut und Daniel Urech vor. 

Zuerst kommen wir zum Änderungsantrag der Grünen Fraktion. Gibt es dazu Wortmeldungen? 

Myriam Frey Schär (Grüne). Es geht uns wirklich darum, dass wir nicht nur die Erprobung von neuarti-

gen, sondern nur von neuartigen und klimaschonenden Verkehrsformen ermöglichen wollen. Neuartig 

heisst nicht zwingend auch umweltfreundlich.  

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Es gibt keine weiteren Wortmeldungen. Daher stimmen wir über diesen 

Antrag ab. 

  

Änderungsantrag der Grünen Fraktion 

§ 4 Abs. 2 soll lauten: 

Der Kanton kann in Absprache mit den beteiligten Einwohnergemeinden Versuchsbetriebe zur Abklä-

rung der Nachfrage bei neuen oder verlängerten Linien oder zur Erprobung neuartiger und klimascho-

nender Verkehrsformen bestellen. 

 

Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 4] 

 

Für den Antrag der Grünen Fraktion 35 Stimmen 

Dagegen 55 Stimmen 

Enthaltungen 4 Stimmen 

 

§ 5 Absatz 1 und 2 Angenommen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir kommen nun zu § 5. Dazu liegen Änderungsanträge von Michael 

Ochsenbein und von der Redaktionskommission vor. Michael Ochsenbein stellt einen Antrag zu 

§ 5 Absatz 2bis. Die Redaktionskommission stellt einen Antrag zu § 5 Absatz 3. Gibt es Wortmeldungen 

zum Antrag von Michael Ochsenbein? 

Michael Ochsenbein (Die Mitte). Der Hintergrund dieses Antrags ist relativ klar und auch genau geogra-

fisch zu verorten, nämlich bei uns im Wasseramt. Der Kantonsrat hat die Finanzierung von zwei Tangen-
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ten freigegeben, nämlich der «Inneren Tangente» und der «Äusseren Tangente». Die «Äussere Tangen-

te» wurde aber nie umgesetzt, weil der Kostendeckungsgrad gemäss Einschätzung des Amtes nicht 

erreicht werden kann. Da wir uns nun mit dem Gesetz befassen, ist der Zeitpunkt für eine Prüfung ge-

kommen. Gibt es nicht Gründe zu definieren, unter welchen Bedingungen und weshalb man trotzdem 

eine Linie führen kann, auch wenn sie den Kostendeckungsgrad nicht erfüllen kann? Ich bin der Mei-

nung, dass es solche Gründe gibt. Das ist jetzt hier ganz klar auf die «Äussere Tangente» bezogen. Ich 

spreche von der wesentlichen Entlastung einer Linie oder eines Knotens. Die Idee einer Tangente be-

steht darin, dass nicht alles über den Hauptbahnhof Solothurn läuft. Falls der Kostendeckungsgrad der-

massen schlecht ist, dass auch keine wesentliche Entlastung des Knotens erfolgt, ist auch klar, dass man 

es nicht umsetzt, weil das auch darin enthalten sein müsste. Aus diesem Grund soll die Ausnahmedefini-

tion ins Gesetz geschrieben werden. Es ist klar, dass in der Verordnung genau aufgelistet werden muss, 

welche Gründe zulässig sind und welche nicht. Das soll man nicht im Gesetz regeln. 

Christof Schauwecker (Grüne). Mit der knappen Zeit, die uns zur Verfügung stand, um diesen Antrag 

sowie den anderen Antrag Ochsenbein zu besprechen, kommen ich und die Grüne Fraktion zum Schluss, 

dass dieser Antrag unterstützungswürdig ist. Das geschieht aus folgenden Gründen: Um den öffentli-

chen Verkehr als Gesamtangebot attraktiv zu gestalten, ist ein vielfältiges und aufeinander abgestimm-

tes Angebot notwendig. Dieser Antrag wird beziehungsweise kann dazu führen, dass dies möglich oder 

noch besser wird, als es jetzt schon der Fall ist. Wenn neue ÖV-Angebote eingeführt werden, so werden 

diese in der Regel nicht von Anfang an voll genützt. Es dauert etwas, bis sich neue ÖV-Angebote etab-

liert haben und der Deckungsgrad entsprechend auf ein tragbares Niveau kommt. Je nach Linie und je 

nach Gegebenheit nimmt das vier bis fünf Jahre in Anspruch. Dieser Antrag trägt diesen Umständen 

Rechnung. Ganz grundsätzlich haben wir uns die philosophisch anmutende Frage gestellt: «Wie viel darf 

der ÖV kosten?» Im Grossherzogtum Luxemburg ist man beispielsweise zum Schluss gelangt, dass die 

öffentliche Hand die gesamten Kosten trägt. Die Benützenden des ÖV müssen kein Billett oder Abon-

nement kaufen. Als weiteres Beispiel kann man auch die 9-Euro-Sommerbahnkarte in Deutschland nen-

nen. Hier endet mein Einschub. Schlussendlich ist es eine politische Frage, ob wir uns auch ÖV-Linien 

leisten wollen, bei denen der Mindestkostendeckungsgrad nicht oder zumindest am Anfang noch nicht 

erreicht wird. Die Grünen sagen dazu Ja und wir werden den Antrag unterstützen. 

Martin Rufer (FDP). Wir von unserer Seite lehnen diesen Antrag ab. Wir haben heute bereits einen Kos-

tendeckungsgrad von mindestens 20 %. Er ist relativ tief. Jetzt möchte man noch einmal einen Ausnah-

metatbestand mit einer offenen Formulierung einführen. Man könnte damit noch weiter nach unten 

gehen. Wir sind klar der Meinung, dass anscheinend keine Nachfrage vorhanden ist, wenn man den 

Kostendeckungsgrad von 20 % nicht erreichen kann. Daher soll man in diesem Fall keine Ausnahmen 

machen. Wenn es eine wesentliche Entlastung zur Folge hätte, wie das Michael Ochsenbein erläutert 

hat, so wäre das ein Grund. Ich gehe davon aus, dass man schnell über die 20 % kommt, wenn es eine 

wesentliche Entlastung gibt. Ansonsten gibt es keine Entlastung und keine Verlagerung. Genau in die-

sen Fällen wäre das Problem gelöst. Effektiv haben wir die Befürchtung, dass zusätzliche Linien aufge-

nommen werden, der Kanton auf seinem Teil sitzen bleibt und es immer finanzieren muss. Das kann 

nicht sein. Daher empfehlen wir, diesen Antrag abzulehnen. 

Hardy Jäggi (SP). Bei uns hat die Zeit für eine Diskussion in der Fraktion nicht gereicht. Daher ist meine 

persönliche Einschätzung diejenige, dass wir die Förderung des öffentlichen Verkehrs grundsätzlich 

unterstützen. Dieser Änderungsantrag zielt in diese Richtung. Daher gehe ich davon aus, dass ein gros-

ser Teil unserer Fraktion diesem Anliegen zustimmen kann. 

Kevin Kunz (SVP). Auch wir von der SVP-Fraktion haben die Zeit nicht mehr gefunden, die beiden An-

träge - ich spreche zu beiden Anträgen - zu besprechen. Trotzdem möchte ich dazu ein paar Worte ver-

lieren. Ein Kostendeckungsgrad von 20 % soll in Ausnahmefällen unterschritten werden können und die 

Kostenbeteiligung von Dritten soll möglich werden. In unseren Augen kann es nicht der Fall sein, dass 

bei gewissen Linien der Kostendeckungsgrad durch Dritte finanziert wird und so noch mehr leere ÖV-

Fahrzeuge durch die Gegend fahren. Wir Steuerzahler bezahlen via die Kantonssteuern diese Linien mit. 

Aus diesem Grund gibt es die sogenannte Kostendeckung von 20 %. Jetzt bezahlt der Kanton Solothurn 

nichts an diese Linien. Bei einer Annahme dieser Anträge bezahlt der Kanton Solothurn zusätzlich mit. 

Je nachdem, was in Zukunft noch alles dazukommen wird, werden hier erhebliche Mehrkosten auf uns 

zukommen. Ich kann Michael Ochsenbein jedoch verstehen. Auch mich betrifft diese Gegend. Trotzdem 

werde ich mich hier der Fraktion anschliessen. Wir werden das Anliegen grossmehrheitlich ablehnen. 
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Thomas Lüthi (glp). Ich kann es relativ kurz machen und könnte mich 1:1 dem Votum von Martin Rufer 

anschliessen. Wir kommen zum gleichen Schluss. Wir sprechen hier von einem Beispielbetrieb, der einen 

Kostendeckungsgrad - wenn ich mich nicht irre - von 11 % aufweisen würde. Das hat man so einge-

schätzt. Dies würde bedeuten, dass wir als Kanton die anderen 89 % bezahlen würden. Wir werden 

diesen Antrag nicht unterstützen und halten am minimalen Kostendeckungsgrad von 20 % fest. 

Sandra Kolly (Vorsteherin des Bau- und Justizdepartements). Von der Fraktion FDP.Die Liberalen, der 

Grünliberalen Fraktion und von der SVP-Fraktion wurde gut ausgeführt, wie es sich mit den Ausnahme-

situationen verhält. Was ist eine Ausnahmesituation? Es ist klar, dass wir das in der Verordnung regeln 

könnten. Ein Kostendeckungsgrad von 20 % liegt als solcher schon am unteren Limit. Für die Linie, die 

konkret angesprochen wird, hat man im Voraus prognostiziert, dass sie einen Deckungsgrad von 

11,5 % hätte. Daher haben wir das abschlägig beurteilt. Wir wollen den ÖV ganz bestimmt fördern, 

aber nicht um jeden Preis. Es müssen dann alle ihren finanziellen Beitrag leisten. Ich mache daher 

beliebt, diesem Antrag nicht stattzugeben. Den Gemeinden oder auch Dritten steht es durchaus frei, 

ohne Beteiligung des Kantons ein Angebot zu bestellen, wenn man das unbedingt möchte. Das Gesetz 

lässt dies bereits zu. Wir müssen zudem eine gewisse Sicherheit haben, dass eine neue Linie wenigstens 

in einem Versuchsbetrieb gute Chancen hat, einen Kostendeckungsgrad von 20 % zu erreichen. Wenn 

er jedoch tatsächlich so tief ist, so sehen wir eine gewisse Problematik, dass alle anderen weiterzahlen 

müssen. Gerne möchte ich mich an dieser Stelle auch gleich noch zum Antrag zu § 7 Absatz 2 äussern. Er 

ist in diesem Sinn überflüssig, da das Gesetz dies bereits zulässt. Wir haben bereits solche prominenten 

Fälle. Als Beispiel nenne ich das Attisholz. Dort werden von Firmen namhafte Beiträge an die Linie 

10 bezahlt. Weiter nenne ich die Migros, die etwas an die Linie 1 bezahlt oder die Post beim Briefpost-

zentrum. So gesehen ist das bereits möglich. In diesem Sinn müsste man den Antrag zu § 7 gar nicht 

erneut aufnehmen. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Es gibt keine weiteren Wortmeldungen. Wir stimmen nun über den 

Änderungsantrag von Michael Ochsenbein ab. 

  

Antrag von Michael Ochsenbein (Die Mitte, Luterbach): 

§ 5 Abs. 2bis (neu) soll lauten: 

In Ausnahmefällen ist eine Unterschreitung des minimalen Kostendeckungsgrads zulässig, sofern damit 

ein übergeordnetes Ziel, beispielsweise eine wesentliche Entlastung einer Linie oder eines Knotens, 

erreicht wird. 

 

Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 5] 

 

Für den Antrag von Michael Ochsenbein (Die Mitte, Luterbach) 37 Stimmen 

Dagegen 51 Stimmen 

Enthaltungen 4 Stimmen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Zu § 5 Absatz 3 liegt ein Änderungsantrag der Redaktionskommission 

vor. Über Anträge der Redaktionskommission wird nur abgestimmt, wenn sie bestritten werden. Das 

scheint nicht der Fall zu sein. Oder gibt es dazu Wortmeldungen? Wenn nicht, wäre dies erledigt. 

 

§ 5 Absatz 3, § 6 Absatz 1 Angenommen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir kommen nun zu § 6 und damit zu den Einzelanträgen von Fabian 

Gloor (Die Mitte, Oensingen), Freddy Kreuchi (FDP.Die Liberalen, Balsthal), Barbara Leibundgut (FDP.Die 

Liberalen, Bettlach) und Daniel Urech (Grüne, Dornach). Gibt es dazu Wortmeldungen? 

Fabian Gloor (Die Mitte). Unseren Antrag haben wir spät eingereicht. Die Kritik können wir so entge-

gennehmen. Ich möchte aber dennoch darauf hinweisen, dass es noch zwei, drei Anträge gibt, die noch 

später eingereicht wurden. Auch in der Vernehmlassung gab es ähnliche Äusserungen oder Aussagen 

von Seiten des Verbands Solothurner Einwohnergemeinden (VSEG) zur Kostenteilung. Zudem darf man 

auch sagen, dass es sich bei diesem Antrag nicht gerade um Quantenphysik handelt. Jetzt aber zum 

Inhaltlichen des Antrags. Wir haben heute gehört, dass wir nicht unbedingt auf die Mitleidsdrüse für die 

Gemeinden oder für die Kosten der Gemeinden pochen wollen. Nicht das ist der Auslöser des Antrags, 

sondern wir möchten eine weitere Stärkung des ÖV erreichen, und zwar insbesondere für die ländlichen 

Gemeinden. Die kommunalen Finanzen sollen für den nötigen Ausbau des ÖV und für die Dekarbonisie-
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rung des ÖV aufkommen. An dieser Stelle möchte ich mich noch für den Verschreiber im Antrag ent-

schuldigen. Ich möchte gerne positiv würdigen, dass die Änderung bei den Versuchsbetrieben mit der 

Ausweitung der Kostenbeteiligung des Kantons bestimmt ein sehr guter erster Schritt ist. Diese Ände-

rung wird sehr wohlwollend angenommen und sie wurde von Seiten der Gemeinden sehr gut aufge-

nommen. Den Gemeinden geht es vor allem darum, dass auch im dauernden Betrieb und im dauerhaf-

ten Zustand weitere Entlastungen erfolgen. Die Gemeinden sollen die Leistungen, die irgendwie 

finanziert werden müssen, besser und einfacher stemmen können. Im regionalen Personenverkehr sind 

der Bund und der Kanton zusammen die Besteller. Das ist das, was überwiegend Kosten verursacht. Die 

Gemeinden werden zwar im Normalfall eng miteinbezogen. Trotzdem ist es hoheitlich ganz klar beim 

Kanton anzusiedeln. Wenn sich heute keine Mehrheit für den Antrag ausspricht, wäre es bestimmt ein 

Anliegen der Gemeinden, das man das wieder bei der Aufgaben- und Finanzierungsentflechtung im 

Rahmen einer umfassenden Betrachtung anschauen würde. Es dürfte schwierig sein, eine Mehrheit für 

diesen Antrag zu erreichen. Aber es scheint uns wenigstens nötig zu betonen, dass die Gemeinden bei 

den Angeboten, die in Zukunft auch wieder Anpassungen erfahren werden, oder wenn neue Angebote 

hinzukommen, weiterhin eng - oder wenn das möglich ist, noch enger - einbezogen werden. Damit 

kann wenigstens das Mitspracherecht der Gemeinden noch besser gewahrt werden. 

Martin Rufer (FDP). Die Finanzierung war natürlich auch in der Kommission immer ein Thema. Schluss-

endlich war dann unbestritten, dass man den Schlüssel, wie er auch im regierungsrätlichen Antrag ent-

halten ist, stehen lässt. Wir haben ein sehr gut austariertes System in Bezug auf die Kostenverteilung 

zwischen den einzelnen Trägern. Diejenigen, die den ÖV brauchen, bezahlen etwas, der Bund bezahlt 

etwas und der Kanton und die Gemeinden sind dann auch noch da. Insgesamt ist es für uns stimmig, es 

ist ausgewogen und austariert. Man sollte jetzt nicht noch im letzten Moment eine Anpassung vorneh-

men. Daher sind wir grossmehrheitlich gegen diesen Antrag. Schlussendlich ist es eine Verschiebung der 

Kosten von den Gemeinden zum Kanton. Der Finanzdirektor hat uns erklärt, dass es sich um eine Ver-

schiebung zum Kanton von über 2 Millionen Franken handeln würde. Aus dieser Optik ist das auch nicht 

korrekt, denn das heutige System ist mit dem Verteiler in sich ausgewogen. 

Hardy Jäggi (SP). Die Forderung, den Gemeindebeitrag von 37 % auf 33 % zu senken, lehnt unsere Frak-

tion grossmehrheitlich ab. Wir sehen keinen Grund, weshalb die Gemeinden erneut auf Kosten des Kan-

tons entlastet werden sollen, ganz besonders nicht in Anbetracht der Situation in Bezug auf die Ge-

meindefinanzen. 

Kuno Gasser (Die Mitte). Die Senkung der Gemeindebeteiligung von 37 % auf 33 % ist für die Mehrheit 

unserer Fraktion nicht aktuell. Für den Kanton würden sich nach unseren Berechnungen dadurch Mehr-

kosten von ca. 2,4 Millionen Franken ergeben. Wenn man so etwas machen möchte, müsste man die 

gesamte Landschaft betrachten und eine Entflechtung zwischen den Gemeinden und dem Kanton vor-

nehmen. In diesem Gesetz einfach schnell eine Senkung mit einem solchen Hauruck-Antrag zu erzielen, 

erscheint uns der falsche Ort. Daher werden wir dieser Senkung grossmehrheitlich nicht zustimmen 

können. 

Thomas Lüthi (glp). Wir haben tatsächlich auch etwas über diesen Antrag gestaunt. Erstaunt waren wir 

nicht über den Inhalt, denn man hätte ihn so oder ähnlich erwarten können, wenn man den Vernehm-

lassungsbericht gelesen hat. Uns haben jedoch die Form und der Zeitpunkt des Antrags erstaunt. Dies 

aber nur in Bezug auf die Form und auf den Zeitpunkt, nicht jedoch auf den Inhalt. Ich komme nun 

noch auf den Inhalt zu sprechen. Wir werden den Antrag nicht unterstützen, denn wir sind der Mei-

nung, dass wir als Gesellschaft - und damit alle staatspolitischen Ebenen - die Herausforderung der De-

karbonisierung meistern und mitfinanzieren müssen. Mit diesem Antrag würden wir aber eigentlich die 

gesamten Kosten von rund 3 Millionen Franken, die verursacht werden, beim Kanton belassen. Die Ge-

meinden würden demnach keine Mitfinanzierung an die Dekarbonisierung leisten. Wir sind klar der 

Meinung, dass dies eine Aufgabe von sämtlichen Ebenen ist. 

Kevin Kunz (SVP). Die SVP-Fraktion möchte erwähnen, dass wir Kantonsräte und nicht Gemeindevertre-

ter sind. Wir wurden vom Volk gewählt, damit wir uns für die Interessen und für die Finanzen des Kan-

tons einsetzen und nicht für die Gemeinden. Aus diesem Grund werden wir diesen Antrag ablehnen. 

Sandra Kolly (Vorsteherin des Bau- und Justizdepartements). Gerne möchte ich mich kurz zu diesem 

Antrag äussern. Der Inhalt erstaunt mich nicht. Was mich allerdings erstaunt, ist der Zeitpunkt. Ich war 

zweimal in der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission und ich war einmal in der Finanzkommission. 
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Eigentlich hatte ich immer erwartet, dass dort ein solcher Antrag gestellt wird. Es wurde jedoch keiner 

eingegeben. Im Vorfeld hat man mir durchaus signalisiert, dass man in dieser Richtung etwas machen 

wird. Daher war ich erstaunt, dass er nun so spät eingereicht wird. Gerne hätte ich zu diesem Punkt die 

gleiche Diskussion geführt, wie wir das in den beiden Kommissionen zu den Investitionsbeiträgen und 

zu den Abgeltungsbeiträgen gemacht haben. Dort konnte man klar aufzeigen, welche finanziellen Fol-

gen das hat. Man konnte daraufhin beipflichten, dass das, was der Regierungsrat möchte, korrekt ist. In 

der Begründung wird ausgeführt, dass ein etwas geringerer Beteiligungssatz sinnvoll ist. Den Ausdruck 

«etwas geringerer» finde ich, gelinde gesagt, eine etwas zu bescheidene Begründung. Wenn man von 

einem Prozent spricht, so ist von 600'000 Franken die Rede. Vier Prozent sind demnach 2,4 Millionen 

Franken. Auf das ÖV-Globalbudget gerechnet wären das dann fast 5 Millionen Franken. Ehrlich gesagt, 

erscheint mir dieser Betrag nicht gering. Aus diesem Grund hätte ich das gerne in den Kommissionen 

ausgeführt. Ich hatte das Gefühl, dass ich nun gar keine Chance mehr habe, dies den Fraktionen mitzu-

teilen. Aber wie ich mitbekommen habe, wird dieser Antrag in diesem Sinn grossmehrheitlich abge-

lehnt. Darüber bin ich tatsächlich froh. In der Diskussion wurde die Entflechtung zwischen den Gemein-

den und dem Kanton angesprochen. Das müsste man wieder genau anschauen. Wenn man heute 

einfach wieder 5 Millionen Franken zum Kanton verschiebt, so ist das nicht gering und man müsste es in 

einen ganz anderen Kontext stellen. Ich beantrage daher, den Antrag für die Senkung des Gemeinde-

beitrags abzulehnen. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Somit kommen wir zur Abstimmung über diesen Antrag. 

  

Änderungsantrag von Fabian Gloor (Die Mitte, Oensingen), Freddy Kreuchi (FDP.Die Liberalen, Balsthal), 

Barbara Leibundgut (FDP.Die Liberalen, Bettlach) und Daniel Urech (Grüne, Dornach) 

§ 6 Absatz 2 soll lauten: 

Für Leistungen nach Absatz 1 haben sich die Einwohnergemeinden zusammen mit 33 Prozent an den 

Beiträgen des Kantons zu beteiligen, die diesem nach § 3 Absatz 1 verbleiben. 

 

Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 6] 

 

Für den Antrag von Fabian Gloor (Die Mitte, Oensingen), Freddy Kreuchi (FDP.Die 

Liberalen, Balsthal), Barbara Leibundgut (FDP.Die Liberalen, Bettlach) und Daniel 

Urech (Grüne, Dornach) 

8 Stimmen 

Dagegen 81 Stimmen 

Enthaltungen 6 Stimmen 

 

§ 6 Absatz 3 bis Absatz 6, § 7 Absatz 1 Angenommen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir fahren nun fort. Ich bin froh, wenn Sie sich etwas ruhiger verhalten 

würden. Zu § 7 liegt ein Änderungsantrag von Michael Ochsenbein vor. Gibt es dazu Wortmeldungen? 

Michael Ochsenbein (Die Mitte). Ich habe zwei Anträge gestellt. Eigentlich bin ich davon ausgegangen, 

dass dies der einfachere von beiden ist. Wenn ich der Frau Regierungsrätin zugehört habe, so muss ich 

konstatieren, dass wir uns vorhin über die gleiche Quelle unterhalten haben, jedoch nicht zum gleichen 

Schluss gelangt sind. Ich würde es selbstverständlich sehr begrüssen, wenn es bereits inkludiert wäre. 

Wie ich mitbekommen habe, gelten die Aussagen von Sandra Kolly für den Normalbetrieb, also für or-

dentliche Linien. Es gilt jedoch nicht für Testbetriebe. Dort waren Kostenbeteiligungen von Dritten nicht 

möglich. Daher habe ich diesen Antrag gestellt. Ich werde natürlich gut zuhören, wie die Begründung 

von Regierungsrätin Sandra Kolly lauten wird. Ich kann den Antrag nicht mehr zurückziehen. Aber falls 

es tatsächlich so ist, hätte ich nichts dagegen, wenn der Antrag abgelehnt würde, da das Anliegen 

trotzdem umgesetzt ist. Ich muss aber noch auf einen zweiten Punkt eingehen, und zwar auf das Votum 

von Kevin Kunz. Ich verstehe die Argumentation nicht. Es wäre einfach: Wenn wir argumentieren, dass 

die Steuerzahler entlastet werden, dann müsste man unbedingt dafür sein, dass sich Dritte an einem 

Testbetrieb beteiligen können. Alles, was Dritte an einen Testbetrieb oder an eine ordentliche Linie 

zahlen, müssen die Steuerzahler weniger bezahlen. Diese Logik hat sich mir nicht erschlossen. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Der Ratssekretär und ich sind uns einig, dass dieser Antrag von Michael 

Ochsenbein zurückgezogen werden kann, wenn er das tun möchte. Das ist nicht verboten. Wir hatten 

den Eindruck, dass er aus formellen Gründen nicht zurückgezogen werden kann. Oder habe ich das 
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falsch verstanden (Im Hintergrund laufen einige Diskussionen)? Michael Ochsenbein scheint sich nicht 

sicher zu sein, ob er den Antrag zurückziehen möchte. 

Sandra Kolly (Vorsteherin des Bau- und Justizdepartements). Ich könnte vielleicht meinen Fraktionschef 

dazu motivieren, den Antrag zurückzuziehen. Wenn es erlaubt ist, würde ich gerne den Satz von Kjell 

Kolden vorlesen, den er mir zu § 7 Absatz 2 geschrieben hat, ich zitiere: «Wie ich schon Michael gegen-

über geäussert habe, ist dieser Antrag völlig überflüssig, denn Dritte können sich sehr wohl an der Fi-

nanzierung von Versuchsbetrieben oder anderen Linien beteiligen.» Vielleicht trägt das dazu bei, Mi-

chael Ochsenbein zu überzeugen, den Antrag zurückzuziehen. 

Michael Ochsenbein (Die Mitte). Ich hätte die Quelle nicht offengelegt, Sandra Kolly hat sie nun be-

nannt (Heiterkeit im Saal). Selbstverständlich habe ich mit Kjell Kolden telefoniert, bevor ich die zwei 

Anträge eingegeben habe. Er hat mir gesagt, dass ihm der erste Antrag keine Freude bereitet. Er würde 

eher beliebt machen, dass man ihn ablehnt. Beim zweiten Antrag hat er mir gesagt - so habe ich das 

zumindest verstanden - dass man ihn so eingeben könne. Ich nehme aber hocherfreut zur Kenntnis, dass 

Kjell Kolden und ich aneinander vorbeigeredet haben und ziehe den Antrag - da ich das kann - hochof-

fiziell zurück. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Besten Dank für diese Information. Der Antrag gilt somit als zurückge-

zogen und wir stimmen nicht darüber ab. Wir kommen demnach zu Kapitel 2.2. Hierzu liegt kein Ände-

rungsantrag vor. Gibt es Wortmeldungen zu § 8? Das scheint nicht der Fall zu sein. Es geht weiter mit 

Kapitel 2.3. Zu § 9 liegt ein Änderungsantrag der Redaktionskommission vor. Über diesen stimmen wir 

nicht ab, es sei denn, dass es Wortmeldungen dazu gibt. Das ist nicht der Fall. Wir kommen nun zu Kapi-

tel 3, der die §§ 10 bis 13 umfasst. Zu § 11 Absatz 2 Buchstabe a) liegt wiederum ein unbestrittener Än-

derungsantrag der Redaktionskommission vor. Gibt es Wortmeldungen zu §§ 10 bis 13? Das ist nicht der 

Fall. Wir fahren fort mit den Ziffern II., III. und IV. Es gibt keine Änderungsanträge. Gibt es dazu Wort-

meldungen? Das ist nicht der Fall. Wir kommen nun zur Schlussabstimmung. Dort müssen wir ein Zwei-

drittelsquorum erreichen. 

 

Kapitel 2.2., § 8, Kapitel 2.3. § 9, Kapitel 3., § 10 bis § 13, Ziffern II., III. und IV. Angenommen 

  

Schlussabstimmung [Quorum 64, Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 7] 

 

Für Annahme des Beschlussesentwurfs (Quorum 64) 73 Stimmen 

Dagegen 18 Stimmen 

Enthaltungen 4 Stimmen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Das Zweidrittelsquorum liegt bei 64 Stimmen. Demnach wurde es mit 

der Schlussabstimmung erreicht. Ich möchte Ihnen für die strukturierte und disziplinierte Debatte dan-

ken. Das ist ganz hervorragend abgelaufen. An dieser Stelle legen wir eine halbstündige Pause ein. Wir 

treffen uns um 11 Uhr wieder zum zweiten Teil und ich wünsche Ihnen eine gute Pause. 

Der bereinigte Kantonsratsbeschluss lautet: 

 

Der Kantonsrat des Kantons Solothurn gestützt auf Artikel 120 der Verfassung des Kantons Solothurn 

(KV) vom 8. Juni 1986 und Artikel 36 der Verordnung über die Personenbeförderung (VPB) vom 

4. November 2009 nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom 8. März 

2022 (RRB Nr. 2022/324) beschliesst 

 

I. 

1. Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 Zweck 
1 Dieses Gesetz bezweckt die Stärkung des öffentlichen Personenverkehrs nach wirtschaftlichen Grunds-

ätzen im Rahmen einer integrierten, auf den Fernverkehr und die Raumordnung abgestimmten Ver-

kehrspolitik. 
2 Die Umsetzung des Gesetzes: 

a) stärkt das Gesamtverkehrssystem des Kantons; 

b) fördert eine umweltgerechte, wirtschaftliche und allen Bevölkerungskreisen zugängliche Mobilität; 
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c) leistet einen wesentlichen Beitrag zur Entlastung des Strassennetzes und zur Reduktion der durch 

den Strassenverkehr verursachten, schädlichen Emissionen; 

d) trägt zur Standortattraktivität des Kantons bei. 

 

§ 2 Regelungsbereich 
1 Dieses Gesetz ergänzt die Personenbeförderungsgesetzgebung des Bundes für den öffentlichen Perso-

nenverkehr im Kanton Solothurn. 
2 Es regelt insbesondere das Verhältnis zwischen kantonalen Behörden einerseits und konzessionierten 

Transportunternehmen sowie Einwohnergemeinden bzw. Schulträgern andererseits bei der Organisati-

on und Finanzierung des öffentlichen Personenverkehrs und der Schülertransporte. 
3 Das Gesetz regelt neben den vom Bund subventionierten Leistungen auch den vom Bund nicht abge-

goltenen Orts- und Ausflugsverkehr, die Schülertransporte sowie kantonale Investitionsbeiträge an An-

lagen für den öffentlichen Verkehr. 

 

§ 3 Grundsätze für die finanziellen Beiträge 
1 Der Kanton trägt die in diesem Gesetz vorgesehenen Beiträge, soweit diese nicht vom Bund, von betei-

ligten Kantonen, von spezifisch begünstigten Einwohnergemeinden oder von weiteren Interessierten 

übernommen werden. 
2 Bei den nach § 4 bestellten Verkehrsangeboten kommt das Kennzahlensystem gemäss Artikel 20 der 

Verordnung über die Abgeltung des regionalen Personenverkehrs (ARPV) vom 11. November 2009 zur 

Anwendung. 

 

2. Leistungen und Finanzierung 

 

2.1. Fahrplanangebot 

 

§ 4 Angebot des regionalen Personenverkehrs sowie des Orts- und Ausflugsverkehrs 
1 Der Kanton bestellt: 

a) gemeinsam mit dem Bund und den beteiligten Kantonen sowie nach Konsultation der betroffenen 

Einwohnergemeinden das Angebot des regionalen Personenverkehrs; 

b) in Absprache mit den betroffenen Einwohnergemeinden das Angebot des Ortsverkehrs; 

c) in Absprache mit den betroffenen Regionen und Einwohnergemeinden das Angebot des Ausflugs-

verkehrs zur Erschliessung von Gebieten, die im kantonalen Richtplan bezeichnet sind. 
2 Der Kanton kann in Absprache mit den beteiligten Einwohnergemeinden Versuchsbetriebe zur Abklä-

rung der Nachfrage bei neuen oder verlängerten Linien oder zur Erprobung neuartiger Verkehrsformen 

bestellen. 

 

§ 5 Anforderungen an die Wirtschaftlichkeit 
1 Gemeinsam mit dem Bund und den beteiligten Kantonen bestellte Angebote des regionalen Perso-

nenverkehrs haben den Voraussetzungen der minimalen Wirtschaftlichkeit gemäss Artikel 6 Absatz 1 

Buchstabe e ARPV zu genügen. 
2 Angebote des Ortsverkehrs und des Ausflugsverkehrs haben einen Kostendeckungsgrad von mindes-

tens 20 Prozent aufzuweisen. 
3 Kommen bei der Bereitstellung des Fahrplanangebots gemäss § 4 Betriebsmittel zum Einsatz, welche in 

ökologischer Hinsicht die gesetzlichen Mindestanforderungen übertreffen, können die damit verbunde-

nen Mehrkosten von höchstens 20 Prozent vom Kanton übernommen werden. 

 

§ 6 Kostenbeteiligung der Einwohnergemeinden an den Leistungen des Kantons 
1 Die Kostenbeteiligung der Einwohnergemeinden an den Leistungen des Kantons bezieht sich auf fi-

nanzielle Beiträge 

a) nach § 4 Absatz 1; 

b) aus Verpflichtungen gegenüber dem Bund aufgrund Artikel 49 des Eisenbahngesetzes (EBG) vom 

20. Dezember 1957; 

c) aufgrund der Vereinbarung vom 1. November 1989 betreffend den integralen Tarifverbund Nord-

westschweiz (TNW) ab 1. Januar 1990. 
2 Für Leistungen nach Absatz 1 haben sich die Einwohnergemeinden zusammen mit 37 Prozent an den 

Beiträgen des Kantons zu beteiligen, die diesem nach § 3 Absatz 1 verbleiben. 
3 Die Beiträge der einzelnen Einwohnergemeinden nach Absatz 1 richten sich zu 30 Prozent nach der 

Einwohnerzahl und zu 70 Prozent nach dem bestellten Fahrplanangebot. 
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4 Der Kanton kann seinen Anteil erhöhen, wenn sich für einzelne Einwohnergemeinden eine unverhält-

nismässig hohe Belastung pro Kopf und Jahr ergäbe. Die jährliche Pro-Kopf-Belastung einer Einwohner-

gemeinde ist unverhältnismässig hoch, wenn sie mehr als das Doppelte des Durchschnitts aller Einwoh-

nergemeinden beträgt. 
5 Der Regierungsrat regelt in einer Verordnung die Kriterien zur Bemessung der Beiträge der einzelnen 

Einwohnergemeinden nach Absätzen 3 und 4. 
6 Der Regierungsrat beschliesst jährlich die Kostenbeteiligung der Einwohnergemeinden. 

 

§ 7 Kostenbeteiligung der Einwohnergemeinden an Versuchsbetrieben 
1 Die beteiligten Einwohnergemeinden haben zusammen mindestens 50 Prozent der ungedeckten Kos-

ten von Versuchsbetrieben nach § 4 Absatz 2 für eine Dauer von in der Regel vier Jahren zu tragen. 

 

2.2. Schülertransporte 

 

§ 8 Schülertransporte 
1 Der Kanton trägt die Kosten der Schulträger für den Schülertransport an die öffentlichen Volksschulen 

einschliesslich der öffentlichen progymnasialen und gymnasialen Klassen, die der obligatorischen Schul-

zeit zugerechnet werden, soweit der Schulweg unzumutbar ist. 
2 Der Schülertransport nach Absatz 1 hat nach Möglichkeit mit dem nach § 4 bestellten Fahrplanangebot 

zu erfolgen. 
3 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten in einer Verordnung. 

 

2.3. Investitionen 

 

§ 9 Investitionsbeiträge 
1 Der Kanton kann Investitionsbeiträge leisten an den Ausbau und die verkehrsmässige Erschliessung 

übergeordneter Knotenpunkte des öffentlichen Verkehrs sowie an Haltestellen für die grenzüberschrei-

tende Personenbeförderung gemäss Artikel 42 Absatz 4 VPB. 
2 Er trägt mindestens 40 Prozent von den nicht vom Bund getragenen Kosten. Der Kanton kann für seine 

Beiträge spezifische Leistungen des Grundeigentümers, der begünstigten Einwohnergemeinden oder 

Dritter voraussetzen. 

 

3. Zuständigkeiten 

 

§ 10 Kantonsrat 
1 Der Kantonsrat beschliesst in Kenntnis des geplanten Verkehrsangebotes die Verpflichtungskredite für 

die auf die Fahrplanperiode abgestimmten Globalbudgets für den öffentlichen Verkehr. 

2 Er beschliesst unter Vorbehalt des Referendums die Verpflichtungskredite für Ausgaben nach Artikel 

35 und 36 der Kantonsverfassung. 

 

§ 11 Regierungsrat 
1 Der Regierungsrat wird mit dem Vollzug beauftragt. Er schliesst in endgültiger Zuständigkeit die zum 

Vollzug dieses Gesetzes nötigen Verträge ab, insbesondere mit Transportunternehmen, Bund, Kantonen 

und dem benachbarten Ausland. 
2 Er kann folgende Befugnisse in einer Verordnung an das Departement übertragen: 

a) die Erteilung von kantonalen Bewilligungen nach Artikel 7 des Bundesgesetzes über die Personenbe-

förderung (PBG) vom 20. März 2009; 

b) die Aufhebung von Haltestellen, die dem Fahrplanangebot nach § 4 dienen; 

c) die Berechnung der Abgeltungen für Schülertransporte nach § 8. 

 

§ 12 Schulträger 
1 Der Schulträger entscheidet über den Anspruch eines Schulkindes hinsichtlich Kostenübernahme des 

Schülertransports im Einzelfall. 

 

§ 13 Rechtsweg 
1 Gegen Verfügungen von Schulträgern kann innert 10 Tagen beim Departement Beschwerde geführt 

werden. 
2 Gegen erstinstanzliche Verfügungen des Departements und gegen Beschwerdeentscheide des Depar-

tements kann innert 10 Tagen beim Verwaltungsgericht Beschwerde geführt werden. 
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3 Das Verfahren richtet sich nach den Bestimmungen des Gesetzes über den Rechtsschutz in Verwal-

tungssachen (VRG) vom 15. November 1970 und des Gesetzes über die Gerichtsorganisation (GO) vom 

13. März 1977. 

 

II. 

Der Erlass Gesetz über die Steuern und Gebühren für Motorfahrzeuge und Fahrräder vom 23. Juli 

1961 (Stand 1. Januar 2021) wird wie folgt geändert: 

 

§ 5 Abs. 2 (geändert) 
2 Die Investitionsbeiträge nach § 9 des Gesetzes über den öffentlichen Verkehr (ÖVG) vom 

28.06.2022 sind aus dem Steuer- und Gebührenertrag zu finanzieren. 

 

III. 

Der Erlass Gesetz über den öffentlichen Verkehr (ÖV-Gesetz) vom 27. September 1992 (Stand 1. Juli 

2020) wird aufgehoben. 

 

IV. 

Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten. 

 

Die Verhandlungen werden von 10.30 bis 11.00 Uhr unterbrochen. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir fahren nun fort in der Beratung. 

RG 0035/2022 

Vereinfachung des Rechtswegs bei Beschwerden nach Gemeinderecht; Änderung des  Ge-

meindegesetzes  

Es liegen vor: 

a) Botschaft und Entwurf des Regierungsrats vom 15. März 2022 (siehe Beilage). 

 

b) Zustimmender Antrag der Sozial- und Gesundheitskommission vom 25. Mai 2022 zum Be-

schlussesentwurf des Regierungsrats. 

 

c) Änderungsantrag der Redaktionskommission vom 20. Juni 2022 zum Antrag des Regierungsrats. 

§ 198 Absatz 1 soll lauten: 
1 Zur Beschwerde ist berechtigt, wer durch eine Verfügung oder einen Beschluss besonders berührt wird 

und ein schutzwürdiges Interesse an deren oder dessen Aufhebung oder Änderung hat. 

Eintretensfrage 

Bruno Vögtli (Die Mitte), Sprecher der Sozial- und Gesundheitskommission. Die Sozial- und Gesundheits-

kommission hat das Geschäft an ihrer Sitzung vom 25. Mai 2022 behandelt. Die Kommission wurde von 

André Grolimund vom Amt für Gemeinden informiert. Am 29. Oktober 2008 hat der Kantonsrat im 

Rahmen der Vorlage «Anpassungen des öffentlich-rechtlichen Rechtsschutzes an die Vorgaben des Bun-

desrechts (Rechtsweggarantie / Bundesgerichtsgesetz)» eine Änderung des Gesetzes über die Gerichts-

organisation vom 13. März 1977 und weitere Gesetze beschlossen. Sie traten am 1. Januar 2009 in Kraft. 

Mit der Änderung wurde beabsichtigt, Entscheide, die hoheitlich in Rechte und Pflichten eingreifen und 

Beschlüsse, welche die politischen Rechte der Stimmberechtigten verletzen könnten, einer verwaltungs-

gerichtlichen Kontrolle zu unterwerfen. Seither hat sich in der Praxis gezeigt, dass die damals getroffene 

Regelung bestimmte Lücken aufweist. Es kann bei Gemeindebeschwerden aber die Konstellation geben, 

bei welchen kein besonderer Fall nach § 200 Absatz 1 GG vorliegt, obwohl diese keinen vorwiegend 

politischen Charakter aufweisen. Mit Schreiben vom 11. Mai 2021 hat das Verwaltungsgericht auf die 

geschilderte Problematik hingewiesen und angeregt, die entsprechenden Regeln im Gemeindegesetz 

anzupassen und in dem Sinn zu reformieren. Mit dieser Vorlage sollen nun die geschilderten Lücken im 
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Sinn der Anregung des Verwaltungsgerichts geschlossen werden. Das hat einerseits den Vorteil, dass die 

bisher zur Bestimmung der Zuständigkeit nötige Unterscheidung, ob es sich beim Anfechtungsobjekt 

um einen Beschluss mit vorwiegend politischem Charakter handelt oder nicht, obsolet wird. Im Zuge der 

Vorlage sind zudem noch diverse kleinere Präzisierungen und Klarstellungen vorzunehmen bezie-

hungsweise zu treffen, welche jedoch lediglich eine einheitliche Terminologie zum Ziel haben oder aber 

die bisherige ohnehin schon geltende Rechtslage noch treffender darstellen. Es entfallen aber grund-

sätzlich die mit Blick auf das Gewaltenteilungsprinzip stossenden Regelungen, wonach das Verwal-

tungsgericht Entscheide der obersten kantonalen Exekutivbehörde überprüfen muss. Die vorliegende 

Änderung des Gemeindegesetzes (GG) im Rahmen der Vorlage «Vereinfachung des Rechtswegs bei 

Beschwerden nach Gemeinderecht» ist weder im Legislaturplan 2021 bis 2025 noch im Integrierten Auf-

gaben- und Finanzplan 2022 bis 2025 enthalten. Was hat das für Auswirkungen? Für den Kanton und 

für die Gemeinden hat die Vorlage keine personellen und finanziellen Konsequenzen. Auch sind keine 

speziellen Vollzugsmassnahmen seitens des Kantons oder der Gemeinden nötig. Die Sozial- und Ge-

sundheitskommission hat dem Beschlussesentwurf mit 11:0 Stimmen zugestimmt. Auch unsere Mitte-

Fraktion. Die Mitte - EVP wird diesem Geschäft einstimmig zustimmen. 

Beat Späti (FDP). Handelt es sich bei einem angefechteten Entscheid nun um einen Beschluss mit vor-

wiegend politischem Charakter oder eben nicht? Die Beantwortung dieser nicht einfachen Frage ent-

scheidet heute über die Zuständigkeit respektive über die Beschwerdeinstanz. Das ist leider oft mit auf-

wendigen juristischen Abklärungen und einem intensiven Schriftenwechsel verbunden. Alleine das 

Vorspiel hinterlässt ein flaues Bauchgefühl, unabhängig vom Beschwerdeausgang. Zudem sieht unser 

heutiges kantonales Recht keine Weiterzugsmöglichkeit von regierungsrätlichen Beschwerdeentschei-

den an eine höhere gerichtliche Instanz vor, was der Bundesgesetzgebung widerspricht. Die Wahrung 

von Recht, die Vereinheitlichung des Beschwerdewegs durch die Beseitigung von Unsicherheiten beim 

Instanzenzug und gleichzeitig merklicher Reduktion von administrativem Aufwand, ja Bürokratie, sind 

immer zu befürworten. Dies umso mehr, als dass die Vereinfachung des Rechtswegs - so lautet auch der 

Titel des Geschäfts - weder für den Kanton noch für die Gemeinden negative personelle oder finanzielle 

Folgen haben soll. Die Fraktion FDP.Die Liberalen stimmt dem Beschlussesentwurf des Regierungsrats, 

ergänzt um die Änderung des Wortlauts, gemäss dem Antrag der Redaktionskommission einstimmig zu. 

Hardy Jäggi (SP). Mit dieser Vorlage werden Lücken geschlossen, die sich in der Praxis gezeigt haben. 

Zudem wird künftig die Beschwerdeinstanz immer das Departement sein, was wiederum zulässt, dass 

man einen Entscheid an das Verwaltungsgericht weiterziehen kann. Unserer Meinung nach vereinfacht 

das den Rechtsweg für die Bürger und Bürgerinnen. Daher stimmen wir dieser Vorlage zu. 

Simone Rusterholz (glp). Das Bundesgerichtsgesetz verlangt, dass in Fällen, in denen das Bundesgericht 

entscheiden soll, vorgängig ein kantonales Gericht geurteilt hat. Das ist derzeit im Kanton nicht gewähr-

leistet, führt doch der Beschwerdeweg bei gewissen Beschwerden nach dem Gemeindegesetz über den 

Regierungsrat. Das soll nun angepasst werden, indem das Verwaltungsgericht per Verwaltungsgerichts-

beschwerde als zweite Instanz urteilen soll. Damit wird das Verfahren für Rechtsuchende einfacher und 

einheitlicher. Deshalb stimmen wir dieser Anpassung im Gemeindegesetz, die eine einheitliche Systema-

tik bringt, einstimmig zu.  

Thomas Giger (SVP). Ich mache es kurz. Die SVP-Fraktion unterstützt die Gesetzesänderung. Wir begrüs-

sen die Einführung eines einheitlichen, vereinfachten Rechtswegs und die Anpassung an die Anforde-

rungen von übergeordnetem Recht. Wir begrüssen weiter, dass die Rechte der Bürger gewahrt bleiben. 

Anna Engeler (Grüne). Eigentlich wollte ich nichts dazu sagen, äussere mich nun aber dennoch ganz 

kurz. Immer wieder sieht man, dass in der Praxis Dinge nicht so funktionieren, wie man es sich im Ge-

setzgebungsprozess überlegt hat. Dann ist es sinnvoll, Anpassungen vorzunehmen. Die Anpassungen 

führen zu mehr Rechtssicherheit und zu klaren Ansprechpersonen. Daher stimmen wir einstimmig zu. 

Brigit Wyss (Vorsteherin des Volkswirtschaftsdepartements). Es gab verschiedene Rückweisungen, nach-

dem wir das Gesetz neu gemacht haben. Das Verwaltungsgericht musste nachträglich einen Beschwer-

defall beurteilen. Gestützt darauf hat das Verwaltungsgericht den Antrag für eine Überprüfung des 

Gemeindegesetzes gestellt. Das haben wir mit der vorliegenden Vorlage gemacht. Ich danke Ihnen für 

die gute Aufnahme und für die Zustimmung. 

 

Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 
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Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Das Eintreten scheint nicht bestritten zu sein. Wir kommen damit zur 

Detailberatung. Wir beginnen mit der Ziffer I., die die Änderung von Bestimmungen des Gemeindege-

setzes vom 16. Februar 1992 umfasst. Konkret umfasst der Erlassentwurf eine Änderung von folgenden 

Bestimmungen, die ich jetzt verlesen werde. Ich bitte Sie, sich zu melden, wenn das Wort gewünscht 

wird. Es sind dies: § 1 Absatz 1, § 185 Absatz 2, Überschrift nach § 196, Überschrift nach Titel 

10., § 197 Absatz 2, § 198 Absatz 1 inklusive unbestrittener Änderungen der Redaktionskommission vom 

20. Juni 2022, Überschrift nach § 198, § 199 Absatz 1 und Absatz 2, § 199bis, § 199ter, § 200 Absatz 1 bis 

Absatz 4, § 201, § 202 Absatz 1, § 203 Absatz 1, § 204 Absatz 1, Überschrift nach 

§ 204, § 205, Überschrift nach § 217septies, § 217octies. Dann kommen wir zur Ziffer II., die eine Änderung 

von § 67bis Absatz 3 des Gesetzes über den Rechtsschutz bei Verwaltungssachen betrifft. Es liegen keine 

Änderungsanträge vor. Gibt es Wortmeldungen? Gibt es zu den Ziffern III. und IV., das heisst zur Fremd-

aufhebung und zum Inkrafttreten noch Wortmeldungen? Das ist nicht der Fall. Demnach ist der Geset-

zestext bereinigt und wir kommen zur Schlussabstimmung. Auch hier ist das Zweidrittelsquorum not-

wendig. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffern I., II., III. und IV. Angenommen 

Kein Rückkommen. 

Schlussabstimmung [Quorum 59, Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 8] 

 

Für Annahme des Beschlussesentwurfs (Quorum 59) 88 Stimmen 

Dagegen 0 Stimmen 

Enthaltungen 0 Stimmen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Sie haben dieser Vorlage einstimmig zugestimmt. Damit ist das Quorum 

erreicht. 

Der bereinigte Kantonsratsbeschluss lautet: 

 

Der Kantonsrat von Solothurn gestützt auf Artikel 3, 24, 25, 27 Absatz 1 Buchstabe e, 45-57 und 145 der 

Verfassung des Kantons Solothurn (KV) vom 8. Juni 1986 nach Kenntnisnahme von Botschaft und Ent-

wurf des Regierungsrates vom 15. März 2022 (RRB Nr. 2022/377) beschliesst: 

 

I. 

Der Erlass Gemeindegesetz (GG) vom 16. Februar 1992 (Stand 1. Januar 2022) wird wie folgt geändert: 

 

§ 1 Abs. 1 
1 Dieses Gesetz regelt in Einwohner-, Bürger- und Kirchgemeinden: 

e) (geändert) den Rechtsschutz und die Staatsaufsicht. 

 

§ 185 Abs. 2 (geändert) 
2 Die Bestimmungen über die politischen Rechte der Stimmberechtigten, die Gemeindeorganisation, die 

Dienstverhältnisse, den Finanzhaushalt, das Gemeindearchiv, den Rechtsschutz und die Staatsaufsicht 

sind auf den Zweckverband sinngemäss anwendbar. 

 

Titel nach § 196 (geändert) 

10. Rechtsschutz 

 

Titel nach Titel 10. (geändert) 

10.1. Gemeindeinterner Rechtsschutz 

 

§ 197 Abs. 1 (geändert) 
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1 Gegen Verfügungen und Beschlüsse von Angestellten, Beamten oder Beamtinnen, Kommissionen, 

gemeindeeigenen Unternehmungen oder Anstalten kann beim Gemeinderat Beschwerde erhoben wer-

den. 

 

§ 198 Abs. 1 (geändert) 

II. Beschwerderecht (Sachüberschrift geändert) 
1 Zur Beschwerde ist berechtigt, wer durch eine Verfügung oder einen Beschluss besonders berührt wird 

und ein schutzwürdiges Interesse an deren oder dessen Aufhebung oder Änderung hat. 

 

Titel nach § 198 (geändert) 

10.2. Beschwerden an das Departement 

 

§ 199 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (aufgehoben) 

I. Grundsatz (Sachüberschrift geändert) 
1 Das Departement beurteilt Beschwerden gegen Beschlüsse, welche: 

a) (neu) von den Stimmberechtigten an der Gemeindeversammlung oder an der Urne gefasst wurden; 

b) (neu) letztinstanzlich von Gemeindebehörden gefasst wurden; 

c) (neu) die politischen Rechte der Stimmberechtigten verletzen können. 
2 Aufgehoben. 

 

§ 199bis (neu) 

II. Ausnahmen 
1 Die Beschwerde ist unzulässig: 

a) gegen kommunale Erlasse; 

b) gegen kommunale Volkswahlen oder -abstimmungen an der Urne, soweit die Verletzung der politi-

schen Rechte der Stimmberechtigten geltend gemacht wird; 

c) bei rein vermögensrechtlichen Streitigkeiten öffentlich-rechtlicher Natur. 
2 Der Rechtsschutz der Lehrkräfte an den Volksschulen richtet sich nach der Gesetzgebung über das 

Staatspersonal. 

 

§ 199ter (neu) 

III. Beschwerderecht 
1 Zur Beschwerde ist berechtigt, wer durch einen Beschluss besonders berührt wird und ein schutzwürdi-

ges Interesse an dessen Aufhebung oder Änderung hat. 
2 Bei Beschlüssen, die von den Stimmberechtigten an der Gemeindeversammlung oder an der Urne ge-

fasst wurden (§ 199 Abs. 1 Bst. a) oder welche die politischen Rechte der Stimmberechtigten verletzen 

können (§ 199 Abs. 1 Bst. c) steht das Beschwerderecht ausserdem jeder Person zu, die in der betreffen-

den Angelegenheit stimmberechtigt ist. 

 

§ 200 Abs. 1 (aufgehoben), Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert), Abs. 4 (neu) 

IV. Verwaltungsgerichtsbeschwerde (Sachüberschrift geändert) 
1 Aufgehoben. 
2 Gegen den Beschwerdeentscheid des Departements ist die Verwaltungsgerichtsbeschwerde zulässig. 
3 Zur Beschwerde ist berechtigt, wer durch einen Beschwerdeentscheid des Departements besonders 

berührt wird und ein schutzwürdiges Interesse an dessen Aufhebung oder Änderung hat. 
4 Bei Beschwerdeentscheiden des Departements über Beschlüsse, welche die politischen Rechte der 

Stimmberechtigten verletzen können (§ 199 Abs. 1 Bst. c), steht das Beschwerderecht ausserdem jeder 

Person zu, die in der betreffenden Angelegenheit stimmberechtigt ist. 

 

§ 201 

V. Beschwerden gegen interkommunale Organisationen (Sachüberschrift geändert) 

 

§ 202 Abs. 1 (geändert) 

I. Beschwerdefrist (Sachüberschrift geändert) 
1 Beschwerden sind innert 10 Tagen, seit die anzufechtende Verfügung oder der anzufechtende Be-

schluss öffentlich bekanntgemacht oder schriftlich mitgeteilt wurde, einzureichen. 

 

§ 203 Abs. 1 (geändert) 

II. Verfahren (Sachüberschrift geändert) 
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1 Soweit nichts anderes bestimmt ist, finden auf das Verfahren die Bestimmungen des Verwaltungs-

rechtspflegegesetzes Anwendung. 

 

§ 204 Abs. 1 (geändert) 
1 Ist die Beschwerde begründet, so hebt die Beschwerdeinstanz die angefochtene Verfügung oder den 

angefochtenen Beschluss auf und weist die Sache zurück oder entscheidet selbst. 

 

Titel nach § 204 (neu) 

10.4. Spezialgesetzgebung 

 

§ 205 

Vorbehaltenes Recht (Sachüberschrift geändert) 

 

Titel nach § 217septies (neu) 

12.3.bis Übergangsbestimmungen zur Teilrevision vom 28. Juni 2022 

 

§ 217octies (neu) 

Zuständigkeit für die Beschwerdebeurteilung 
1 Die Zuständigkeit für die Beurteilung von Beschwerden, welche vor dem Inkrafttreten der Teilrevision 

vom 28. Juni 2022 erhoben wurden, aber erst nach dem Inkrafttreten der Teilrevision vom 28. Juni 

2022 beurteilt werden, richtet sich nach dem bisherigen Recht. 

 

II. 

Der Erlass Gesetz über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen (Verwaltungsrechtspflegegesetz) vom 

15. November 1970 (Stand 1. Januar 2018) wird wie folgt geändert: 

 

§ 67bis Abs. 3 (geändert) 
3 Mit Beschwerden gegen kommunale Nichtwiederwahlen, kommunale Entlassungen aus wichtigen 

Gründen, kommunale Kündigungen definitiver Anstellungsverhältnisse, Kündigungen eines Dienstver-

hältnisses während und nach Ablauf der Probezeit (§ 18bis Absatz 4 und § 27 Gesetz über das Staatsper-

sonal), fristlose Kündigungen eines Dienstverhältnisses aus wichtigen Gründen (§ 28 Gesetz über das 

Staatspersonal) sowie gegen Entscheide des Kantonsrates und der juristischen Prüfungskommission kann 

Unangemessenheit nicht geltend gemacht werden. Beschwerden gegen Disziplinarmassnahmen, ausser 

vom Kantonsrat beschlossene, können auch Unangemessenheit rügen. 

 

III. 

Keine Fremdaufhebungen. 

 

IV. 

Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. 

RG 0096/2022 

Änderung des Kantonsratsgesetzes; Fernteilnahme an S itzungen  

Es liegen vor: 

a) Bericht und Antrag der Ratsleitung vom 22. März 2022 (siehe Beilage). 

 

b) Änderungsantrag der Redaktionskommission vom 20. Juni 2022 zum Beschlussesentwurf des Regie-

rungsrats. 

§ 5bis Absatz 1 soll lauten: 
1 Die Ratsleitung kann für einzelne Kantonsratssitzungen zulassen, dass Ratsmitglieder via Fernteilnah-

me aus an Debatten und Abstimmungen teilnehmen können, sofern 

 

 

 



 IV. Session – 9. Sitzung - 28. Juni 2022 521 

§ 5bis Absatz 1 Buchstabe a soll lauten: 

a) eine Pandemie laut Bundesrecht oder eine vergleichbare Krisensituation im Sinne einer Katastrophe 

oder Notlage gemäss Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetz vorliegt und 

 

§ 5bis Absatz 2 soll lauten: 
2 Als unverschuldeter Grund im Sinne von Absatz 1 gilt 

 

§ 5bis Absatz 2 Buchstaben a-c sollen lauten: 

a) eine behördlich verfügte Quarantäne oder Isolation; 

b) ein ärztliches Attest, wonach eine Anwesenheit vor Ort ein Risiko für die betroffene Person oder 

andere darstellt; 

c) das Fehlen eines aufgrund eines Schutzkonzepts allenfalls vorgeschriebenen Impf- oder Testnachwei-

ses; 

 

§ 5bis Absatz 2 Buchstabe d soll lauten: 

d) eine Verhinderung an der Teilnahme aus logistischen oder organisatorischen Gründen, die auf das 

interessierende Ereignis zurückzuführen sind. 

 

§ 5bis Absatz 3 soll lauten: 

Über die Möglichkeit zur Fernteilnahme beschliesst die Ratsleitung spätestens 5 Tage vor Beginn der 

jeweiligen Session. Ein solcher Beschluss umfasst alle Sitzungen der betreffenden Session. 

 

§ 5ter Absatz 2 soll lauten: 
2 Ausnahmsweise können Sitzungen per Videokonferenz durchgeführt oder die Beschlüsse auf dem 

Zirkularweg gefasst werden, sofern 

 

§ 5ter Absatz 2 Buchstaben a und b sollen lauten: 

a) die Ratsleitung aufgrund einer Pandemie laut Bundesrecht oder einer vergleichbaren Krisensituation 

Beschlüsse per Videokonferenz oder auf dem Zirkularweg für einen bestimmten Zeitraum erlaubt; 

b) 2/3 der Kommissionsmitglieder die Durchführung per Videokonferenz oder Zirkularbeschluss verlan-

gen und nur höchstens drei Geschäfte zu behandeln sind, die sich zudem für eine solche Beschlussfas-

sung eignen; 

 

II. Die Publikations- und Inkrafttretensklausel soll lauten: 

Diese Änderung tritt – unter Vorbehalt des Referendums – am 1. September 2022 in Kraft. 

 

c) Änderungsantrag von Christof Schauwecker (Grüne, Zuchwil) vom 22. Juni 2022 zum Be-

schlussesentwurf des Regierungsrats. 

Änderung zu § 5bis Absatz 4: 

Ratsmitglieder, die via Fernteilnahme an der Sitzung teilnehmen wollen, haben bis spätestens um 

16.00 Uhr am Vortag der Sitzung ein begründetes Gesuch bei den Parlamentsdiensten einzureichen. 

Über das Gesuch und das Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 2 entscheidet das Kantonsratsprä-

sidium. Über erteilte Bewilligungen wird bei Sitzungsbeginn informiert. 

 

d) Änderungsantrag von Christof Schauwecker (Grüne, Zuchwil) vom 22. Juni 2022 zum Be-

schlussesentwurf des Regierungsrats. 

Änderung § 5ter Absatz 2: 

2/3 der Kommissionsmitglieder die Durchführung per Videokonferenz oder Zirkularbeschluss verlangen 

und nur höchstens drei Geschäfte zu behandeln sind, die sich für eine solche Beschlussfassung eignen. 

Eintretensfrage 

Susanne Koch Hauser (Die Mitte), I. Vizepräsidentin, Sprecherin der Ratsleitung. Ausgehend vom erheb-

lich erklärten Auftrag von Markus Ammann AD 009/2021 vom Januar 2021 betreffend virtueller Sit-

zungsteilnahme im Kantonsrat legt die Ratsleitung die vorliegende Anpassung des Kantonsratsgesetzes 

zur Beschlussfassung vor. Inhaltlich hat sich die Digitalisierungskommission vorgängig mit dem Sachver-

halt und dem Umsetzungsvorschlag auseinandergesetzt. Im Wissen darum, dass es weiteren Änderungs- 

und auch weiteren Handlungsbedarf an diesem Gesetz gibt, liegt heute nur eine vorgezogene Mini-

Revision vor. Es ist allerdings eine Revision, die für die Ratsleitung in Anbetracht einer möglichen weite-
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ren Coronawelle relevant ist. Die Änderungen umfassen zwei Hauptstränge. Erstens wird geregelt, dass 

es die Möglichkeit einer Fernteilnahme an der Session geben soll. Wichtig ist aber, dass der Grundsatz 

der physischen Sessionsteilnahme oberstes Ziel bleibt. Die Möglichkeit einer Fernteilnahme an der Sit-

zung des Kantonsrats gilt daher nur in definierten Ausnahmesituationen. Sie sind bewusst weiter ge-

fasst als nur der Begriff der Pandemie. Es könnten durchaus auch andere Krisen dazu führen, dass eine 

Anreise oder eine Teilnahme in Solothurn nicht möglich ist. Im Gesetz ist geregelt, dass die Ratsleitung 

bis fünf Tage vor einer Session den Beschluss der Zulässigkeit fassen muss. Damit wird es möglich, dass 

einzelne Ratsmitglieder, auf die eine oder mehrere in § 5bis Absatz 2 aufgeführte Gründe zutreffen, 

einen Antrag auf Fernteilnahme stellen können. Sie können dies bis am Vortag um 12 Uhr tun. Die Par-

lamentsdienste sind die Kontrollbehörde auf Zulässigkeit. Im Ratsbetrieb selber soll die Ordnungsmäs-

sigkeit durch einen Stimmenzähler und durch den Ratssekretär kontrolliert und garantiert werden. 

Zweitens: Die Erfahrungen der letzten 2½ Jahre haben gezeigt, dass es Situationen gibt, in denen eine 

Kommissionssitzung auch digital oder mit Zirkularbeschluss machbar ist. Diese Möglichkeit soll im Kan-

tonsratsgesetz niedergeschrieben werden, allerdings mit definierten Rahmenbedingungen. So sollen 

virtuelle Sitzungen nicht prinzipiell und generell stattfinden können, sondern nur in definierten Aus-

nahmefällen, nämlich wenn eine der drei unter § 5ter Absatz 2 aufgeführten Gründe eintritt. Das ist, 

wenn die Ratsleitung das aufgrund einer Krisensituation oder einer Pandemie festlegt, wenn das zwei 

Drittel der Kommissionsmitglieder so verlangen und nur höchstens drei Geschäfte behandelt werden, 

die sich für eine solche Beschlussfassung überhaupt eignen oder wenn die Beschlussfassung dringlich ist. 

Es ist ausschliessend, es kann einer dieser Punkte sein, es müssen nicht alle drei erfüllt werden. Die Rats-

leitung hat das Geschäft am 10. Mai 2022 behandelt und beantragt dem Kantonsrat einstimmig die 

Zustimmung zu den Änderungen. Nun noch ein Wort zu den zwei Anträgen von Christof Schauwecker, 

die nicht in der Ratsleitung besprochen wurden. Der Antrag auf die Verkürzung der Anmeldefrist auf 

16 Uhr scheint mir mit Blick auf die Administration zu kurz zu sein. Wenn das nur ein Kantonsrat bean-

tragt, mag das möglich sein, das so kurzfristig anzusetzen. Wenn es hingegen mehrere sind, bin ich der 

Meinung, dass man damit die Parlamentsdienste zu Nachtschichten verknurren könnte. Wo man den 

Schnitt für die Anzahl von möglichen Geschäften zieht, ist keine wissenschaftliche Disziplin. Weil der 

Grundsatz zählt, dass Sitzungen vordringlich physisch stattfinden sollen, ist es eher eine kleinere Anzahl 

von Geschäften, welche festgelegt wurde. Man kann aber auch den Hinweis gelten lassen, dass eine 

weitere Revision ansteht, wir vielleicht Erfahrungen mit dieser Restriktion sammeln und noch einmal 

über die Bücher gehen, wenn es dann soweit ist. Die Ratsleitung beantragt dem Kantonsrat, auf die 

Vorlage einzutreten und den Beschlussesentwurf anzunehmen. Die Mitte-Fraktion. Die Mitte - EVP folgt 

dem Antrag einstimmig und lehnt die Anträge von Christof Schauwecker grossmehrheitlich ab. 

Markus Ammann (SP). Wir alle wissen, dass die nächste Krise kommen wird. Aber natürlich weiss nie-

mand genau, wie sie aussehen wird. Niemand von uns weiss es, aber es ist nicht unmöglich, dass uns 

bereits im Herbst die nächste Pandemie oder die gleiche Pandemie noch einmal einholen wird. Aus die-

sen Gründen habe ich einen dringlichen Vorstoss eingereicht, der mit dieser Vorlage jetzt umgesetzt 

wird. Dies geschieht nicht in Form einer Notlösung, sondern einer dauerhaften Lösung. Es ist hoffentlich 

auch eine, die in diesem Rat gut abgestützt ist. Die Fraktion SP/Junge SP steht hinter diesen zukunfts-

weisenden Anpassungen. Für einmal rennen wir nicht den Problemen hinterher. Wir sind schon hinter-

hergerannt, aber jetzt schaffen wir präventiv gute Voraussetzungen für einen ordentlichen Ratsbetrieb, 

auch für Krisenzeiten, die kommen. Für diesen Vorschlag möchte ich daher auch danken. Ich möchte der 

Ratsleitung danken und insbesondere dem Ratssekretär, der diesen Vorschlag vorbereitet hat. Wie er-

wähnt wurden die Anpassungen auch in der Sonderkommission Digitalisierung intensiv und detailliert 

diskutiert. Man konnte durchaus noch präzisierend einwirken. Dort, wie auch in der Ratsleitung, hat es 

ein klares Bekenntnis zum dauerhaften Ratsbetrieb mit physischer Präsenz gegeben. Das kommt auch 

dadurch zum Ausdruck, indem man klar von einem Einzelfall ausgeht, indem man von einer zeitlichen 

Befristung ausgeht, indem man bei der Definition des Ausnahmefalls Bezug nimmt auf die Bundesge-

setzgebung und damit auch einen möglichst präzisen und klaren Rahmen schafft und indem die physi-

sche Dispensation ebenfalls so weit wie irgendwie möglich klar definiert wurde. Das finden wir als Frak-

tion gut. Wir unterstützen aber auch, dass die Möglichkeit einer Teilnahme an der ganzen Debatte 

geschaffen wird und nicht nur für die Abstimmungen, wie das zum Teil jetzt in anderen Kantonen der 

Fall ist sowie dass trotzdem die maximale Sorgfalt bezüglich Sicherheit und Identifikation erhalten 

bleibt. Die leichte Öffnung betreffend der Kommissionssitzungen begrüssen wir grundsätzlich ebenfalls. 

Uns ist aber wichtig, dass auch hier die physische Präsenz der absolute Normalfall bleibt. Wir finden es 

daher auch richtig, dass die Grenzen bewusst eng gesteckt werden und wir lehnen in diesem Sinn auch 

den zweiten Antrag von Christof Schauwecker ab. Beim ersten Antrag, den wir in der Fraktion nicht 

gross diskutiert haben, gehe ich davon aus, dass wir uns da ebenfalls eher ablehnend verhalten werden. 
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Es ist zumutbar, dass man bis am Mittag meldet, ob man am nächsten Tag erscheinen kann oder nicht. 

So verfügt die Ratsleitung auch über die entsprechende Vorbereitungszeit. In diesem Sinn steht die 

Fraktion SP/Junge SP hinter der Anpassung des Kantonsratsgesetzes und dankt für die rasche, dauerhaf-

te Umsetzung ohne Notfallrecht. 

Christof Schauwecker (Grüne). Die vorliegende Anpassung des Kantonsratsgesetzes ermöglicht die Sit-

zungsteilnahme im Fall von Pandemien und in Krisenfällen. Sie kommt so dem dringlichen Auftrag nach, 

den wir letztes Jahr erheblich erklärt haben. Grundsätzlich sind wir mit den vorgeschlagenen Anpassun-

gen einverstanden. Dennoch sind wir letzte Woche in unserer Fraktionssitzung zum Schluss gelangt, zu 

diesem Geschäft zwei Anträge zu stellen. Sie liegen Ihnen vor. Daher äussere ich mich jetzt gerade dazu, 

anstatt dass ich das später in der Detailberatung tun werde. Zum Antrag zu § 5bis Absatz 4: Wir sind der 

Meinung, dass der Termin von 12 Uhr am Vortag der Realität von Krisen und Pandemien und der Natur 

eines Milizparlaments nicht gerecht wird. Daher schlagen wir statt 12 Uhr am Vortag eine Zeit von 

16 Uhr am Vortag vor. Wir haben diesen Fall durchgespielt und versucht, ihn auf die aktuelle Covidpan-

demie anzuwenden. Wer beispielsweise um 8 Uhr vor der Sitzung positiv getestet wird, hätte also keine 

Chance, am Sessionstag in irgendeiner Art aktiv an der Session teilzunehmen. Die Zeit von 8 Uhr am 

Sessionstag wurde daher auch bei uns in der Fraktion diskutiert. In gewissen Regionen wurden zum 

Beispiel die Testcenter jeweils erst am Mittag geöffnet. So hätte die Deadline auch in solchen Fällen 

nicht eingehalten werden können. Eine Zeit von 16 Uhr ist daher unserer Meinung nach ein Kompromiss 

und lässt den Betroffenen von einer Fernteilnahme an Kantonsratssitzungen immer noch genügend Zeit 

für die notwendigen Vorbereitungsarbeiten. Zum Antrag zu § 5ter Absatz 2: Bei diesem Antrag zu den 

Kommissionssitzungen mittels Videokonferenz oder Zirkularbeschluss beantragen wir, die Höchstzahl 

von drei Geschäften zu streichen. Wenn man die Traktandenliste einer Kommissionssitzung betrachtet, 

so kommt man schnell auf mehr als drei Traktanden. Beispielsweise erstens Begrüssung, zweitens Mittei-

lungen, drittens Varia, viertens Information der Bevölkerung. Dazu kommen dann auch noch die eigent-

lichen Beschlusstraktanden. Dann hätten wir die drei Traktanden schon bei weitem überschritten. Die 

vorgeschlagene Lösung finden wir deshalb nicht praktikabel. Daher soll die Beschränkung auf drei Trak-

tanden gestrichen werden. Trotzdem soll nach wie vor eine Videokonferenz oder ein Zirkularentscheid 

nur dann gemacht werden können, wenn sich die zu beratenden Geschäfte dazu eignen. Wir hoffen, 

dass die neuen Bestimmungen so selten wie möglich angewendet werden müssen. Dennoch sind wir 

froh, dass die Möglichkeiten dafür heute von uns hier im Rat geschaffen werden. In diesem Sinn bitte 

ich Sie, unseren zwei Anträgen und am Schluss der ganzen Vorlage zuzustimmen. 

Markus Spielmann (FDP). Die Gesetzesvorlage hat bei uns in der Fraktion doch zu einigen Diskussionen 

Anlass gegeben. Wir sind klar der Meinung - und das wurde schon mehrfach erwähnt - dass es für den 

politischen Meinungsbildungsprozess im Grundsatz unabdingbar ist, dass man Sitzungen physisch ab-

hält. Dies gilt für die Kommissionen wie auch für das Ratsplenum. Die physische Debatte ist anders ge-

prägt als eine virtuelle, sei es durch die nonverbale Kommunikation, durch direkte argumentative Kon-

frontation oder auch durch das ganze Drumherum bei einer Sitzung, sei es vor oder nach der Sitzung, 

Gespräche, die geführt werden, das Abholen von Meinungen und das Bilden von Mehrheiten. Daher 

haben wir uns sehr kritisch mit der Vorlage auseinandergesetzt. Wir sind in der Konsequenz klar der 

tiefen und festen Überzeugung, dass physisch abgehaltene Sitzungen prioritär sein müssen. Alles andere 

sollte die seltene Ausnahme sein. Ich sage dies insbesondere auch mit Blick auf die Regelungen betref-

fend der Kommissionssitzungen. Für die Debatte im Plenum prallen die Bedürfnisse aufeinander. Einer-

seits ist es das Bedürfnis nach Präsenz, das ich beschrieben habe. Andererseits können Ratsmitglieder 

unverschuldeterweise davon abgehalten werden, ihr Teilnahmerecht an einer Session und an einer Ab-

stimmung auszuüben. Auch zu beachten sind - aber nur mit viel tieferer Priorität - die Kosten einer Ses-

sion «extra muros». Das ändert aber nichts an der einleitenden Feststellung, dass eine physische Session 

wichtig ist, auch wenn sie mehr Aufwand bereitet. Wir sind daher im Ergebnis mit der restriktiven Lö-

sung, wie sie vorgeschlagen ist, einverstanden. Wir sind damit einverstanden, dass es eine Katastrophe, 

eine Pandemie oder etwas Ähnliches braucht, um überhaupt die Bewilligung der Ratsleitung zu be-

kommen, dass Mitglieder aus der Ferne teilnehmen könnten, die ansonsten aufgrund der Vorfälle - das 

ist verknüpft - abwesend bleiben müssten. Etwas anders verhält es sich bei den Kommissionssitzungen. 

Dort geht uns unter der genannten Prämisse die Regelung recht weit. Gemeint ist damit jedoch nicht 

§ 5ter Absatz 2 Ziffer 1, also die Katastrophe oder die Pandemie, sondern die anderen beiden Vorausset-

zungen. Wir möchten auch hier bei den Kommissionen festhalten, dass virtuelle Lösungen, auch wenn 

es dazu die Möglichkeit gibt, die Ausnahme bleiben müssen. Zuhanden der Materialien möchte ich er-

wähnen, dass wir die Erwartung haben, dass die Voraussetzungen restriktiv zu handhaben sind. Es darf 

nicht sein, dass die Kommissionen dazu übergehen, der Einfachheit halber viele Beschlüsse auf dem 
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Zirkularweg oder auf dem virtuellen Weg zu fassen. Unsere Haltung ist nahezu einstimmig für die Zu-

stimmung. Ein Fraktionsmitglied lehnt die Novelle als Ganzes ab. Ein Dank geht an die Redaktionskom-

mission. Man sieht die Qualität der Arbeit der Redaktionskommission, sei es bei dieser Vorlage oder 

allgemein. Ich bin der Ansicht, dass man das auch einmal festhalten darf. Es wird an den Gesetzestexten 

geschliffen, so dass sie tatsächlich an Qualität gewinnen. 

Thomas Lüthi (glp). Wer hätte vor ein paar Jahren gedacht, dass solche durchaus einschneidenden Än-

derungen im Solothurner Kantonsratsgesetz so schnell an Bedeutung gewinnen und heute hier zur 

Debatte stehen. Krisenzeiten zeigen auch immer auf, wo die Schwachpunkte und Verbesserungspoten-

tial in einem System liegen. Wir sind uns einig und es ist in der aktuellen Fassung der Revision auch so 

gewichtet, dass der Rat und die Kommissionen grundsätzlich vor Ort und physisch tagen, so wie wir das 

heute tun. Das Funktionieren der Legislativen und ihren Organen ist gerade in Krisenzeiten für unser 

politisches System zentral. Aus Sicht der Grünliberalen Fraktion setzt diese Gesetzesrevision einerseits 

klar definierte Hürden, wann eine Online-Teilnahme durch ein Parlamentsmitglied möglich ist oder 

wann ein Kommissionsentscheid in einer Videokonferenz gefällt werden kann. Diese Revision nutzt aber 

auch die Chancen der technischen Möglichkeiten und der Digitalisierung, die sich uns heute bieten - und 

das zum Wohl von uns und der Institution, in der wir hier jeden Tag, oder zumindest heute, arbeiten. 

Für die Grünliberale Fraktion ist die Digitalisierung eine Freundin der Demokratie und des Milizsystems. 

Die glp-Fraktion ist einstimmig der Meinung, dass wir unser Parlament mit dieser Revision krisensicherer 

machen und den Einbezug von allen gewählten Parlamentsmitgliedern damit besser sicherstellen kön-

nen. Ich komme nun noch zum Antrag von Christof Schauwecker zum § 5bis, der die Zeitverschiebung 

fordert. Wir werden diesen Antrag grossmehrheitlich ablehnen. Der zweite Antrag, mit dem die Strei-

chung der Beschränkung auf drei Traktanden gefordert wird, werden wir grossmehrheitlich unterstüt-

zen. 

Roberto Conti (SVP). Die SVP-Fraktion hat sich beim damaligen Auftrag im März 2021 kritisch geäussert 

und ihre Bedenken deutlich formuliert. Die Ausgangslage ist heute insofern anders, als dass mit der 

Erheblicherklärung des Wortlauts der Ratsleitung jetzt die Gesetzesänderung vorliegt. Dazu möchte ich 

für die SVP-Fraktion folgende drei Punkte erwähnen: Erstens: Präsenz heisst für uns physische Präsenz. 

Ein Abweichen dieses Grundsatzes darf wirklich nur in ganz ausserordentlichen Situationen erfolgen. 

Sich physisch treffen, zuhören, sich in die Augen schauen, diskutieren, replizieren - das gehört zur Politik 

vor Ort. Zweitens geht es nun um das Schaffen der rechtlichen und technischen Grundlagen für diese 

Möglichkeit. Drittens sind in dieser Vorlage die genannten Kriterien aus unserer Sicht vernünftig. Die 

Umsetzung wird wahrscheinlich auch noch technische Anforderungen stellen. Wir vertrauen darauf, 

dass es so funktionieren kann und dass die genannten Kosten eingehalten werden können. Die SVP-

Fraktion stimmt der Vorlage zu. Zu den Anträgen von Christof Schauwecker sagen wir Folgendes: Es 

muss irgendeinmal eine vernünftige Deadline festgelegt werden. Um 12 Uhr am Vortag erscheint uns 

ein vernünftiger Punkt. Es wird immer wieder zu Ausnahmen kommen, dass kurzfristig etwas eintrifft. 

Es muss aber auch umgesetzt werden können. Wir zweifeln daran, dass das mit einer späteren Zeit - 

man könnte auch 15 Uhr oder 17 Uhr nennen - möglich sein wird. Beim zweiten Antrag kann man sa-

gen, dass zu erkennen ist, wenn man den Text genau liest, dass nur höchstens drei Geschäfte zu behan-

deln sind. Bei der Begrüssung und bei den Mitteilungen handelt es sich nicht um Geschäfte. Das heisst, 

wenn man als Grenze für die Diskussionen nur drei Sachen setzt, so erscheint uns das vernünftig. Wir 

sind bei diesem Punkt jedoch nicht einheitlich, sondern grossmehrheitlich dafür, diesen Antrag abzu-

lehnen. 

 

Eintreten wird stillschweigend beschlossen. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Es haben sich keine weiteren Sprecher oder Sprecherinnen gemeldet. 

Das Eintreten scheint nicht bestritten zu sein. Wir kommen damit zur Detailberatung. Wir beginnen mit 

der Ziffer I., die eine Änderung der drei Gesetzesartikel des Kantonsratsgesetzes umfasst. Zu § 5 Absatz 

1 liegen keine Änderungen vor. Gibt es dazu Wortmeldungen? Das ist nicht der Fall. 

Detailberatung 

Titel und Ingress, Ziffer I., § 5 Absatz 1 Angenommen 
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Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Zu § 5bis Absätze 1 bis 3 gibt es Änderungsanträge der Redaktionskom-

mission. Die Änderungsanträge der Redaktionskommissionen scheinen unbestritten zu sein. Gibt es dazu 

Wortmeldungen? Das ist nicht der Fall. 

 

§ 5bis Absätze 1 bis 3 Angenommen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir kommen nun zu Absatz 4. Dazu liegt ein Änderungsantrag von 

Christof Schauwecker vom 22. Juni 2022 vor. Gibt es dazu Wortmeldungen? 

Markus Spielmann (FDP). Ich schätze die strukturierte Debatte der Frau Vorsitzenden. Trotzdem sage ich 

zur Detailberatung zu beiden Anträgen von Christof Schauwecker etwas. Wir lehnen sie als Fraktion 

einstimmig ab. Zum ersten Antrag: Für uns ist die Zeit von 12 Uhr absolut nachvollziehbar und plausibel. 

Wir können nicht nachvollziehen, wie es der Antragsteller vorhin geschildert hat, dass es zu knapp be-

messen sein soll. Wir haben es schon x-fach erlebt: entweder man hat Symptome oder man hatte einen 

Kontakt usw. Es zeichnet sich ab und irgendwo muss der Schnitt sein, bei dem es dann in zeitlicher Hin-

sicht nicht klappt und man bei einer Debatte nicht dabei ist. In Bezug auf den zweiten Antrag kann ich 

mich dem Fraktionssprecher der SVP-Fraktion anschliessen. Ich bin auch der Meinung, dass man für die 

Begrüssung und für die Genehmigung des Protokolls keine virtuelle Sitzung einberufen muss. Das kann 

man sich sparen. In Anbetracht meiner Ausführungen in der Eintretensdebatte, dass man es eng halten 

soll, sind wir gegen eine weitere Ausdehnung und für die Beschränkung auf drei Beschlusstraktanden. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Es scheint keine weiteren Wortmeldungen mehr zu geben. Wir kommen 

demnach zur Abstimmung über den Antrag von Christof Schauwecker. 

  

Antrag von Christof Schauwecker (Grüne, Zuchwil): 

Änderung zu § 5bis Absatz 4: 

Ratsmitglieder, die via Fernteilnahme an der Sitzung teilnehmen wollen, haben bis spätestens um 

16.00 Uhr am Vortag der Sitzung ein begründetes Gesuch bei den Parlamentsdiensten einzureichen. 

Über das Gesuch und das Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 2 entscheidet das Kantonsratsprä-

sidium. Über erteilte Bewilligungen wird bei Sitzungsbeginn informiert. 

 

Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 9] 

 

Für den Antrag von Christof Schauwecker (Grüne, Zuchwil) 8 Stimmen 

Dagegen 83 Stimmen 

Enthaltungen 1 Stimme 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Bevor wir zu § 5ter kommen, frage ich , ob zu den Absätzen 5 und 6 das 

Wort verlangt wird. Das ist nicht der Fall. 

 

§ 5bis Absätze 5 und 6 Angenommen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Die nächsten Änderungen betreffen § 5ter, der aus drei Absätzen be-

steht. Zu Absatz 2 liegen der Antrag der Redaktionskommission sowie der Antrag von Christof Schauwe-

cker vor. Bevor wir darüber abstimmen, frage ich nach, ob zu Absatz 1 das Wort verlangt wird. Ich sehe 

dazu keine Wortmeldungen.  

 

§ 5ter Absatz 1 Angenommen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir kommen damit zu Absatz 2. Dazu liegt der Änderungsantrag von 

Christof Schauwecker vor. 

Christof Schauwecker (Grüne). Ich habe der Debatte entnommen, dass meistens die Meinung vertreten 

wird, dass mit den drei Geschäften Beschlusstraktanden gemeint sind. Ich bin froh, dass dies so im Pro-

tokoll erwähnt ist. Ich werde aber dennoch an meinem Antrag festhalten. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Wir stimmen demnach über 

diesen Antrag ab. 
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Änderungsantrag von Christof Schauwecker (Grüne, Zuchwil): 

Änderung § 5ter Absatz 2: 

2/3 der Kommissionsmitglieder die Durchführung per Videokonferenz oder Zirkularbeschluss verlangen 

und nur höchstens drei Geschäfte zu behandeln sind, die sich für eine solche Beschlussfassung eignen. 

 

Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 10] 

 

Für den Antrag von Christof Schauwecker (Grüne, Zuchwil) 19 Stimmen 

Dagegen 69 Stimmen 

Enthaltungen 3 Stimmen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Gibt es Wortmeldungen zu Absatz 3? Gibt es Wortmeldungen zur Be-

schlussesziffer II., die das Inkrafttreten betrifft? Wenn nicht, kommen wir zur Schlussabstimmung. 

 

§ 5ter Absatz 3 und Ziffer II. Angenommen 

Kein Rückkommen. 

Schlussabstimmung [Quorum 61, Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 11] 

 

Für Annahme des Beschlussesentwurfs (Quorum 61) 89 Stimmen 

Dagegen 1 Stimme 

Enthaltungen 1 Stimme 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Dieser Beschluss unterliegt nicht dem Referendum. 

Der bereinigte Kantonsratsbeschluss lautet: 

 

Der Kantonsrat von Solothurn gestützt auf Artikel 69 der Kantonsverfassung (KV) vom 8. Juni 1986 nach 

Kenntnisnahme von Bericht und Antrag der Ratsleitung vom 22. März 2022 beschliesst: 

 

I. 

Der Erlass Kantonsratsgesetz vom 24. September 1989 (Stand 1. Januar 2022) wird wie folgt geändert: 

 

§ 5 Abs. 1 (geändert) 
1 Zur gültigen Beratung und Beschlussfassung muss die absolute Mehrheit der Mitglieder anwesend sein. 

Als anwesend gilt, wer sich entweder vor Ort befindet oder via Fernteilnahme gemäss § 5bis teilnimmt. 

 

§ 5bis (neu) 

Teilnahme an Debatten und Abstimmungen im Pandemiefall und in Krisensituationen 
1 Die Ratsleitung kann für einzelne Kantonsratssitzungen zulassen, dass Ratsmitglieder via Fernteilnah-

me an Debatten und Abstimmungen teilnehmen können, sofern 

a) eine Pandemie laut Bundesrecht oder eine vergleichbare Krisensituation im Sinne einer Katastrophe 

oder Notlage gemäss Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetz vorliegt und 

b) den betroffenen Ratsmitgliedern nachgewiesenermassen eine Anwesenheit vor Ort an der Sitzung 

infolge höherer Gewalt oder aus anderen unverschuldeten Gründen nicht möglich ist. 
2 Als unverschuldeter Grund im Sinne von Absatz 1 gilt 

a) eine behördlich verfügte Quarantäne oder Isolation; 

b) ein ärztliches Attest, wonach eine Anwesenheit vor Ort ein Risiko für die betroffene Person oder 

andere darstellt; 

c) das Fehlen eines aufgrund eines Schutzkonzepts allenfalls vorgeschriebenen Impf- oder Testnachwei-

ses; 

d) eine Verhinderung an der Teilnahme aus logistischen oder organisatorischen Gründen, die auf das 

interessierende Ereignis zurückzuführen sind. 
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3 Über die Möglichkeit zur Fernteilnahme beschliesst die Ratsleitung spätestens 5 Tage vor Beginn der 

jeweiligen Session. Ein solcher Beschluss umfasst alle Sitzungen der betreffenden Session. 
4 Ratsmitglieder, die via Fernteilnahme an der Sitzung teilnehmen wollen, haben bis spätestens um 

12.00 Uhr am Vortag der Sitzung ein begründetes Gesuch bei den Parlamentsdiensten einzureichen. 

Über das Gesuch und das Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 2 entscheidet das Kantonsratsprä-

sidium. Über erteilte Bewilligungen wird bei Sitzungsbeginn informiert. 
5 Der Ratssekretär oder die Ratssekretärin sowie ein Stimmenzähler oder eine Stimmenzählerin prüfen 

und protokollieren vor Sitzungsbeginn und vor jeder Abstimmung mittels Video-Authentifizierung die 

Identität der via Fernteilnahme abstimmenden Ratsmitglieder. 
6 Debatten und Abstimmungen werden nicht wiederholt, wenn aus technischen Gründen Wortmeldun-

gen, Stimmabgaben oder eine Video-Authentifizierung via Fernteilnahme nicht möglich sind. 

 

§ 5ter (neu) 

Sitzungen von kantonsrätlichen Kommissionen per Videokonferenz und Zirkularbeschlüsse 
1 Sitzungen der Kommissionen des Kantonsrats erfolgen grundsätzlich mit physischer Präsenz der Rats-

mitglieder, d.h. mit Anwesenheit am Sitzungsort. 
2 Ausnahmsweise können Sitzungen per Videokonferenz durchgeführt oder die Beschlüsse auf dem 

Zirkularweg gefasst werden, sofern 

a) die Ratsleitung aufgrund einer Pandemie laut Bundesrecht oder einer vergleichbaren Krisensituation 

Beschlüsse per Videokonferenz oder auf dem Zirkularweg für einen bestimmten Zeitraum erlaubt; 

b) 2/3 der Kommissionsmitglieder die Durchführung per Videokonferenz oder Zirkularbeschluss verlan-

gen und nur höchstens drei Geschäfte zu behandeln sind, die sich zudem für eine solche  

c) die Beschlussfassung dringlich ist. 
3 Die Ratsleitung kann die Anforderungen an die zu nutzenden Informatikplattformen definieren. 

 

II. 

Keine Fremdänderungen. 

 

III. 

Keine Fremdaufhebungen. 

 

IV. 

Diese Änderung tritt – unter Vorbehalt des Referendums – am 1. September 2022 in Kraft. 

VA 0211/2021 

Volksauftrag «Eine Solaranlage für jedes Gebäude» 

Es liegen vor: 

a) Wortlaut des Volksauftrags vom 10. November 2021 und schriftliche Stellungnahme des Regie-

rungsrats vom 29. März 2022: 

 

1. Volksauftragstext. Der Regierungsrat wird aufgefordert, die gesetzliche Grundlage zu schaffen, dass 

öffentliche Neubauten, Neubauten sowie bestehende, auf Dauer ausgelegte Bauten und Anlagen bei 

einer Dach-Komplettsanierung mit Anlagen zur Nutzung der Solarenergie auszustatten sind, sofern das 

Kosten-Nutzen-Verhältnis über die Lebensdauer positiv ist. Für öffentliche Bauten soll dies ab sofort 

eingeführt werden. Bei privaten Gebäuden ist eine Übergangsfrist von 10 Jahren vorgesehen. Die Ver-

antwortung für die Installation liegt beim Gebäudeeigentümer. Zur Finanzierung soll ein zinsloses Dar-

lehen vom Kanton zur Verfügung stehen, falls die Investitionskosten nicht vom Eigentümer getragen 

werden können. 

2. Begründung. Der unabdingbare Ausstieg aus fossilen Energieträgern in den Bereichen Gebäude, Ver-

kehr und Industrie hin zu erneuerbaren Technologien bedeutet eine Zunahme des Stromverbrauchs. 

Durch ihre schnelle Zubaumöglichkeit und der breiten Akzeptanz in der Bevölkerung spielt die Photo-

voltaik dabei eine zentrale Rolle. Das Solarpotential auf den Dächern und Fassaden des Kantons Solo-

thurn ist gross (siehe beispielsweise die Karte von Swiss Energy Planning (SEP) im Auftrag vom WWF. Die 

Zubaurate der Solarenergie ist aber noch deutlich zu gering und das Potential ungenügend ausge-
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schöpft. Um den zukünftigen Strombedarf nachhaltig decken zu können, ist ein massiver und schneller 

Ausbau zwingend nötig. Mit einer solchen Solaroffensive wird die lokale Wirtschaft angetrieben. Gelder 

werden in der Region investiert und somit Wertschöpfung und Arbeitsplätze geschaffen. Durch immer 

günstigere Solarmodule steigt der lokale Anteil der Ausgaben an Bau- und Planungsfirmen. 

3. Stellungnahme des Regierungsrates. Für die erfolgreiche Umsetzung der Energiestrategie 2050 ist der 

beschleunigte Ausbau der erneuerbaren Energien zwingend. Das Tempo muss erhöht werden - einer-

seits, um die Atomstromproduktion zu ersetzen und andererseits, um den durch die Dekarbonisierung 

aller Sektoren entstehenden zusätzlichen Strombedarf mehrheitlich mit inländisch produziertem Strom 

zu decken. Damit die notwendige Geschwindigkeit im Ausbau der erneuerbaren Energien erreicht wird, 

braucht es funktionierende Investitionsanreize. Diese werden auf nationaler Ebene festgelegt und kön-

nen vom Kanton gezielt ergänzt werden. Diese Ergänzungen werden im Rahmen der Revision des Ener-

giekonzeptes erarbeitet und betreffen in erster Linie die Photovoltaik. 

4. Antrag des Regierungsrates. Erheblicherklärung mit folgendem Wortlaut: Im Rahmen der Überarbei-

tung des Energiekonzeptes werden Massnahmen zur Förderung der Photovoltaik erarbeitet. Basierend 

auf dem Energiekonzept leitet der Regierungsrat die zur Umsetzung notwendigen Gesetzgebungsver-

fahren ein. 

 

b) Zustimmender Antrag der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission vom 19. Mai 2022 zum Be-

schlussesentwurf des Regierungsrats. 

 

c) Änderungsantrag der Fraktion FDP.Die Liberalen vom 24. Juni 2022 zum Antrag des Regierungsrats. 

Abschreibung des Auftrags nach Erheblicherklärung. 

Eintretensfrage 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Es freut mich, dass wir die zwei Initianten vor Ort begrüssen können. Es 

sind dies Gian Baumann und Lukas Lütolf. Herzlich willkommen. 

Thomas Lüthi (glp), Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission. Unsere Kommission hat, 

wie es die Präsidentin erwähnt hat, den vorliegenden Volksauftrag an ihrer Sitzung vom 19. Mai 

2022 behandelt. Der Volksauftrag möchte die gesetzliche Grundlage schaffen, dass öffentliche Neubau-

ten, Neubauten sowie bestehende, auf Dauer ausgelegte Bauten und Anlagen bei einer Dach-

Komplettsanierung mit Anlagen zur Nutzung der Solarenergie auszustatten sind, sofern das Kosten-

Nutzen-Verhältnis über die Lebensdauer positiv ist. Weiter fordert der Volksauftrag, dass der Kanton zur 

Finanzierung zinslose Darlehen zur Verfügung stellen soll, falls die Investitionskosten nicht vom Eigen-

tümer getragen werden können. Für öffentliche Bauten sollen diese Vorgaben ab sofort gelten, für 

private Bauten soll eine Übergangsfrist von zehn Jahren gelten. In einem geänderten Wortlaut schlägt 

der Regierungsrat vor, dass im Rahmen der Erarbeitung des Energiekonzepts Massnahmen zur Förde-

rung der Photovoltaik erarbeitet werden. Basierend auf dem Energiekonzept und in diesem Rahmen 

sind die zur Umsetzung notwendigen Gesetzgebungsverfahren einzuleiten. Ich habe mich, ganz ehrlich 

gesagt, etwas schwer damit getan, die Diskussion in unserer Kommission aufzubereiten und Ihnen hier 

im Rat das Ganze übersichtlich zu erläutern und darzulegen. Ich versuche aber, die wesentlichen Diskus-

sionspunkte aus unserer Debatte kurz darzustellen. Diskutiert haben wir einerseits den Umstand, dass 

der geänderte Wortlaut des Regierungsrats materiell sehr stark vom ursprünglichen Wortlaut des 

Volksauftrags abweicht. Das ist, unabhängig vom Anliegen, kritisch. Insbesondere ist das bei einem 

Volksauftrag kritisch. Am ursprünglichen Wortlaut hat man sich trotz Unterstützung des Anliegens zum 

Teil an der fehlenden Regelung von Anliegen der Denkmalpflege oder von Ausnahmesituationen bei 

der Montage von solchen Photovoltaik-Anlagen gestört. Auch die Forderung nach zinslosen Darlehen 

im Originalwortlaut wurde eher kritisch erwähnt. Der andere Teil der Kommission, der das Anliegen 

grundsätzlich unterstützt, begrüsst die verbindliche Form im Originalwortlaut gegenüber der Fassung 

des Regierungsrats. Aufgrund der starken Abweichung des geänderten Wortlauts des Regierungsrats 

und der Zweifel an der Umsetzbarkeit des Originalwortlauts wurde der Antrag über die Nichterhebli-

cherklärung diskutiert. Am Schluss hat sich eine knappe Mehrheit der Kommission für den geänderten 

Wortlaut des Regierungsrats ausgesprochen. Der geänderte Wortlaut hat mit 8:7 Stimmen gegenüber 

dem Originalwortlaut obsiegt. Für die Erheblicherklärung des geänderten Wortlauts des Regierungsrats 

hat eine Kommissionsmehrheit mit zehn Ja-Stimmen gegen fünf Nein-Stimmen votiert. Unsere Kommis-

sion beantragt Ihnen demnach heute, den geänderten Wortlaut des Regierungsrats erheblich zu erklä-

ren. 
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Hardy Jäggi (SP). Es ist eigentlich überflüssig zu sagen, dass die SP den Ausbau der erneuerbaren Ener-

giegewinnung unterstützt. Zur Verminderung des CO2-Ausstosses und zur Verringerung der Abhängig-

keit vom Ausland müssen wir von fossilen Brennstoffen wegkommen. Dabei wird die Solarenergie eine 

ganz wesentliche Rolle spielen. Soweit ist die Fraktion SP/Junge SP mit den Auftraggebern einig. Damit 

hört aber die Einigkeit bereits auf. Wir erachten es als nicht praktizierbar, bei jeder Solaranlage zuerst 

das Kosten-Nutzen-Verhältnis über die gesamte Lebensdauer zu berechnen, um dann feststellen zu 

können, ob bei der einen oder anderen Dachsanierung eine Anlage zur Nutzung der Solarenergie instal-

liert werden muss oder nicht. Selbst wenn das noch mit einigermassen vertretbarem Aufwand möglich 

wäre, so muss die Pflicht für Solar- oder Photovoltaik-Anlagen für alle neuen Gebäude und für alle 

Dachsanierungen generell gelten. Auch mit der Übergangsfrist von zehn Jahren können wir uns nicht 

anfreunden. Das muss viel schneller gehen. Wir haben nicht mehr zehn Jahre Zeit, um endlich den An-

teil der erneuerbaren Energien massiv zu steigern. Das sollten inzwischen alle begriffen haben - viel-

leicht bis auf die Kollegen und Kolleginnen der Fraktion FDP.Die Liberalen. Sie beantragen nämlich, 

diesen Volksauftrag abzuschreiben, und zwar mit dem Verweis auf das Energiekonzept. Sie begründen, 

dass das Energiekonzept alle Probleme lösen soll. Das Konzept ist unter gütiger Mithilfe des Hauseigen-

tümerverbands entstanden. Für mich ist es offenbar und ganz offensichtlich mehr blau als grün gefärbt. 

Es geht viel zu wenig weit. Zudem handelt es sich dabei lediglich um ein Konzept. Von einem entspre-

chenden Gesetz ist noch weit und breit nichts zu sehen. Das ist ebenfalls der Grund, weshalb von mir ein 

Auftrag hängig ist. Die Zeit zum Gespräch an runden Tischen ist abgelaufen. Jetzt müssen wir endlich 

die künftige Energieerzeugung sicherstellen, und zwar ohne CO2-Emissionen und ohne strahlenden 

Abfall. Den vorliegenden Volksauftrag wird unsere Fraktion SP/Junge SP grossmehrheitlich nicht erheb-

lich erklären. Auch befriedigt uns der Wortlaut des Regierungsrats nicht, weil er unserer Meinung nach 

zu schwammig formuliert ist. 

Myriam Frey Schär (Grüne). Zuerst möchte ich mich im Namen der Fraktion bei den Verfassern und bei 

den Unterzeichnenden des Volksauftrags bedanken. Das Anliegen ist wirklich wichtig. Seit der Stellung-

nahme des Regierungsrats hat sich etwas bewegt. Das haben wir bereits gehört. Insbesondere hat er das 

neue Energiekonzept aufgelegt. Weil in diesem eine Solarpflicht für Neubauten vorgesehen ist, könnte 

man tatsächlich den Eindruck haben, dass ein Einlenken auf den regierungsrätlichen Wortlaut und even-

tuell sogar eine Abschreibung eine gute Idee sei. Das sehen wir aber ganz anders, und zwar aus zwei 

Gründen. Erstens: Der Sprecher der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission hat es bereits erwähnt. 

Der Wortlaut entspricht ganz einfach nicht der Absicht der Unterzeichnenden. Im Volksauftrag ist eine 

klare Forderung formuliert, die zwar mit dem Gesetzgebungsverfahren, das der regierungsrätliche 

Wortlaut in Aussicht stellt, ermöglicht werden kann. Er benennt es aber nicht explizit. Zweitens: Es ist 

davon auszugehen, dass die Photovoltaik-Pflicht heute auch ohne diesen Volksauftrag Teil des Energie-

konzepts wäre, weil es einfach eine gute Idee ist. Aber die Einschätzung, dass der Volksauftrag mit dem 

Energiekonzept erfüllt ist, nur weil die Unterzeichnenden und die kantonale Energiefachstelle respekti-

ve das Amt für Umwelt (AfU) sich in Sachen Solarpflicht einig sind, ist kurzsichtig. Solange wir nämlich 

die nötigen Gesetzesgrundlagen nicht geschaffen haben, haben wir noch überhaupt nichts. Daher kann 

noch gar nichts abgeschrieben werden. Bis die kantonale Bauverordnung revidiert ist, ist es gut, wenn 

das Anliegen so breit wie möglich aufgestellt ist. Das gilt für uns im Übrigen auch für den Auftrag von 

Hardy Jäggi. Für eine Eigenstrompflicht, die normalerweise massgeblich mit Photovoltaik-Anlagen er-

füllt wird, werden wir eine gesetzliche Anpassung brauchen. Je mehr Wege zum Ziel wir uns heute of-

fenhalten - weil das Ziel letztlich immer der signifikante Ausbau unserer Solarstromkapazitäten ist - 

desto besser. Warum soll es eine Solarpflicht für Neubauten geben? Sie wäre nach den gesetzlichen 

Anpassungen ohne Weiteres umsetzbar. Sie ist kostenneutral für den Kanton. Sie entspricht in der Ein-

schätzung dem letzten Bericht des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), dass die Mass-

nahme mit der allerhöchsten Priorität der Ausbau der nicht-fossilen Kapazitäten sein muss. Eine Solar-

pflicht für Neubauten ist aber auch nötig, damit wir den Absenkpfad bis 2050, wie das im neuen 

Energiekonzept definiert ist, einhalten können. Ohne eine solche wird es sehr schwierig, die Zielwerte 

zu erreichen. Es ist nicht so, dass wir das Rad neu erfinden. Aktuell haben schon 18 Kantone eine Eigens-

trompflicht bei Neubauten. Wie bereits erwähnt, wird sie in aller Regel über Photovoltaik-Anlagen er-

füllt. Übrigens, auf eine Bedrohungslage mit einer Erstellungspflicht zu reagieren, hat in der Schweiz 

eigentlich schon fast Tradition. Im Kalten Krieg hat der Bund einen drohenden atomaren Angriff zum 

Anlass genommen, eine Luftschutzkellerpflicht einzuführen. Bei Einfamilienhausneubauten kann man 

sich seit 2012 mit Ersatzabgaben herauskaufen. Die Mehrkosten waren nicht unerheblich, wenn man 

vorher ein Haus gebaut hat. Wenn man den Luftschutzkeller korrekt mit dem richtigen Mobiliar ausge-

stattet hat, anstatt ihn einfach als Skikeller zu nutzen, hat das schnell einmal Kosten von 10'000 Franken 

verursacht. Damit will ich sagen, dass wir mit dem drohenden Klimakollaps wieder mitten in einer neu-
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en Bedrohungslage sind. Machen wir doch deshalb einfach vorwärts. Es ist selten so einfach wie in die-

sem Fall. Wir sind für den Originalwortlaut und in jedem Fall gegen eine Abschreibung. Gute Absichten 

alleine sind noch kein Grund, etwas abzuschreiben. 

Martin Flury (FDP). Die vorgängigen Redner und Rednerinnen haben bereits erwähnt, weshalb wir für 

die Abschreibung sind. Der Volksauftrag ist gut gemeint, ist aber zu kompliziert. Wenn man sich das 

Energiekonzept anschaut, so steht der Volksauftrag schräg in der Landschaft. Es bringt nichts, wenn wir 

x Vorstösse haben, die kleine Sachen herauspicken. Man muss es gesamtheitlich angehen, sei es das 

Klima oder erneuerbare Energien. Man ist mit dem Kanton auf guten Wegen. Das bestreitet niemand. 

Es ist wünschenswert, dass man jedes Dach mit einer Photovoltaik-Anlage bestückt. Im neuen Energie-

konzept sind Massnahmen enthalten, die über die Forderung von Photovoltaik-Anlagen hinausgehen. 

Wir von der Fraktion FDP.Die Liberalen unterstützen den regierungsrätlichen Wortlaut. Weil man be-

reits daran arbeitet, sind wir für die Erheblicherklärung mit Abschreibung. 

Johannes Brons (SVP). Eine Solaranlage auf jedem Dach und dazu noch ein zinsloses Darlehen vom Kan-

ton  - das ist beim besten Willen wirklich zu viel des Guten. Stellen Sie sich vor, was los ist, wenn alle im 

Kanton Solothurn Solaranlagen verbauen. Wir haben heute schon massive Wartezeiten und man kann 

sagen, dass viele, die eine Dachsanierung vornehmen, sich überlegen, bei Rentabilität eine Solaranlage 

zu installieren. Die Bevölkerung hat durchaus einen Gesinnungswandel durchlaufen und ist sensibilisiert, 

was die Solaranlagen betrifft, dies vor allem auch wegen den finanziellen Anreizen, die es für Solaran-

lagen gibt. Es wird automatisch einen weiteren Vorwärtstrend geben, wenn es auch auf den Speicheran-

lagen Bundesgelder oder kantonale finanzielle Vergünstigungen gibt. Je mehr Anlagen es geben wird, 

desto eher werden die Preise fallen. Hinzu kommt noch, dass der Strom in Zukunft tendenziell teurer 

werden wird. Aus diesen Gründen kann die SVP-Fraktion den Volksauftrag nicht unterstützen. Auch den 

geänderten Wortlaut des Regierungsrats werden wir nicht erheblich erklären, weil er materiell nichts 

mehr mit der Stossrichtung des ursprünglichen Volksauftrags zu tun hat. Der Regierungsrat weist in 

seinem Auftrag einfach auf das kommende neue Energiekonzept hin. 

Patrick Friker (Die Mitte). Das Anliegen des Volksauftrags ist im Grundsatz richtig. Wir werden aber 

grossmehrheitlich dem Wortlaut des Regierungsrats folgen. Wir sind der Ansicht, dass die Finanzierung 

von Solaranlagen nicht Aufgabe des Staates ist. Dazu gibt es zahlreiche andere Lösungen. Diese Tatsa-

che ist der Hauptgrund, weshalb wir dem Originalwortlaut nicht zustimmen können. Wir erwarten aber, 

dass sämtliche Player mithelfen werden, das Energiekonzept umzusetzen. Falls der Originalwortlaut 

obsiegen sollte, werden wir grossmehrheitlich für die Nichterheblicherklärung stimmen - dies, weil es 

nicht nur um das Thema Solaranlagen geht, sondern auch um die entsprechende staatliche Finanzie-

rung. Für uns ist dieser Auftrag erledigt, wenn er im Gesetz steht. Das ist nicht der Fall. Aus diesem 

Grund werden wir dem Antrag der Fraktion FDP.Die Liberalen auf Abschreibung nicht folgen. 

Samuel Beer (glp). Die Antwort des Regierungsrats mit dem Hinweis auf das Wunderding Energiekon-

zept befriedigt uns zum ersten Mal. Mittlerweile wissen wir, dass die Forderung des Volksauftrags auch 

tatsächlich darin enthalten ist. Die glp-Fraktion folgt daher geschlossen dem Regierungsrat. Wir sind 

nicht für eine Abschreibung. Wir wollen dem Thema den nötigen Nachdruck verleihen und werden uns 

dafür einsetzen, dass es im Energiekonzept auch tatsächlich umgesetzt wird. Ich kann mir nun aber 

einen persönlichen Erfahrungsbericht nicht verkneifen. Auf unserem Nachbargrundstück wird im Mo-

ment ein neues Haus gebaut. Das Grundstück samt älterem Haus wurden für ca. 1,4 Millionen Franken 

gekauft und alles wurde platt gemacht. Jetzt wird ein ordentliches Mehrfamilienhaus mit schönen Ei-

gentumswohnungen erstellt. Die Baukosten dafür betragen 8 Millionen Franken. Sie können sich be-

stimmt vorstellen, was ich den Architekten als Erstes gefragt habe (Heiterkeit im Saal). Wird eine Photo-

voltaik-Anlage gebaut? Wie wird geheizt? Wie wird das Lademanagement mit Elektroautos gemacht? 

Die Antwort ist spannend. Das Heizen ist klar, es erfolgt mit einer Wärmepumpe. Ladestationen werden 

eingerichtet, eine Photovoltaik-Anlage ist jedoch nicht geplant. Da haben wir schon ein Problem. Eine 

Wärmepumpe und Elektroautos wollen wir, also wir als Verbraucher wollen das. Aber woher der Strom 

kommt, ist nicht so wichtig. Oben ist auf jeden Fall noch ein Whirlpool geplant. Was passiert jetzt in 

diesem Beispiel? Einer der zukünftigen Eigentümer hat das Thema aufgegriffen und es gibt wahrschein-

lich dennoch eine Photovoltaik-Anlage. Im Baugesuch war eine solche aber nicht enthalten. Der Unter-

nehmer wird das im Meldeverfahren nachmelden, hoffentlich verläuft das bei uns in Oberdorf unbüro-

kratisch und einfach. Trotzdem entsteht dem Unternehmer und der Verwaltung ein Mehraufwand. Der 

Elektroplaner muss die Schemata neu zeichnen und die Leerrohre sind nicht eingelegt. Hoffentlich wird 

der Auftrag rechtzeitig vergeben, damit es nicht noch nachträglich ein Gerüst braucht. Übrigens beträgt 
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die Investitionssumme bei diesem Objekt ca. 10 Millionen Franken und den Betrag von 50'000 Franken 

hätte es wohl schon noch vertragen. Die Photovoltaik wird neben der Wasserkraft zur zweiten tragen-

den Säule der Schweizer Energieversorgung. Das ist mittlerweile relativ klar. Eine Säule ist wie ein Fun-

dament. Das plant man zuerst, auch wenn die Photovoltaik-Anlage auf dem Dach vom Bauablauf her 

gesehen am Schluss montiert wird. Trotz meiner Zurückhaltung für mehr Vorschriften hege ich echte 

Sympathien dafür, dass wir bei Neubauten eine Photovoltaik-Pflicht einführen. Eine Photovoltaik-

Anlage muss zum Standard werden. Zum Schluss möchte ich noch eine hoffnungsvolle Anekdote er-

wähnen: Meine 3½-jährige Tochter liest gerne Bücher. Und der Papa liest gerne mit, wenn es um Bau-

stellen und um grosse Baumaschinen geht. Sie kennt bereits den Unterschied zwischen Bagger, Lastwa-

gen, Kran und Frontlader. Wir sind also recht gut auf Kurs. Was in den Kinderbüchern zudem bereits 

gelehrt wird, ist, dass jedes Gebäude eine Solaranlage hat. Ansonsten fehlt da etwas. Das hat meine 

Tochter auch schon gemerkt. Um den Nachwuchs und um die neuen Generationen müssen wir uns keine 

Sorgen machen. Das wird zum neuen Normal. Der Change bei den aktuellen Entscheidungsträgern in 

der Baubranche ist etwas grösser. 

Markus Spielmann (FDP). Ich spreche nicht mit dem blauen Hut, sondern mit demjenigen des Hauseigen-

tümerverbands. Beide haben ihre Blumen bereits bekommen, besten Dank dafür im Voraus. Ich danke 

auch Samuel Beer für sein süffiges Votum. Meine Kinder sind schon ein oder zwei Jahre älter, aber sie 

hatten bereits dieselben Erkenntnisse. Im Übrigen sind sich auch die Väter über weite Strecken einig, 

wie ich feststellen darf. Die Erarbeitung des Energiekonzepts - und darum geht es im abgeänderten 

Wortlaut - unter Einbindung der Stakeholder war ein konstruktiver Weg. Ich kann Hardy Jäggi beruhi-

gen. Die Ärmel wurden nach hinten gekrempelt, es wurde hart diskutiert und debattiert, als das Ener-

giekonzept, das jetzt verabschiedet ist, entstanden ist. Was der Regierungsrat nun daraus gemacht hat, 

kann man in einzelnen Punkten diskutieren. Aber im Grossen und Ganzen wird es durch einen breiten 

Konsens getragen, und zwar von ganz weit links bis ganz weit rechts. Ich kann Ihnen sagen, dass wir, 

wenn wir etwas in diesem Kanton in diesem Bereich erreichen wollen, gut beraten sind, diesen Weg 

weiter zu beschreiten. Die Energiewende kann nur kantonal beschleunigt werden, wenn wir endlich 

Hürden abbauen und Anreize schaffen, damit energetische Sanierungen und erneuerbare Energien Sinn 

machen. Samuel Beer, dann wird eine Photovoltaik-Anlage tatsächlich zum neuen Normal. Das heisst 

aber nicht, dass man es den Leuten befehlen muss. Das heisst, dass wir unsere Hausaufgaben, die es zur 

Genüge gibt, endlich erledigen sollten. Da bin ich sogar mit der linken Ratsseite einig. Wir haben Jahre 

verloren, weil wir die Hausaufgaben nicht gemacht haben. Es ist absurd, wenn ich beim Neubau fünf 

Jahre warten muss, bis ich eine Photovoltaik-Anlage steuerlich abziehen kann. Wir bringen das nicht 

weg. Da müssen wir doch beginnen und nicht, indem wir die Leute zwingen, eine Photovoltaik-Anlage 

auf das Dach zu bauen. Wir müssen es zum Normal und nicht zum Zwang machen. Das ist der Weg. 

Aber anstatt die Hausaufgaben anzupacken, kommen wir immer wieder auf die alten Rezepte zurück. 

Und das ist das, was wir hier diskutieren. Man will die Leute knebeln. So ist es auch im Volksauftrag und 

zum Teil auch im Energiekonzept enthalten. Der Wortlaut des Regierungsrats ist moderat, tragbar und 

entspricht dem Genannten. Dem kann man zustimmen. Was ich nicht verstehe, ist der Umstand, dass 

Personen zwar dem Wortlaut zustimmen wollen, nicht jedoch der Abschreibung. Das macht doch keinen 

Sinn. Das Energiekonzept wurde verabschiedet, das haben Sie bestimmt mitbekommen. Demnach ist der 

Auftrag erledigt. Man kann ihn auch in der Geschäftsprüfungskommission abschreiben, weil er erledigt 

ist. Es steht darin geschrieben und das Energiekonzept geht weiter als das, von dem sonst die Rede ist. 

Es geht weiter als Hürden abzubauen und Anreize zu schaffen. Das Energiekonzept sieht einen Zwang 

vor. Ob er kommen wird oder nicht, steht auf einem anderen Blatt. Man kann schon extreme Forderun-

gen stellen. Die Quintessenz davon ist - das müssen Sie wissen - dass man riskiert, das Kind mit dem Bade 

auszuschütten. Am Schluss kann man Extremforderungen in ein neues Gesetz giessen. Wenn es schief-

geht, dann - ich sage es auf deutsch - «verreckt» es wieder. Wir sind dann immer wieder gleich weit und 

diskutieren in drei Jahren erneut über das Gleiche, anstatt dass man jetzt den Konsens packt und etwas 

macht. Da bin ich voll dabei und mache mit. Aber das, was jetzt vor allem im Originalwortlaut zur De-

batte steht, entspricht dem nicht. Es droht, zu einem Scheitern des Gesamten zu führen. Die Stakeholder 

von links bis rechts waren sich dahingehend einig. Um auf den Anfang zurückzukommen: Samuel Beer 

hat gesagt, dass es zum neuen Normal werden wird. Irgendjemand möchte eine neue Wohnung kaufen 

und wird fragen, wo die Photovoltaik-Anlage auf dem Dach ist. Der Prozess ist bereits geschehen. Daher 

kann ich auch mit dem Hut des Hauseigentümerverbands sagen, dass man dem Wortlaut des Regie-

rungsrats durchaus zustimmen kann. Konsequenterweise muss man aber eine Abschreibung vornehmen. 

Kevin Kunz (SVP). Ich möchte Ihnen auch noch zwei, drei Inputs aus meinem täglichen Geschäft vermit-

teln. Ich kann von mir sagen, dass ich auch etwas grün hinter den Ohren bin. So habe ich jetzt fast zwölf 
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Monate auf mein Elektrofahrzeug gewartet. Es ist nun endlich eingetroffen. Ich bin wieder am Bauen 

und werde auch eine Photovoltaik-Anlage auf das Dach montieren. Ich muss aber dennoch ein paar 

Inputs geben, die mir wichtig sind. Als ich vor fünf Jahren das erste Haus gebaut habe, ging es um die 

Kostenzusammenstellung. Ich habe gesehen, wie die Kosten in etwa ausfallen werden. Auch damals war 

im Budget eine Photovoltaik-Anlage enthalten. Durch die steigenden Rohstoffpreise, die im Momente 

extrem hoch sind, bleibt meistens nichts mehr von diesem Budget übrig beziehungsweise das Budget 

wird überschritten. Ich kann sagen - da wird mir Matthias Anderegg beipflichten - dass die Kosten im 

Moment nicht planbar sind. Die Leute verzichten eher auf etwas, das man später machen kann. Bei-

spielsweise verzichten sie auf eine Photovoltaik-Anlage, anstatt dass sie innen auf etwas verzichten, das 

man dann das Leben lang hat. Man möchte sich zuerst im Innenbereich wohlfühlen, bevor man das 

andere macht. Ich bin ein absoluter Befürworter von Photovoltaik-Anlagen. Das ist definitiv so. Dies 

geschieht jedoch nicht aus Überzeugung wegen dem grünen Aspekt, sondern weil ich früher oder spä-

ter unabhängig sein will. Egal was passieren wird, habe ich so meinen Strom. Damit kann ich meinen 

Pool oder Whirlpool heizen, wie das Samuel Beer vorhin so schön gesagt. Er kann in Zukunft dann noch 

ein paar Arbeitsstellen schaffen. Ich glaube, dass dies die wichtigen Punkte sind, die wir anstreben wer-

den. Der Auftrag geht in meinen Augen komplett in die falsche Richtung. Die Problematik ist das Geld. 

Wenn der Staat oder der Kanton das Geld vorschiessen müsste, und das zinslos - wir bekommen das 

Geld bestimmt nicht gratis von der Schweizerischen Nationalbank - so werden auch Kosten für den Kan-

ton anfallen. Das ist ein wichtiger Punkt. Ein anderer Punkt betrifft den Strom. Unsere Nachbarn in 

Frankreich haben erst im März ein Kohlekraftwerk abgestellt. Wegen der Thematik rund um den Ukrai-

ne-Krieg sind sie bereits am Diskutieren, ob man es im Oktober oder November wieder in Betrieb neh-

men muss, weil der Strom zu knapp wird. Ich glaube, dass das Thema Photovoltaik in Zukunft grund-

sätzlich ein wichtiger Bestandteil sein wird, damit wir in diesem Bereich den Strombedarf bei uns in der 

Schweiz langfristig abdecken können. 

Markus Ammann (SP). Ich knüpfe gleich am vorherigen Votum an. Das Versäumnis von anderen kann 

keine Rechtfertigung sein, selber nichts zu machen. Seit Jahren, wenn nicht seit Jahrzehnten wissen wir 

um die Klimakrise. Seit Jahren, wenn nicht seit Jahrzehnten kennen wir Wege und Lösungen, wie wir ihr 

begegnen könnten. Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine legt nun schonungslos offen, wie 

abhängig wir auch heute noch von Öl und Gas sind. Was ist bisher im Kanton Solothurn passiert, trotz 

aller möglichen freiwilligen Optionen? Die Antwort ist einfach: wenig, zu wenig. Dort, wo wir etwas 

tun, geschieht dies zu langsam. Wir haben immer noch den höchsten CO2-Ausstoss pro Wohnfläche in 

der ganzen Schweiz. Wir haben immer noch keine Ersatzpflicht für fossile Heizungen. Wir haben immer 

noch keine Pflicht für Eigenstromproduktion, nicht bei Sanierungen und nicht einmal bei Neubauten, 

obschon es dort eigentlich nichts oder fast nichts zusätzlich kostet. Das geschieht übrigens alles mit ei-

ner Grünen Regierungsrätin, die in diesem Bereich zuständig ist. Im Gegensatz zu Patrick Friker bin ich 

durchaus der Meinung, dass es sich bei der grossen Aufgabe der Energietransformation weg von der 

fossilen Abhängigkeit hin zu nachhaltigen und erneuerbaren Energieformen mindestens teilweise um 

staatliche Aufgaben handelt. Das neue Energiekonzept postuliert zwar ein paar Ansätze, die in die rich-

tige Richtung gehen. Der Volksauftrag mag sogar mitgeholfen haben, dass wenigstens ein paar Sachen 

drinstehen, die heute darin enthalten sind. Aber weder der Volksauftrag noch das Energiekonzept kön-

nen angesichts der Dringlichkeit des Problems angemessen oder sogar ehrgeizig genannt werden. Wir 

haben jetzt nicht mehr Zeit zu warten, bis das alles automatisch so langsam in die Bevölkerung hinein 

sickert. Wir brauchen einen gewissen Druck. Wir alle wissen, dass wir in Zukunft vielleicht nicht mehr 

Energie, aber bestimmt mehr Strom brauchen werden. Aus diesem Grund ist die erhöhte Produktion von 

umweltfreundlichem Strom nicht nur zentral, sondern prioritär und von allerhöchster Dringlichkeit. In 

diesem Sinn reicht das neue Energiekonzept auch nicht und der Volksauftrag bringt darüber hinaus 

eigentlich gar nichts. Was wir jetzt unter anderem dringend brauchen, im Bewusstsein, dass dies nur 

eine Massnahme darstellt, ist eine rasche und konsequente Umsetzung der Pflicht zur Eigenstrompro-

duktion, sowohl bei Neubauten wie bei Sanierungen, ohne lange Übergangsfristen. Das bedingt eine 

möglichst rasche Anpassung der Energiegesetzgebung. An dieser Stelle möchte ich noch ein letztes 

Wort zur Abschreibung anbringen. Mit dem Verweis auf das Energiekonzept hat die Fraktion FDP.Die 

Liberalen natürlich recht. Aber eben auch wieder nicht. Das Energiekonzept enthält betreffend der 

Photovoltaik-Anlagen zwar ungefähr den Auftragstext. Aber das Konzept ist in diesem Punkt nur eine 

Absichtserklärung der Verwaltung oder des Regierungsrats und nicht mehr. Vorgeschrieben ist damit 

noch gar nichts. Die Anpassungen müssen zuerst noch in Gesetze und Verordnungen gegossen werden. 

Bis dann fliesst wahrscheinlich noch einiges an Wasser die Aare hinunter. Allenfalls steht auch noch in 

den Sternen, ob von gewissen Kreisen bei einem konkreten Text nicht wieder das Referendum ergriffen 
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wird. Mit anderen Worten: Es gibt zum heutigen Zeitpunkt keinen, also tatsächlich keinen Grund das 

abzuschreiben. 

Heinz Flück (Grüne). Ich habe noch einen Satz von Johannes Brons im Ohr. Er hat erwähnt: «...weil der 

Antrag des Regierungsrats nichts mit dem ursprünglichen Auftrag zu tun hat.» Ich komme allerdings zu 

einer anderen Schlussfolgerung, als dies Johannes Brons gemacht hat. Genau deswegen sollten wir dem 

ursprünglichen Auftrag zustimmen, wenn wir in Bezug auf die Photovoltaik jetzt endlich einen Zacken 

zulegen wollen. Daher bitte ich Sie, dem ursprünglichen Auftrag zuzustimmen. 

Markus Spielmann (FDP). Ich möchte eine kurze Replik machen zum Vorwurf, dass nichts passiert. Das 

stimmt so nicht. Im Kanton Solothurn sind rund 28'000 fossile Heizungen in Betrieb. In den nächsten 

Jahren werden davon 13'000 Heizungen ersetzt. Bis ins Jahr 2040 werden es weitere 17'000 Heizungen 

sein. Bis 2040 werden fast alle fossilen Heizungen ersetzt sein. Die Quelle ist der Reportingbericht 

2021 zum alten Energiekonzept. Fast alle fossilen Heizungen werden in den nächsten 18 Jahren noch 

einmal ersetzt. Wenn man die Grundlagen schafft, die Hürden wegbringt und es genügend interessant 

macht, so werden sie durch Wärmepumpen und durch Eigenstromerzeugung ersetzt werden. Fakt ist 

auch, dass eigentlich keine Heizung durch den Energieträger Öl ersetzt wird. Wenn ein fossiler Hei-

zungs- oder Energieträger gewählt wird, dann ist es Gas. Dann müssen wir bei den Städten hinschauen, 

wo es Gasnetze hat. Dort hat es ganz andere Ursachen. Es würde nun zu weit führen, das anzuschauen. 

Ich bin der Meinung, dass wir dort den Hebel ansetzen müssen und nicht, indem man die Leute zu ir-

gendetwas zwingt und Photovoltaik-Anlagen erstellt, wo es beispielsweise keinen Sinn macht. 

Sandra Kolly (Vorsteherin des Bau- und Justizdepartements). Der Auftrag war in meinem Departement. 

Ich habe mich in der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission mehrmals unbeliebt gemacht, weil ich 

immer wieder mit dem gleichen Wortlaut gekommen bin, nämlich mit der Erheblicherklärung mit dem 

Hinweis auf das Energiekonzept. Ich habe erwähnt, dass man es in die nötige Gesetzgebung überführen 

wird. Als ich in der Kommission war, habe ich gesagt, dass ich mir bewusst bin, dass ich mich unbeliebt 

machen werde. Aber ich habe das Versprechen abgegeben, dass ich das letzte Mal mit diesem Wortlaut 

kommen werde. Das konnte ich dann auch einhalten. Etwas später haben wir das Energiekonzept vor-

gelegt und den Medien vorgestellt. Zum damaligen Zeitpunkt lag es noch nicht vor, daher konnte man 

den Text noch nicht konkreter in den Wortlaut aufnehmen. Jetzt liegt eine Art Konsens vor. Das wurde 

vorhin auch so erwähnt. Im Rahmen des Energiekonzepts gab es eine Stakeholdergruppe. Dort wurde 

beraten, eine Photovoltaik-Pflicht für jedes Dach zu erlassen. Man hat gemerkt, dass es in dieser Abso-

lutheit keine Chance hat. Wie der Volksauftrag nun vorliegt, ist es sehr konkret formuliert, nämlich eine 

Anlage auf jedes Dach zu bauen mit einer zehnjährigen Übergangsfrist. Es bestehen auch Aspekte in 

Bezug auf die Denkmalpflege, die man überprüfen müsste, aber auch Belange bezüglich der Montage. 

Der Auftrag im Originalwortlaut wäre sehr schwierig umzusetzen. Daher haben wir uns für die Erhebli-

cherklärung mit dem Energiekonzept entschieden. Darin enthalten ist eine Photovoltaik-Pflicht für 

Neubauten, dort wo es Sinn macht. Dies gilt auch für Umbauten, sofern sich die Kosten im Rahmen be-

wegen. Das ist für uns ein gangbarer Weg. Wir werden das jetzt auch ins Energiegesetz aufnehmen, das 

die Kollegin Wyss am Aufgleisen ist. Wir sind überzeugt, dass wir eine Chance hätten, das durchzubrin-

gen. Ich muss auch sagen, dass vorhin richtig ausgeführt wurde, dass wir den Originalwortlaut erheblich 

erklären könnten. Der würde aber auch in das Energiegesetz fliessen. Er würde dann im Entwurf vorlie-

gen. Das Ganze geht in die Vernehmlassung, ins Parlament und allenfalls noch vor das Volk. Das Ziel des 

Regierungsrats besteht darin, dass wir jetzt den Königsweg finden und eine Fassung haben, die nachher 

hoffentlich bereits im Parlament die Zweidrittelmehrheit finden wird. Wenn das nicht der Fall sein soll-

te, so sollten wir aber vor dem Volk eine Chance haben. Wir wollen vermeiden, noch einmal einen 

Scherbenhaufen zu haben, wie wir das vor zwei, drei Jahren gehabt haben. Daher ist es uns ein Anlie-

gen, dass wir jetzt diesen Weg gehen würden. In Bezug auf die Abschreibung ist der Regierungsrat der 

Meinung, dass wir diese noch nicht vornehmen sollten. Es ist zwar im Energiekonzept enthalten, aber 

wir sagen ganz klar, dass wir die notwendige Gesetzgebung jetzt aufgleisen. So gesehen ist für uns der 

Auftrag noch nicht vom Tisch. Es geht weiter. Daher beantragt der Regierungsrat den geänderten Wort-

laut und plädiert auf Erheblicherklärung. 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Wir fahren fort und kommen zur Beschlussfassung. Dazu gehen wir in 

drei Schritten vor. Zuerst bereinigen wir den Wortlaut. Danach stimmen wir über die Erheblicherklärung 

ab. Im Fall einer Erheblicherklärung stimmen wir über den Antrag der Fraktion FDP.Die Liberalen auf 

Abschreibung ab. 
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Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 12] 

 

Für den Wortlaut der Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission / des Regierungs-

rats 

78 Stimmen 

Für den Originalwortlaut 16 Stimmen 

Enthaltungen 1 Stimme 

  

Schlussabstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 13] 

 

Für Erheblicherklärung 56 Stimmen 

Dagegen 29 Stimmen 

Enthaltungen 9 Stimmen 

  

Abstimmung [Details siehe Anhang A, Abstimmung Nr. 14] 

 

Für Abschreibung 41 Stimmen 

Dagegen 53 Stimmen 

Enthaltungen 0 Stimmen 

Nadine Vögeli (SP), Präsidentin. Ich möchte noch gerne eine Frage beantworten, die Johannes Brons 

vorhin gestellt hat. Er wollte wissen was passiert, wenn alle Dächer im Kanton mit Photovoltaik bestückt 

sind. Ich kann die Frage nicht abschliessend beurteilen. Aber wenn das passiert, wissen wir, wer das 

nächste Trikot für den FC Kantonsrat bezahlen wird (Heiterkeit im Saal). Es ist bereits 12.15 Uhr. Wir 

ziehen kein weiteres Geschäft mehr in die Beratung. Ich möchte Ihnen ganz herzlich für die speditive 

und gute Beratung am heutigen Sessionstag danken. Ich wünsche Ihnen einen guten Appetit, gute Frak-

tionssitzungen und bis morgen. 

 

Schluss der Sitzung um 12:15 Uhr 

 

 


